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I

(Veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

VERORDNUNG (EG) Nr. 2087/2004 DER KOMMISSION

vom 7. Dezember 2004

zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die Bestimmung der im Sektor Obst und Gemüse
geltenden Einfuhrpreise

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 3223/94 der Kommission
vom 21. Dezember 1994 mit Durchführungsbestimmungen zur
Einfuhrregelung für Obst und Gemüse (1), insbesondere auf Ar-
tikel 4 Absatz 1,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die in Anwendung der Ergebnisse der multilateralen
Handelsverhandlungen der Uruguay-Runde von der Kom-
mission festzulegenden, zur Bestimmung der pauschalen
Einfuhrwerte zu berücksichtigenden Kriterien sind in der
Verordnung (EG) Nr. 3223/94 für die in ihrem Anhang
angeführten Erzeugnisse und Zeiträume festgelegt.

(2) In Anwendung der genannten Kriterien sind die im An-
hang zur vorliegenden Verordnung ausgewiesenen pau-
schalen Einfuhrwerte zu berücksichtigen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die in Artikel 4 der Verordnung (EG) Nr. 3223/94 genannten
pauschalen Einfuhrwerte sind in der Tabelle im Anhang zur
vorliegenden Verordnung festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 8. Dezember 2004 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 7. Dezember 2004

Für die Kommission
J. M. SILVA RODRÍGUEZ

Generaldirektor für Landwirtschaft und Entwicklung des
ländlichen Raumes
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ANHANG

zur Verordnung der Kommission vom 7. Dezember 2004 zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die Be-
stimmung der im Sektor Obst und Gemüse geltenden Einfuhrpreise

(EUR/100 kg)

KN-Code Drittland-Code (1) Pauschaler Einfuhrpreis

0702 00 00 052 103,1
204 98,8
999 101,0

0707 00 05 052 92,7
204 32,5
999 62,6

0709 90 70 052 108,2
204 70,4
999 89,3

0805 10 10, 0805 10 30, 0805 10 50 204 52,8
388 50,6
999 51,7

0805 20 10 204 54,2
999 54,2

0805 20 30, 0805 20 50, 0805 20 70,
0805 20 90

052 68,6
204 55,3
464 161,3
624 80,4
720 30,2
999 79,2

0805 50 10 052 49,2
528 34,1
999 41,7

0808 10 20, 0808 10 50, 0808 10 90 052 116,3
388 138,0
400 86,7
404 107,4
512 104,5
720 67,3
999 103,4

0808 20 50 720 66,4
999 66,4

(1) Nomenklatur der Länder gemäß der Verordnung (EG) Nr. 2081/2003 der Kommission (ABl. L 313 vom 28.11.2003, S. 11). Der Code
„999“ steht für „Verschiedenes“.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 2088/2004 DER KOMMISSION

vom 7. Dezember 2004

zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 2497/2001 und der Verordnung (EG) Nr. 2597/2001 in
Bezug auf Zollkontingente für bestimmte Fische und Fischereierzeugnisse mit Ursprung in Kroatien
und für bestimmte Weine mit Ursprung in Kroatien, der ehemaligen jugoslawischen Republik

Mazedonien und Slowenien

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Akte über die Bedingungen des Beitritts der
Tschechischen Republik, der Republik Estland, der Republik Zy-
pern, der Republik Lettland, der Republik Litauen, der Republik
Ungarn, der Republik Malta, der Republik Polen, der Republik
Slowenien und der Slowakischen Republik und die Anpassun-
gen der die Europäische Union begründenden Verträge (1), ins-
besondere Artikel 57 Absatz 2.

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 2248/2001 des Rates vom
19. November 2001 über Verfahren für die Anwendung des
Stabilisierungs- und Assoziierungsabkommens zwischen den Eu-
ropäischen Gemeinschaften und ihren Mitgliedstaaten und der
Republik Kroatien und für die Anwendung des Interimsabkom-
mens zwischen der Europäischen Gemeinschaft einerseits und der
Republik Kroatien andererseits (2), insbesondere auf Artikel 7,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 153/2002 des Rates vom
21. Januar 2002 über Verfahren für die Anwendung des Stabi-
lisierungs- und Assoziierungsabkommens zwischen den Europä-
ischen Gemeinschaften und ihren Mitgliedstaaten und der ehe-
maligen jugoslawischen Republik Mazedonien und für die An-
wendung des Interimsabkommens zwischen der Europäischen
Gemeinschaft einerseits und der ehemaligen jugoslawischen Re-
publik Mazedonien andererseits (3), insbesondere auf Artikel 7,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Mit der Entscheidung 2004/778/EG vom 11. Oktober
2004 (4) hat der Rat anlässlich des Beitritts der Tschechi-

schen Republik, der Republik Estland, der Republik Zy-
pern, der Republik Lettland, der Republik Litauen, der
Republik Ungarn, der Republik Malta, der Republik Po-
len, der Republik Slowenien und der Slowakischen Re-
publik zur Europäischen Union ein Protokoll zum Inte-
rimsabkommen über Handel und Handelsfragen zwi-
schen der Europäischen Gemeinschaft einerseits und der
Republik Kroatien andererseits, nachstehend „Erweite-
rungsprotokoll“ genannt, angenommen. Das Erweite-
rungsprotokoll wird mit Wirkung vom 1. Mai 2004 vor-
läufig angewandt.

(2) Mit der Entscheidung vom 22. November 2004 (5) hat
der Rat die Unterzeichung eines Protokolls zum Stabili-
sierungs- und Assoziierungsabkommen zwischen den Eu-
ropäischen Gemeinschaften und ihren Mitgliedstaaten ei-
nerseits und der ehemaligen jugoslawischen Republik Ma-
zedonien andererseits anlässlich des Beitritts der Tsche-
chischen Republik, der Republik Estland, der Republik
Zypern, der Republik Lettland, der Republik Litauen,
der Republik Ungarn, der Republik Malta, der Republik
Polen, der Republik Slowenien und der Slowakischen
Republik zur Europäischen Union, nachstehend „Erweite-
rungsprotokoll“ genannt, genehmigt und für dessen vor-
läufige Anwendung ab dem 1. Mai 2004 gesorgt.

(3) In beiden Erweiterungsprotokollen sind neue Zollkontin-
gente und Änderungen der bereits bestehenden Zollkon-
tingente vorgesehen, die in der Verordnung (EG) Nr.
2497/2001 der Kommission vom 19. Dezember 2001
zur Eröffnung und Verwaltung von Gemeinschaftszoll-
kontingenten für bestimmten Fisch und bestimmte Fi-
schereierzeugnisse mit Ursprung in der Republik Kroa-
tien (6) und in der Verordnung (EG) Nr. 2597/2001
vom 28. Dezember 2001 zur Eröffnung und Verwaltung
von Gemeinschaftszollkontingenten für bestimmte Weine
mit Ursprung in der Republik Kroatien, der ehemaligen
jugoslawischen Republik Mazedonien und der Republik
Slowenien (7) festgelegt sind.

(4) Um die in den Erweiterungsprotokollen vorgesehenen
neuen Zollkontingente und Änderungen der bestehenden
Zollkontingente anwenden zu können, müssen die Ver-
ordnung (EG) Nr. 2497/2001 und die Verordnung (EG)
Nr. 2597/2001 geändert werden.
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(5) Für das Jahr 2004 sind die Mengen der neuen Zollkon-
tingente und die Erhöhung der bestehenden Zollkontin-
gente unter Berücksichtigung des Teils des Zeitraums, der
vor dem 1. Mai 2004 vergangen ist, als Teil der in den
Erweiterungsprotokollen genannten Ausgangsmengen zu
berechnen.

(6) Um die Verwaltung von bestimmten in den Verordnun-
gen (EG) Nr. 2497/2001 und (EG) Nr. 2597/2001 fest-
gelegten bereits bestehenden Zollkontingenten zu erleich-
tern, sind die im Rahmen dieser Zollkontingente einge-
führten Mengen zu berücksichtigen und auf die Zollkon-
tingente anzurechnen, die gemäß den durch diese Ver-
ordnung geänderten Verordnungen (EG) Nr. 2497/2001
und (EG) Nr. 2597/2001 eröffnet werden.

(7) Nach dem Beitritt Sloweniens zur Europäischen Union
sind die Zollkontingente für Weine mit Ursprung in die-
sem Mitgliedstaat gemäß der Verordnung (EG) Nr.
2597/2001 abzuschaffen. Die Verweise auf diese Zoll-
kontingente sind somit zu löschen.

(8) Da die Erweiterungsprotokolle ab dem 1. Mai 2004 gel-
ten, sollte diese Verordnung ab demselben Datum gelten
und so bald wie möglich in Kraft treten.

(9) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent-
sprechen der Stellungnahme des Ausschusses für den
Zollkodex —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Der Anhang der Verordnung (EG) Nr. 2497/2001 wird durch
den Wortlaut im Anhang I zu dieser Verordnung ersetzt.

Artikel 2

Die Verordnung (EG) Nr. 2597/2001 wird wie folgt geändert:

1. Der Titel erhält folgende Fassung:

„zur Eröffnung und Verwaltung von Gemeinschaftszollkon-
tingenten für bestimmte Weine mit Ursprung in der Repub-
lik Kroatien und in der ehemaligen jugoslawischen Republik
Mazedonien“

2. Artikel 1 erhält folgende Fassung:

„Artikel 1

(1) Die im Anhang aufgeführten Weine mit Ursprung in
der Republik Kroatien oder der ehemaligen jugoslawischen
Republik Mazedonien sind bei der Überführung in den zoll-
rechtlich freien Verkehr in der Gemeinschaft im Rahmen der

in diesem Anhang angegebenen jährlichen Gemeinschafts-
zollkontingente und gemäß den Bestimmungen dieser Ver-
ordnung von den Einfuhrabgaben befreit.

(2) Wenn eines dieser Länder Ausfuhrsubventionen für die
betreffenden Waren gewährt, wird die Befreiung von den
Einfuhrabgaben im Rahmen der durch die Beschlüsse
2001/919/EG, 2001/918/EG und 2001/916/EG beschlosse-
nen Zusatzprotokolle (im Folgenden: Zusatzprotokolle für
Wein) vorgesehenen Zollkontingente für dieses Land ausge-
setzt.“

3. Artikel 3 erhält folgende Fassung:

„Artikel 3

Unbeschadet der Bedingungen gemäß Nummer 5 Buchstabe a)
des Anhanges I zu jedem der Zusatzprotokolle über Wein
gelten für die Weineinfuhren im Rahmen der in Artikel 1
Absatz 1 genannten Gemeinschaftszollkontingente die Proto-
kolle bezüglich der Bestimmung des Begriffs ‚Erzeugnisse mit
Ursprung in‘ oder ‚Ursprungserzeugnisse‘ und über die Metho-
den der Zusammenarbeit der Verwaltungen,

— zum Interimsabkommen zwischen der Europäischen
Gemeinschaft und der Republik Kroatien,

— zum Stabilisierungs- und Assoziierungsabkommen zwi-
schen den Europäischen Gemeinschaften und ihren Mit-
gliedstaaten einerseits und der Republik Kroatien anderer-
seits,

— und zum Stabilisierungs- und Assoziierungsabkommens
zwischen den Europäischen Gemeinschaften und ihren
Mitgliedstaaten einerseits und der ehemaligen jugoslawi-
schen Republik Mazedonien andererseits.“

4. Artikel 5 erhält folgende Fassung:

„Artikel 5

(1) Die individuellen Zollkontingente für Wein mit Ur-
sprung in Kroatien, die in Teil I des Anhangs mit der lau-
fenden Nummer 09.1588 geführt werden, werden jährlich
erhöht.

(2) Die jährliche Erhöhung gemäß Absatz 1 kann nur
erfolgen, wenn mindestens 80% der im Vorjahr eröffneten
entsprechenden Menge ausgeschöpft wurden.

Die Kommission überprüft die jährlich genutzten Mengen
und erlässt Vorschriften, um die notwendigen Anpassungen
dieser Mengen für Kroatien vorzunehmen.“
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5. Der Anhang wird durch den Wortlaut des Anhangs II der
vorliegenden Verordnung ersetzt.

Artikel 3

Die Mengen, die gemäß der Verordnung (EG) Nr. 2497/2001
und der Verordnung (EG) Nr. 2597/2001 seit dem 1. Januar
2004 im Rahmen der Zollkontingente mit den laufenden Num-
mern 09.1581, 09.1582, 09.1583, 09.1584, 09.1585,
09.1586, 09.1588, 09.1589, 09.1558 und 09.1559 in den
zollrechtlich freien Verkehr der Gemeinschaft übergeführt wur-
den, werden bei Inkrafttreten dieser Verordnung bei der Berech-

nung der im Anhang zu der Verordnung (EG) Nr. 2497/2001
und der Verordnung (EG) Nr. 2597/2001, in der durch diese
Verordnung geänderten Fassung, festgelegten Zollkontingente
berücksichtigt.

Artikel 4

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amts-
blatt der Europäischen Union in Kraft.

Sie gilt mit Wirkung vom 1. Mai 2004.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 7. Dezember 2004

Für die Kommission
László KOVÁCS

Mitglied der Kommission
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ANHANG I

„ANHANG

Unbeschadet der Vorschriften für die Auslegung der Kombinierten Nomenklatur soll der Wortlaut der Warenbezeichnung
nur als Hinweis dienen; maßgebend für die Anwendung der Präferenzregelung im Rahmen dieses Anhangs sind die zum
Zeitpunkt der Annahme dieser Verordnung festgelegten KN-Codes. Bei KN-Codes mit dem Zusatz „ex“ ist der KN-Code
zusammen mit der dazugehörigen Warenbezeichnung für die Anwendung des Präferenzsystems maßgebend.

Laufende Nr. KN-Code TARIC-Unter-
teilung Warenbezeichnung Kontingentsmenge pro Jahr

(Nettogewicht) Zollsatz

09.1581 0301 91 10
0301 91 90
0302 11 10
0302 11 20
0302 11 80
0303 21 10
0303 21 20
0303 21 80
0304 10 15
0304 10 17

Forellen (Salmo trutta, Oncorhynchus mykiss,
Oncorhynchus clarki, Oncorhynchus aguabo-
nita, Oncorhynchus gilae, Oncorhynchus apa-
che und Oncorhynchus chrysogaster): lebend;
frisch oder gekühlt; gefroren; getrocknet,
gesalzen oder in Salzlake; geräuchert;
Fischfilets und anderes Fischfleisch; Mehl,
Pulver und Pellets, genießbar

30 Tonnen Frei

ex 0304 10 19 40

ex 0304 10 91
0304 20 15
0304 20 17

10

ex 0304 20 19 50

ex 0304 90 10 11, 17, 40

ex 0305 10 00 10

ex 0305 30 90
0305 49 45

50

ex 0305 59 80 61

ex 0305 69 80 61

09.1582 0301 93 00
0302 69 11
0303 79 11

Karpfen: lebend; frisch oder gekühlt; gefro-
ren; getrocknet, gesalzen oder in Salzlake;
geräuchert; Fischfilets und anderes Fisch-
fleisch; Mehl, Pulver und Pellets, genießbar

210 Tonnen Frei

ex 0304 10 19 30

ex 0304 10 91 20

ex 0304 20 19 40

ex 0304 90 10 16

ex 0305 10 00 20

ex 0305 30 90 60

ex 0305 49 80 30

ex 0305 59 80 63

ex 0305 69 80 63

09.1583 ex 0301 99 90
0302 69 61
0303 79 71

80 Seebrassen (Dentex dentex und Pagellus-Ar-
ten): lebend; frisch oder gekühlt; gefroren;
getrocknet, gesalzen oder in Salzlake; ge-
räuchert; Fischfilets und anderes Fisch-
fleisch; Mehl, Pulver und Pellets, genießbar

35 Tonnen Frei

ex 0304 10 38 80

ex 0304 10 98 77

ex 0304 20 94 50

ex 0304 90 97 82

ex 0305 10 00 30

ex 0305 30 90 70

ex 0305 49 80 40

ex 0305 59 80 65

ex 0305 69 80 65
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Laufende Nr. KN-Code TARIC-Unter-
teilung Warenbezeichnung Kontingentsmenge pro Jahr

(Nettogewicht) Zollsatz

09.1584 ex 0301 99 90
0302 69 94

15, 17, 28 (1) Meerbarsche (Wolfsbarsche) (Dicentrarchus
labrax): lebend; frisch oder gekühlt; gefro-
ren; getrocknet, gesalzen oder in Salzlake;
geräuchert; Fischfilets und anderes Fisch-
fleisch; Mehl, Pulver und Pellets, genießbar

Vom 1.1. bis 31.12.2004:
550 Tonnen + Erhöhung um
66,66 Tonnen vom 1.5. bis

31.12.2004
Vom 1.1. bis 31.12.2005 und
für jedes darauffolgende Jahr:

650 Tonnen

Frei

ex 0303 77 00 10
ex 0304 10 38 85
ex 0304 10 98 79
ex 0304 20 94 60
ex 0304 90 97 84
ex 0305 10 00 40
ex 0305 30 90 80
ex 0305 49 80 50
ex 0305 59 80 67
ex 0305 69 80 67

09.1585 1604 13 11
1604 13 19

Sardinen, zubereitet oder haltbar gemacht vom 1.1. bis 31.12.2004:
180 Tonnen

6%

ex 1604 20 50 10, 19

09.1586 1604 16 00
1604 20 40

Sardellen, zubereitet oder haltbar gemacht vom 1.1. bis 31.12.2004:
40 Tonnen + Erhöhung um
6,66 Tonnen vom 1.5. bis

31.12.2004

Frei

09.1587 1604 Fische, zubereitet oder haltbar gemacht;
Kaviar und Kaviarersatz, aus Fischeiern ge-
wonnen

vom 1.5. bis 31.12.2004:
860 Tonnen

vom 1.1. bis 31.12.2005 und
für jedes darauffolgende Jahr:

1 550 Tonnen

Frei

(1) Ab 1. Januar 2005 werden die TARIC-Unterteilungen 15, 17 und 28 durch 22 ersetzt.“
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ANHANG II

„ANHANG

Unbeschadet der Vorschriften für die Auslegung der Kombinierten Nomenklatur soll der Wortlaut der Warenbezeichnung
nur als Hinweis dienen; maßgebend für die Anwendung der Präferenzregelung im Rahmen dieses Anhangs sind die zum
Zeitpunkt der Annahme dieser Verordnung festgelegten KN-Codes. Bei KN-Codes mit dem Zusatz ‚ex‘ ist der KN-Code
zusammen mit der dazugehörigen Warenbezeichnung für die Anwendung des Präferenzsystems maßgebend.

TEIL I: KROATIEN

Laufende Nr. KN-Code TARIC-
Unterteilung Warenbezeichnung Kontingentsmenge pro Jahr

(in hl) Zollsatz

09.1588 ex 2204 10 19 91, 99 Schaumwein, anderer als Champagner
oder Asti spumante

Vom 1.1. bis 31.12.2004:
30 000 + Erhöhung um 9 333,33

vom 1.5. bis 31.12.2004

Für jedes darauffolgende Jahr,
vom 1.1. bis 31.12.: 44 000 (1)

Frei

ex 2204 10 99 91, 99

2204 21 10 Anderer Wein aus frischen Weintrauben,
in Behältnissen mit einem Inhalt von 2 l
oder weniger

ex 2204 21 79 79
80

ex 2204 21 80 79
80

ex 2204 21 83 (2) 10
79
80

ex 2204 21 84 (3) 10
79
80

ex 2204 21 94 10
30 (4)

ex 2204 21 98 10
30 (4)

ex 2204 21 99 10

09.1589 2204 29 10 Anderer Wein aus frischen Weintrauben,
in Behältnissen mit einem Inhalt von 2 l
oder mehr

Vom 1.1. bis 31.12.2004:
15 000 + Erhöhung um 9 333,33

vom 1.5. bis 31.12.2004

Für jedes darauffolgende Jahr,
vom 1.1. bis 31.12.: 29 000

Frei

2204 29 65

ex 2204 29 75 10

2204 29 83

ex 2204 29 84 10
30 (4)

ex 2204 29 94 10
30 (4)

ex 2204 29 98 10
30 (4)

ex 2204 29 99 10

(1) Diese Kontingentsmenge wird jährlich um 10 000 hl erhöht, sofern im Vorjahr mindestens 80% der in Betracht kommenden Menge genutzt wurden. Die jährliche
Erhöhung wird vorgenommen bis die Summe der Zollkontingente mit den laufenden Nummern 09.1588 und 09.1589 die Höchstmenge von 98 000 hl erreicht.

(2) Ab 1. Januar 2005 wird der KN-Code ex 2204 21 83 in ex 2204 21 84 geändert und die TARIC-Unterteilungen 10, 79 und 80 werden in 59 und 70 geändert.
(3) Ab 1. Januar 2005 wird der KN-Code ex 2204 21 84 in ex 2204 21 85 geändert und die TARIC-Unterteilungen 10, 79 und 80 werden in 79 und 80 geändert.
(4) Ab 1. Januar 2005 werden die TARIC-Unterteilungen 10 und 30 in 20 geändert.
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TEIL II: EHEMALIGE JUGOSLAWISCHE REPUBLIK MAZEDONIEN

Laufende Nr. KN-Code TARIC-
Unterteilung Warenbezeichnung Kontingentsmenge pro Jahr

(in hl) Zollsatz

09.1558 ex 2204 10 19 91, 99 Schaumwein, anderer als Champagner
oder Asti spumante

Vom 1.1. bis 31.12.2004:
27 000 + Erhöhung um 1 333,33

vom 1.5. bis 31.12.2004

Für jedes darauffolgende Jahr,
vom 1.1. bis 31.12.: 37 000 (1)

Frei

ex 2204 10 99 91, 99

2204 21 10 Anderer Wein aus frischen Weintrauben,
in Behältnissen mit einem Inhalt von 2 l
oder weniger

ex 2204 21 79 79
80

ex 2204 21 80 79
80

ex 2204 21 83 (2) 10
79
80

ex 2204 21 84 (3) 10
79
80

ex 2204 21 94 10
30 (4)

ex 2204 21 98 10
30 (4)

ex 2204 21 99 10

09.1559 2204 29 10 Anderer Wein aus frischen Weintrauben,
in Behältnissen mit einem Inhalt von 2 l
oder mehr

Vom 1.1. bis 31.12.2004:
273 000 + Erhöhung um
59 666,66 vom 1.5. bis

31.12.2004

Für jedes darauffolgende Jahr,
vom 1.1. bis 31.12.: 354 500 (5)

Frei

2204 29 65

ex 2204 29 75 10

2204 29 83

ex 2204 29 84 10
30 (4)

ex 2204 29 94 10
30 (4)

ex 2204 29 98 10
30 (4)

ex 2204 29 99 10

(1) Ab 1. Januar 2006 wird diese Kontingentsmenge jährlich um 6 000 hl erhöht.
(2) Ab 1. Januar 2005 wird der KN-Code ex 2204 21 83 in ex 2204 21 84 geändert und die TARIC-Unterteilungen 10, 79 und 80 werden in 59 und 70 geändert.
(3) Ab 1. Januar 2005 wird der KN-Code ex 2204 21 84 in ex 2204 21 85 geändert und die TARIC-Unterteilungen 10, 79 und 80 werden in 79 und 80 geändert.
(4) Ab 1. Januar 2005 werden die TARIC-Unterteilungen 10 und 30 in 20 geändert.
(5) Ab 1. Januar 2006 wird diese Kontingentsmenge jährlich um 6 000 hl verringert.“
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VERORDNUNG (EG) Nr. 2089/2004 DER KOMMISSION

vom 7. Dezember 2004

zur Festsetzung der Ausfuhrerstattungen im Rindfleischsektor

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1254/1999 des Rates vom
17. Mai 1999 über die gemeinsame Marktorganisation für Rind-
fleisch (1), insbesondere auf Artikel 33 Absatz 12,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Gemäß Artikel 33 der Verordnung (EG) Nr. 1254/1999
kann der Unterschied zwischen den Weltmarktpreisen
und den Preisen in der Gemeinschaft für die in Artikel 1
der genannten Verordnung aufgeführten Erzeugnisse
durch eine Erstattung bei der Ausfuhr ausgeglichen wer-
den.

(2) Mit den Verordnungen (EWG) Nr. 32/82 (2), (EWG) Nr.
1964/82 (3), (EWG) Nr. 2388/84 (4), (EWG) Nr.
2973/79 (5) und (EG) Nr. 2051/96 (6) sind die Bedingun-
gen für die Gewährung von besonderen Erstattungen bei
der Ausfuhr von bestimmten Rindfleischarten und -kon-
serven sowie für bestimmte Bestimmungen festgelegt
worden.

(3) Die Anwendung dieser Modalitäten auf die voraussicht-
liche Marktsituation im Rindfleischsektor führt dazu, die
Erstattung wie folgt festzusetzen.

(4) Zwecks Vereinfachung sollten für Kategorien von leben-
den Tieren mit geringfügigen Ausfuhren in Drittländer
keine Erstattungen mehr gewährt werden. Darüber hinaus
sollten Ausfuhrerstattungen für Schlachttiere im allgemei-
nen Interesse des Tierschutzes so weit wie möglich be-
grenzt werden. Daher sind Erstattungen für solche Tiere
nur zur Ausfuhr in Drittländer zu gewähren, die aus
kulturellen und/oder religiösen Gründen traditionell
große Mengen zur Schlachtung im Inland einführen.
Um Missbräuche zu vermeiden, sollten die Erstattungen
für reinrassige Zuchtrinder auf höchstens 30 Monate alte
Kühe und Färsen begrenzt werden.

(5) Es erscheint angebracht, bei der Ausfuhr nach bestimm-
ten Bestimmungsländern von bestimmtem frischen oder
gekühlten Fleisch, das im Anhang unter dem KN-Code
0201 aufgeführt ist, von bestimmtem gefrorenen Fleisch,
das im Anhang unter dem KN-Code 0202 aufgeführt ist,
von bestimmten Schlachtnebenerzeugnissen, die im An-
hang unter dem KN-Code 0206 aufgeführt sind, sowie
von bestimmten anderen Zubereitungen und Konserven
von Fleisch und Schlachtnebenerzeugnissen, die im An-
hang unter dem KN-Code 1602 50 10 aufgeführt sind,
Ausfuhrerstattungen zu gewähren.

(6) Für Fleisch von Rindern, ohne Knochen, gesalzen und
getrocknet, bestehen traditionelle Handelsströme nach
der Schweiz. Um diesen Handel aufrechtzuerhalten, emp-
fiehlt es sich, die Erstattung auf einen Betrag festzusetzen,
der den Unterschied zwischen den Preisen auf dem
schweizerischen Markt und den Ausfuhrpreisen der Mit-
gliedstaaten ausgleicht.

(7) Für einige andere im Anhang unter den KN-Codes
1602 50 31 bis 1602 50 80 aufgeführte Angebotsfor-
men und Konserven von Fleisch und Schlachtnebener-
zeugnissen kann die Teilnahme der Gemeinschaft am
internationalen Handel durch Gewährung einer Erstat-
tung aufrechterhalten werden, deren Betrag unter Berück-
sichtigung der bisher den Exporteuren gewährten Erstat-
tung ermittelt wird.

(8) Für die übrigen Erzeugnisse des Rindfleischsektors ist es
wegen der schwachen Beteiligung der Gemeinschaft am
Welthandel nicht notwendig, eine Erstattung festzusetzen.

(9) Mit der Verordnung (EWG) Nr. 3846/87 der Kommis-
sion (7) ist eine Nomenklatur der landwirtschaftlichen Er-
zeugnisse für Ausfuhrerstattungen erstellt worden, und
die Erstattungen werden auf der Grundlage der Produkt-
codes gemäß der Definition der genannten Nomenklatur
festgesetzt.

(10) Um die Ausfuhrzollförmlichkeiten für die Wirtschaftsbe-
teiligten zu vereinfachen, ist es angezeigt, die Erstattungs-
beträge für sämtliches gefrorenes Fleisch denen anzuglei-
chen, die für frisches oder gekühltes Fleisch, ausgenom-
men Fleisch von ausgewachsenen männlichen Rindern,
gewährt werden.

(11) Zur Verstärkung der Kontrolle der Erzeugnisse des KN-
Codes 1602 50 sollte vorgesehen werden, dass für be-
stimmte dieser Erzeugnisse eine Erstattung nur im Fall
der Herstellung gemäß Artikel 4 der Verordnung
(EWG) Nr. 565/80 des Rates vom 4. März 1980 über
die Vorauszahlung von Ausfuhrerstattungen für landwirt-
schaftliche Erzeugnisse (8) gewährt werden darf.
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(12) Es ist angezeigt, die Gewährung der Erstattung auf Er-
zeugnisse zu beschränken, die für den freien Verkehr in
der Gemeinschaft zugelassen sind. Eine Erstattung sollte
daher nur für Erzeugnisse gewährt werden, die das Ge-
nusstauglichkeitskennzeichen gemäß der Richtlinie
64/433/EWG des Rates (1), der Richtlinie 94/65/EG des
Rates (2) oder der Richtlinie 77/99/EWG des Rates (3) tra-
gen.

(13) Die Bedingungen von Artikel 6 Absatz 2 der Verordnung
(EWG) Nr. 1964/82 führen zu einer Verringerung der
Sondererstattung, wenn die Menge des zur Ausfuhr be-
stimmten entbeinten Fleisches weniger als 95 %, aber
mindestens 85% der Gesamtmenge der aus der Entbei-
nung stammenden Teilstücke entspricht.

(14) Die Verhandlungen über die Annahme zusätzlicher Zu-
geständnisse im Rahmen der Europa-Abkommen zwi-
schen der Europäischen Gemeinschaft und den assoziier-
ten Ländern Mittel- und Osteuropas zielen insbesondere
darauf ab, den Handel mit Erzeugnissen, die unter die
gemeinsame Marktorganisation für Rindfleisch fallen, zu
liberalisieren. In diesem Kontext wurde unter anderem
beschlossen, die Ausfuhrerstattungen für Erzeugnisse,
die nach Rumänien ausgeführt werden sollen, abzuschaf-
fen. Dieses Land sollte daher von der Liste der Bestim-
mungen, die für eine Erstattung in Frage kommen, ge-
strichen werden, und es sollte vorgesehen werden, dass
die Aufhebung der Ausfuhrerstattungen für dieses Land
nicht zu einer differenzierten Erstattung für die Ausfuh-
ren in andere Länder führen darf.

(15) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent-
sprechen der Stellungnahme des Verwaltungsausschusses
für Rindfleisch —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

(1) Die Erzeugnisse, bei deren Ausfuhr die in Artikel 33 der
Verordnung (EG) Nr. 1254/1999 genannte Erstattung gewährt
wird, und die jeweiligen Erstattungsbeträge sowie die Bestim-
mungen sind im Anhang dieser Verordnung angegeben.

(2) Die Erzeugnisse müssen die jeweiligen Bedingungen für
das Genusstauglichkeitskennzeichen gemäß

— Anhang I Kapitel XI der Richtlinie 64/433/EWG,

— Anhang I Kapitel VI der Richtlinie 94/65/EG,

— Anhang B Kapitel VI der Richtlinie 77/99/EWG erfüllen.

Artikel 2

In dem Fall gemäß Artikel 6 Absatz 2 Unterabsatz 3 der Ver-
ordnung (EWG) Nr. 1964/82 wird die Erstattung für die
Erzeugnisse des Erzeugniscodes 0201 30 00 9100 um
14,00 EUR/100 kg verringert.

Artikel 3

Die Nichtfestsetzung einer Ausfuhrerstattung für Rumänien ist
nicht als differenzierte Erstattung anzusehen.

Artikel 4

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer Veröffentli-
chung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 7. Dezember 2004

Für die Kommission
Mariann FISCHER BOEL

Mitglied der Kommission
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ANHANG

zu der Verordnung der Kommission vom 7. Dezember 2004 zur Festsetzung der Ausfuhrerstattungen im
Rindfleischsektor

Erzeugniscode Bestimmung Maßeinheit Erstattungsbetrag (7)

0102 10 10 9140 B00 EUR/100 kg Lebendgewicht 53,00

0102 10 30 9140 B00 EUR/100 kg Lebendgewicht 53,00

0102 90 71 9000 B11 EUR/100 kg Lebendgewicht 41,00

0201 10 00 9110 (1) B02 EUR/100 kg Nettogewicht 71,50

B03 EUR/100 kg Nettogewicht 43,00

039 EUR/100 kg Nettogewicht 23,50

0201 10 00 9120 B02 EUR/100 kg Nettogewicht 33,50

B03 EUR/100 kg Nettogewicht 10,00

039 EUR/100 kg Nettogewicht 11,50

0201 10 00 9130 (1) B02 EUR/100 kg Nettogewicht 97,00

B03 EUR/100 kg Nettogewicht 56,50

039 EUR/100 kg Nettogewicht 33,50

0201 10 00 9140 B02 EUR/100 kg Nettogewicht 46,00

B03 EUR/100 kg Nettogewicht 14,00

039 EUR/100 kg Nettogewicht 16,00

0201 20 20 9110 (1) B02 EUR/100 kg Nettogewicht 97,00

B03 EUR/100 kg Nettogewicht 56,50

039 EUR/100 kg Nettogewicht 33,50

0201 20 20 9120 B02 EUR/100 kg Nettogewicht 46,00

B03 EUR/100 kg Nettogewicht 14,00

039 EUR/100 kg Nettogewicht 16,00

0201 20 30 9110 (1) B02 EUR/100 kg Nettogewicht 71,50

B03 EUR/100 kg Nettogewicht 43,00

039 EUR/100 kg Nettogewicht 23,50

0201 20 30 9120 B02 EUR/100 kg Nettogewicht 33,50

B03 EUR/100 kg Nettogewicht 10,00

039 EUR/100 kg Nettogewicht 11,50

0201 20 50 9110 (1) B02 EUR/100 kg Nettogewicht 123,00

B03 EUR/100 kg Nettogewicht 71,50

039 EUR/100 kg Nettogewicht 41,00

0201 20 50 9120 B02 EUR/100 kg Nettogewicht 58,50

B03 EUR/100 kg Nettogewicht 17,50

039 EUR/100 kg Nettogewicht 19,50

0201 20 50 9130 (1) B02 EUR/100 kg Nettogewicht 71,50

B03 EUR/100 kg Nettogewicht 43,00

039 EUR/100 kg Nettogewicht 23,50

0201 20 50 9140 B02 EUR/100 kg Nettogewicht 33,50

B03 EUR/100 kg Nettogewicht 10,00

039 EUR/100 kg Nettogewicht 11,50

0201 20 90 9700 B02 EUR/100 kg Nettogewicht 33,50

B03 EUR/100 kg Nettogewicht 10,00

039 EUR/100 kg Nettogewicht 11,50

0201 30 00 9050 400 (3) EUR/100 kg Nettogewicht 23,50

404 (4) EUR/100 kg Nettogewicht 23,50
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Erzeugniscode Bestimmung Maßeinheit Erstattungsbetrag (7)

0201 30 00 9060 (6) B02 EUR/100 kg Nettogewicht 46,00

B03 EUR/100 kg Nettogewicht 13,00

039 EUR/100 kg Nettogewicht 15,00

809, 822 EUR/100 kg Nettogewicht 37,00

0201 30 00 9100 (2) (6) B08, B09 EUR/100 kg Nettogewicht 172,00

B03 EUR/100 kg Nettogewicht 102,00

039 EUR/100 kg Nettogewicht 60,00

809, 822 EUR/100 kg Nettogewicht 152,50

220 EUR/100 kg Nettogewicht 205,00

0201 30 00 9120 (2) (6) B08 EUR/100 kg Nettogewicht 94,50

B09 EUR/100 kg Nettogewicht 88,00

B03 EUR/100 kg Nettogewicht 56,50

039 EUR/100 kg Nettogewicht 33,00

809, 822 EUR/100 kg Nettogewicht 83,50

220 EUR/100 kg Nettogewicht 123,00

0202 10 00 9100 B02 EUR/100 kg Nettogewicht 33,50

B03 EUR/100 kg Nettogewicht 10,00

039 EUR/100 kg Nettogewicht 11,50

0202 10 00 9900 B02 EUR/100 kg Nettogewicht 46,00

B03 EUR/100 kg Nettogewicht 14,00

039 EUR/100 kg Nettogewicht 16,00

0202 20 10 9000 B02 EUR/100 kg Nettogewicht 46,00

B03 EUR/100 kg Nettogewicht 14,00

039 EUR/100 kg Nettogewicht 16,00

0202 20 30 9000 B02 EUR/100 kg Nettogewicht 33,50

B03 EUR/100 kg Nettogewicht 10,00

039 EUR/100 kg Nettogewicht 11,50

0202 20 50 9100 B02 EUR/100 kg Nettogewicht 58,50

B03 EUR/100 kg Nettogewicht 17,50

039 EUR/100 kg Nettogewicht 19,50

0202 20 50 9900 B02 EUR/100 kg Nettogewicht 33,50

B03 EUR/100 kg Nettogewicht 10,00

039 EUR/100 kg Nettogewicht 11,50

0202 20 90 9100 B02 EUR/100 kg Nettogewicht 33,50

B03 EUR/100 kg Nettogewicht 10,00

039 EUR/100 kg Nettogewicht 11,50

0202 30 90 9100 400 (3) EUR/100 kg Nettogewicht 23,50

404 (4) EUR/100 kg Nettogewicht 23,50

0202 30 90 9200 (6) B02 EUR/100 kg Nettogewicht 46,00

B03 EUR/100 kg Nettogewicht 13,00

039 EUR/100 kg Nettogewicht 15,00

809, 822 EUR/100 kg Nettogewicht 37,00
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Erzeugniscode Bestimmung Maßeinheit Erstattungsbetrag (7)

0206 10 95 9000 B02 EUR/100 kg Nettogewicht 46,00

B03 EUR/100 kg Nettogewicht 13,00

039 EUR/100 kg Nettogewicht 15,00

809, 822 EUR/100 kg Nettogewicht 37,00

0206 29 91 9000 B02 EUR/100 kg Nettogewicht 46,00

B03 EUR/100 kg Nettogewicht 13,00

039 EUR/100 kg Nettogewicht 15,00

809, 822 EUR/100 kg Nettogewicht 37,00

0210 20 90 9100 039 EUR/100 kg Nettogewicht 23,00

1602 50 10 9170 (8) B02 EUR/100 kg Nettogewicht 22,50

B03 EUR/100 kg Nettogewicht 15,00

039 EUR/100 kg Nettogewicht 17,50

1602 50 31 9125 (5) B00 EUR/100 kg Nettogewicht 88,50

1602 50 31 9325 (5) B00 EUR/100 kg Nettogewicht 79,00

1602 50 39 9125 (5) B00 EUR/100 kg Nettogewicht 88,50

1602 50 39 9325 (5) B00 EUR/100 kg Nettogewicht 79,00

1602 50 39 9425 (5) B00 EUR/100 kg Nettogewicht 30,00

1602 50 39 9525 (5) B00 EUR/100 kg Nettogewicht 30,00

1602 50 80 9535 (8) B00 EUR/100 kg Nettogewicht 17,50

(1) Die Zuordnung zu dieser Unterposition ist abhängig von der Vorlage der Bescheinigung gemäß dem Anhang der geänderten Ver-
ordnung (EWG) Nr. 32/82.

(2) Die Gewährung der Erstattung ist abhängig von der Einhaltung der Bedingungen gemäß der geänderten Verordnung (EWG) Nr. 1964/
82.

(3) Ausgeführt gemäß den Bedingungen der geänderten Verordnung (EWG) Nr. 2973/79.
(4) Ausgeführt gemäß den Bedingungen der geänderten Verordnung (EG) Nr. 2051/96.
(5) Die Gewährung der Erstattung ist an die Einhaltung der Bedingungen der geänderten Verordnung (EWG) Nr. 2388/84 gebunden.
(6) Der Gehalt an magerem Rindfleisch außer Fett wird anhand des Analyseverfahrens im Anhang der Verordnung (EWG) Nr. 2429/86

der Kommission (ABl. L 210 vom 1.8.1986, S. 39) bestimmt. Der Begriff „durchschnittlicher Gehalt“ bezieht sich auf die Menge der
Probe gemäß der Begriffsbestimmung des Artikels 2 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 765/2002 (ABl. L 117 vom 4.5.2002, S. 6).
Die Probe wird aus dem Teil der betreffenden Partie entnommen, in der das Risiko am höchsten ist.

(7) Gemäß Artikel 33 Absatz 10 der geänderten Verordnung (EG) Nr. 1254/1999 wird bei der Ausfuhr von Erzeugnissen, die aus
Drittländern eingeführt und nach Drittländern wiederausgeführt werden, keine Erstattung gewährt.

(8) Die Gewährung der Erstattung setzt die Herstellung gemäß Artikel 4 der geänderten Verordnung (EWG) Nr. 565/80 voraus.
NB: Die Erzeugniscodes sowie die Bestimmungscodes Serie „A“ sind in der geänderten Verordnung (EWG) Nr. 3846/87 der Kommission

(ABl. L 366 vom 24.12.1987, S. 1) festgelegt.
Die Zahlencodes für das Bestimmungsland/Gebiet sind in der Verordnung (EG) Nr. 2081/2003 der Kommission (ABl. L 313 vom
28.11.2003, S. 11) festgelegt.
Die anderen Bestimmungen sind wie folgt definiert:
B00: Alle Zielgebiete (Drittländer, sonstige Gebiete, Bevorratung und einer Ausfuhr aus der Gemeinschaft gleichgestellte Zielgebiete)

mit Ausnahme Rumäniens.
B02: B08, B09 und Bestimmung 220.
B03: Ceuta, Melilla, Island, Norwegen, Färöer, Andorra, Gibraltar, Heiliger Stuhl, Bulgarien, Albanien, Kroatien, Bosnien und Herze-

gowina, Serbien und Montenegro, die ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, die Gebiete der Gemeinden Livigno und
Campione d'Italia, die Insel Helgoland, Grönland, Schiffs- und Luftfahrzeugbedarf (Bestimmungen im Sinne der Artikel 36 und
45 sowie gegebenenfalls des Artikels 44 der geänderten Verordnung (EG) Nr. 800/1999 der Kommission (ABl. L 102 vom
17.4.1999, S. 11)).

B08: Türkei, Ukraine, Belarus, die Republik Moldau, die Russische Föderation, Georgien, Armenien, Aserbaidschan, Kasachstan,
Turkmenistan, Usbekistan, Tadschikistan, Kirgisistan, Marokko, Algerien, Tunesien, Libysch-Arabische Dschamahirija, Libanon,
die Arabische Republik Syrien, Irak, Iran, Israel, Westjordanland/Gazastreifen, Jordanien, Saudi-Arabien, Kuwait, Bahrain, Katar,
die Vereinigten Arabischen Emirate, Oman, Jemen, Pakistan, Sri Lanka, Myanmar (ehemals Birma), Thailand, Vietnam, Indone-
sien, Philippinen, China, die Demokratische Volksrepublik Korea, Hongkong.

B09: Sudan, Mauretanien, Mali, Burkina Faso, Niger, Tschad, Kap Verde, Senegal, Gambia, Guinea-Bissau, Guinea, Sierra Leone,
Liberia, Côte d'Ivoire, Ghana, Togo, Benin, Nigeria, Kamerun, die Zentralafrikanische Republik, Äquatorialguinea, São Tomé
und Príncipe, Gabun, die Republik Kongo, die Demokratische Republik Kongo, Ruanda, Burundi, St. Helena, Angola, Äthiopien,
Eritrea, Dschibuti, Somalia, Uganda, Tansania, Seychellen, das britische Gebiet im Indischen Ozean, Mosambik, Mauritius,
Komoren, Mayotte, Sambia, Malawi, Südafrika, Lesotho.

B11: Libanon und Ägypten.
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GERICHTSHOF

PRAKTISCHE ANWEISUNGEN

für Klagen und Rechtsmittel

DER GERICHTSHOF DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN,

gestützt auf Artikel 125a seiner Verfahrensordnung,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Im Interesse eines ordnungsgemäßen Ablaufs der Klage-
und Rechtsmittelverfahren sind den Bevollmächtigten
und Anwälten, die die Parteien vor dem Gerichtshof ver-
treten, praktische Anweisungen zur Einreichung der
Schriftsätze sowie zu Vorbereitung und Ablauf der Sitz-
ungen zu erteilen.

(2) Diese Anweisungen wiederholen, erläutern und ergänzen
bestimmte Vorschriften der Verfahrensordnung und sol-
len es den Bevollmächtigten und Anwälten der Parteien
ermöglichen, den Zwängen Rechnung zu tragen, die sich
für den Gerichtshof insbesondere aus der elektronischen
Verwaltung der Dokumente und aus den Erfordernissen
der Übersetzung und des Dolmetschens ergeben.

(3) Nach der Verfahrensordnung und der Dienstanweisung
für den Kanzler ist der Kanzler mit der Entgegennahme
der Verfahrensunterlagen betraut, hat darüber zu wachen,
dass sie den Bestimmungen der Verfahrensordnung ent-
sprechen, und steht dem Gerichtshof und den Kammern
insbesondere bei der Durchführung der Sitzungen zur
Seite. Bei der Erfüllung seiner Aufgaben vergewissert
sich der Kanzler, dass die Bevollmächtigten und Anwälte
die vorliegenden praktischen Anweisungen beachten, und
verlangt gegebenenfalls die Behebung der Mängel von
Schriftstücken, die ihnen nicht entsprechen, oder fordert
den betreffenden Bevollmächtigten oder Anwalt zu ihrer
Einhaltung auf.

(4) Die Vertreter der Bevollmächtigten der Mitgliedstaaten
und der Organe, die an den Verfahren vor dem Gerichts-
hof mitwirken, sowie der Rat der Anwaltschaften der
Europäischen Union (CCBE) sind im Rahmen der Erstel-
lung der vorliegenden praktischen Anweisungen gehört
worden —

ERLÄSST FOLGENDE PRAKTISCHE ANWEISUNGEN:

ZUR VERWENDUNG TECHNISCHER KOMMUNIKATIONS-
MITTEL

1. Die Übermittlung der Kopie der unterzeichneten Urschrift
eines Schriftsatzes an die Kanzlei gemäß Artikel 37 § 6 der
Verfahrensordnung erfolgt

— entweder per Fernkopie (Fax: (352) 43 37 66)

— oder als Anhang eines E-Mails (E-Mail-Adresse:
ecj.registry@curia.eu.int).

2. Bei der Übermittlung per E-Mail wird nur eine gescannte
Kopie der unterzeichneten Urschrift angenommen. Eine ein-
fache elektronische Datei oder eine Datei mit einer elek-
tronischen Signatur oder einem per Computer erstellten
Faksimile der Unterschrift erfüllt nicht die Bedingungen
des Artikels 37 § 6 der Verfahrensordnung.

Es ist wünschenswert, dass die Dokumente mit einer Auf-
lösung von 300 DPI gescannt und möglichst mittels der
Computerprogramme Acrobat oder Readiris 7 Pro im PDF-
Format (Bilder und Text) eingereicht werden.

3. Die Einreichung eines Schriftstücks per Fernkopie oder E-
Mail ist für die Wahrung einer Frist nur dann maßgebend,
wenn die unterzeichnete Urschrift spätestens innerhalb der
in Artikel 37 § 6 der Verfahrensordnung genannten Frist
von zehn Tagen nach dieser Einreichung bei der Kanzlei
eingeht. Die unterzeichnete Urschrift ist unverzüglich, un-
mittelbar nach Übermittlung der Kopie abzuschicken, ohne
dass an ihr irgendwelche Korrekturen oder Änderungen,
seien sie auch noch so unbedeutend, vorgenommen wer-
den. Bei Abweichungen zwischen der unterzeichneten Ur-
schrift und der zuvor eingereichten Kopie wird nur der Tag
des Eingangs der unterzeichneten Urschrift berücksichtigt.
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4. In der Erklärung einer Partei gemäß Artikel 38 § 2 der
Verfahrensordnung, dass sie mit Zustellungen an sie mittels
Fernkopierer oder sonstiger technischer Kommunikations-
mittel einverstanden ist, sind die Faxnummer und/oder
die E-Mail-Adresse anzugeben, an die die Kanzlei die Zu-
stellungen vornehmen kann. Der Computer des Empfängers
muss über ein geeignetes Programm (z. B. Acrobat oder
Readiris 7 Pro) verfügen, um die Zustellungen der Kanzlei,
die im PDF-Format erfolgen, visualisieren zu können.

ZUR EINREICHUNG DER SCHRIFTSÄTZE

5. Die Schriftsätze und sonstigen Schriftstücke sind von den
Parteien so einzureichen (*), dass sie vom Gerichtshof elekt-
ronisch verwaltet und insbesondere gescannt und mit Text-
erkennungsprogrammen bearbeitet werden können.

Damit der Einsatz dieser Techniken möglich ist, sollte Fol-
gendes beachtet werden:

1. Zu verwenden ist weißes unliniertes Papier in DIN-A4-
Format, das nur einseitig (also nicht auf Vorder- und
Rückseite) beschrieben wird.

2. Die Blätter des Schriftsatzes und gegebenenfalls der An-
lagen sind so miteinander zu verbinden, dass die Ver-
bindung leicht entfernt werden kann (sie sollen also
nicht gebunden oder in anderer Weise, z. B. mit Kleb-
stoff, Heftklammern usw., fest zusammengefügt werden).

3. Für den Text ist eine gängige Schrifttype (z. B. Times
New Roman, Courier oder Arial) mit einer Schriftgröße
von mindestens 12 pt im Haupttext und mindestens
10 pt in den Fußnoten zu verwenden, bei einem Zeilen-
abstand von 1,5 sowie einem Abstand von mindestens
2,5 cm zum linken und rechten sowie zum oberen und
unteren Blattrand.

4. Die Seiten des Schriftsatzes sind in der rechten oberen
Ecke fortlaufend zu nummerieren. Mit dem Schriftsatz
sind auch sämtliche Seiten der beigefügten Anlagen
durchzunummerieren, damit beim Scannen der Anlagen
durch Zählen der Seiten gewährleistet werden kann, dass
alle Seiten tatsächlich erfasst sind.

6. Die erste Seite des Schriftsatzes sollte folgende Angaben
enthalten:

1. die Bezeichnung des Schriftsatzes (Klageschrift, Rechts-
mittelschrift, Klagebeantwortung, Rechtsmittelbeantwor-
tung, Erwiderung, Gegenerwiderung, Antrag auf Zulas-
sung als Streithelfer, Streithilfeschriftsatz, Stellungnahme
zum Streithilfeschriftsatz, Einrede der Unzulässigkeit
usw.).

Wird in einer Rechtsmittelbeantwortung die vollständige
oder teilweise Aufhebung der Entscheidung des Gerichts
aufgrund eines in der Rechtsmittelschrift nicht geltend
gemachten Rechtsmittelgrundes beantragt, so ist bei der
Bezeichnung des Schriftsatzes anzugeben, dass es sich
um eine Rechtsmittelbeantwortung mit Anschlussrechts-
mittel handelt;

2. die Nummer der Rechtssache (C-…/…), sofern von der
Kanzlei bereits mitgeteilt;

3. den Namen des Klägers und des Beklagten sowie bei
Rechtsmitteln die Angabe der angefochtenen Entschei-
dung und der Parteien des Verfahrens vor dem Gericht;

4. den Namen der Partei, für die der Schriftsatz eingereicht
wird.

7. Jeder Absatz des Schriftsatzes ist zu nummerieren.

8. Die Unterschrift des Bevollmächtigten oder Anwalts der
betreffenden Partei befindet sich am Schluss des Schriftsat-
zes.

ZU STRUKTUR UND INHALT DER WICHTIGSTEN
SCHRIFTSÄTZE

A. Klagen

Klageschrift

9. Die Klageschrift muss den in Artikel 38 §§ 1 und 2 der
Verfahrensordnung vorgeschriebenen Inhalt aufweisen.

10. Die Klageschrift beginnt mit folgenden Angaben:

1. Name und Wohnsitz des Klägers;

2. Name und Eigenschaft des Bevollmächtigten oder An-
walts des Klägers;

3. Bezeichnung des oder der Beklagten;

4. Erklärungen gemäß Artikel 38 § 2 (Zustellungsanschrift
in Luxemburg und/oder Einverständnis mit Zustellungen
mittels Fernkopierer oder sonstiger technischer Kommu-
nikationsmittel).

11. Einer Nichtigkeitsklage ist eine Kopie des angefochtenen
Rechtsakts beizufügen, der als solcher kenntlich zu machen
ist.
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12. Es empfiehlt sich, der Klageschrift eine Zusammenfassung
der Klagegründe und wesentlichen Argumente beizufügen,
die dazu dient, die Abfassung der in Artikel 16 § 6 der
Verfahrensordnung vorgesehenen Mitteilung im Amtsblatt
durch die Kanzlei zu erleichtern. Diese Zusammenfassung
sollte nicht länger sein als zwei Seiten.

13. Am Anfang oder am Ende der Klageschrift sind die Anträge
des Klägers genau anzugeben.

14. Auf den einleitenden Teil der Klageschrift sollte eine kurze
Darstellung des Sachverhalts folgen.

15. Die Rechtsausführungen sollten anhand der geltend ge-
machten Klagegründe gegliedert sein. Es empfiehlt sich,
nach der Darstellung des Sachverhalts die geltend gemach-
ten Klagegründe in kurzer und schematischer Form anzu-
geben.

Klagebeantwortung

16. Die Klagebeantwortung muss den in Artikel 40 § 1 der
Verfahrensordnung vorgeschriebenen Inhalt aufweisen.

17. Die Klagebeantwortung beginnt außer mit der Rechtssa-
chennummer und der Bezeichnung des Klägers mit folgen-
den Angaben:

1. Name und Wohnsitz des Beklagten;

2. Name und Eigenschaft des Bevollmächtigten oder An-
walts des Beklagten;

3. Erklärungen zur Zustellungsanschrift in Luxemburg und/
oder zum Einverständnis mit Zustellungen mittels Fern-
kopierer oder sonstiger technischer Kommunikations-
mittel (Artikel 40 § 1 Absatz 2 der Verfahrensordnung).

18. Am Anfang oder am Ende der Klagebeantwortung sind die
Anträge des Beklagten genau anzugeben.

19. Die Ausführungen sollten so weit wie möglich anhand der
in der Klageschrift geltend gemachten Klagegründe geglie-
dert sein.

20. Der tatsächliche oder rechtliche Rahmen wird in der Klage-
beantwortung nur insoweit wiedergegeben, als seine Dar-
stellung in der Klageschrift bestritten wird oder der Erläu-
terung bedarf. Das Bestreiten von Tatsachen, die von der
Gegenseite behauptet werden, hat ausdrücklich und unter
genauer Angabe der betreffenden Tatsache zu erfolgen.

Erwiderung und Gegenerwiderung

21. In der Erwiderung und der Gegenerwiderung ist der tatsäch-
liche oder rechtliche Rahmen nur insoweit wiederzugeben,
als seine Darstellung in den vorhergehenden Schriftsätzen
bestritten wird oder ausnahmsweise der Erläuterung bedarf.
Das Bestreiten hat ausdrücklich und unter genauer Angabe
des betreffenden tatsächlichen oder rechtlichen Gesichts-
punkts zu erfolgen.

Streithilfeschriftsatz

22. Im Streithilfeschriftsatz sind nur neue Argumente vorzu-
bringen, die die unterstützte Partei nicht geltend gemacht
hat. Er kann sich auf eine bloße Bezugnahme auf die übri-
gen Argumente beschränken.

Der tatsächliche oder rechtliche Rahmen ist im Streithilfe-
schriftsatz nur insoweit wiederzugeben, als seine Darstel-
lung in den Schriftsätzen der Parteien bestritten wird oder
der Erläuterung bedarf. Das Bestreiten hat ausdrücklich und
unter genauer Angabe des betreffenden tatsächlichen oder
rechtlichen Gesichtspunkts zu erfolgen.

B. Rechtsmittel

Rechtsmittelschrift

23. Die Rechtsmittelschrift muss den in Artikel 112 § 1 der
Verfahrensordnung vorgeschriebenen Inhalt aufweisen.

24. Die Rechtsmittelschrift beginnt mit folgenden Angaben:

1. Name und Wohnsitz des Rechtsmittelführers;

2. Name und Eigenschaft des Bevollmächtigten oder An-
walts des Klägers;

3. Bezeichnung der mit dem Rechtsmittel angefochtenen
Entscheidung des Gerichts (Art, Spruchkörper, Datum
und Nummer der Rechtssache) und der Parteien des
Verfahrens vor dem Gericht;

4. Datum, an dem die Entscheidung des Gerichts dem
Rechtsmittelführer zugestellt worden ist;

5. Erklärungen zur Zustellungsanschrift in Luxemburg und/
oder zum Einverständnis mit Zustellungen mittels Fern-
kopierer oder sonstiger technischer Kommunikations-
mittel.

25. Eine Kopie der mit dem Rechtsmittel angefochtenen Ent-
scheidung des Gerichts ist der Rechtsmittelschrift beizufü-
gen.
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26. Es empfiehlt sich, der Rechtsmittelschrift eine Zusammen-
fassung der Rechtsmittelgründe und wesentlichen Argu-
mente beizufügen, die dazu dient, die Abfassung der in
Artikel 16 § 6 der Verfahrensordnung vorgesehenen Mit-
teilung im Amtsblatt zu erleichtern. Diese Zusammenfas-
sung sollte nicht länger sein als zwei Seiten.

27. Am Anfang oder am Ende der Rechtsmittelschrift sind die
Anträge des Rechtsmittelführers genau anzugeben (Artikel
113 § 1 der Verfahrensordnung).

28. Es ist im Allgemeinen nicht erforderlich, die Vorgeschichte
und den Gegenstand des Rechtsstreits zu schildern; es ge-
nügt, auf die Entscheidung des Gerichts Bezug zu nehmen.

29. Die Rechtsausführungen sollten anhand der geltend ge-
machten Rechtsmittelgründe, insbesondere der geltend ge-
machten Rechtsfehler, gegliedert sein. Es empfiehlt sich,
diese Rechtsmittelgründe am Anfang der Rechtsmittelschrift
in kurzer und schematischer Form anzugeben.

Rechtsmittelbeantwortung

30. Die Rechtsmittelbeantwortung muss den in Artikel 115 § 2
der Verfahrensordnung vorgeschriebenen Inhalt aufweisen.

31. Zu Beginn der Rechtsmittelbeantwortung sind neben der
Nummer der Rechtssache und dem Namen des Rechtsmit-
telführers folgende Angaben zu machen:

1. Name und Wohnsitz der Partei, die sie vorlegt;

2. Name und Eigenschaft des Bevollmächtigten oder An-
walts dieser Partei;

3. Datum, an dem die Rechtsmittelschrift der Partei zuge-
stellt worden ist;

4. Erklärungen zur Zustellungsanschrift in Luxemburg und/
oder zum Einverständnis mit Zustellungen mittels Fern-
kopierer oder sonstiger technischer Kommunikations-
mittel.

32. Am Anfang oder am Ende der Rechtsmittelbeantwortung
sind die Anträge der Partei, die sie vorlegt, genau anzuge-
ben.

33. Wird in einer Rechtsmittelbeantwortung die vollständige
oder teilweise Aufhebung der Entscheidung des Gerichts
aufgrund eines in der Rechtsmittelschrift nicht geltend ge-
machten Rechtsmittelgrundes beantragt, so ist dies in der
Überschrift des Schriftsatzes anzugeben („Rechtsmittelbe-
antwortung mit Anschlussrechtsmittel“).

34. Die Rechtsausführungen sollten so weit wie möglich an-
hand der vom Rechtsmittelführer geltend gemachten

Rechtsmittelgründe und/oder gegebenenfalls der im An-
schlussrechtsmittel geltend gemachten Gründe gegliedert
sein.

35. Da der tatsächliche und rechtliche Rahmen bereits Gegen-
stand des angefochtenen Urteils war, ist er in der Rechts-
mittelbeantwortung nur ganz ausnahmsweise wiederzuge-
ben, soweit seine Darstellung in der Rechtsmittelschrift be-
stritten wird oder der Erläuterung bedarf. Das Bestreiten hat
ausdrücklich und unter genauer Angabe des betreffenden
tatsächlichen oder rechtlichen Gesichtspunkts zu erfolgen.

Erwiderung und Gegenerwiderung

36. In der Erwiderung und der Gegenerwiderung wird der tat-
sächliche oder rechtliche Rahmen im Allgemeinen nicht
mehr wiedergegeben. Ein Bestreiten hat ausdrücklich und
unter genauer Angabe des betreffenden tatsächlichen oder
rechtlichen Gesichtspunkts zu erfolgen.

Streithilfeschriftsatz

37. Im Streithilfeschriftsatz sind nur neue Argumente vorzu-
bringen, die die unterstützte Partei nicht geltend gemacht
hat. Er kann sich auf eine bloße Bezugnahme auf die übri-
gen Argumente beschränken.

Der tatsächliche oder rechtliche Rahmen ist im Streithilfe-
schriftsatz nur insoweit wiederzugeben, als seine Darstel-
lung in den Schriftsätzen der Parteien bestritten wird oder
der Erläuterung bedarf. Ein Bestreiten hat ausdrücklich und
unter genauer Angabe des betreffenden tatsächlichen oder
rechtlichen Gesichtspunkts zu erfolgen.

ZUR EINREICHUNG VON ANLAGEN ZU DEN SCHRIFTSÄT-
ZEN

38. Die der Prüfung durch den Gerichtshof unterbreiteten
Rechtsausführungen müssen in den Schriftsätzen und nicht
in den Anlagen enthalten sein.

39. Einem Schriftsatz sind nur diejenigen Schriftstücke als An-
lage beizufügen, die in ihm erwähnt werden und zum Be-
weis oder zur Erläuterung seines Inhalts erforderlich sind.

40. Anlagen werden nur entgegengenommen, wenn sie mit
einem Anlagenverzeichnis eingereicht werden (Artikel 37
§ 4 der Verfahrensordnung). Dieses Verzeichnis muss für
jede Anlage folgende Angaben enthalten:

1. Nummer der Anlage;

2. kurze Beschreibung der Anlage mit Angabe ihrer Art
(z. B. „Schreiben“ mit Angabe des Datums, des Verfas-
sers, des Adressaten und der Seitenzahl);
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3. Angabe der Seite des Schriftsatzes und der Nummer des
Absatzes, in dem das Schriftstück erwähnt ist und der
dessen Einreichung rechtfertigt.

41. Werden Kopien von gerichtlichen Entscheidungen, Rechts-
literatur oder Gesetzgebungsakten zur etwaigen Verwen-
dung durch den Gerichtshof als Anlage zu einem Schrift-
satz vorgelegt, so sind sie von den sonstigen Anlagen zu
trennen.

42. Bei Bezugnahmen auf ein vorgelegtes Dokument sind die
Nummer der Anlage, wie sie im betreffenden Verzeichnis
der Anlagen aufgeführt ist, und der Schriftsatz, zu dem die
Anlage vorgelegt wird, anzugeben. Im Rahmen eines
Rechtsmittels ist, wenn das Dokument bereits dem Gericht
vorgelegt worden war, auch die vor dem Gericht verwen-
dete Bezeichnung des Dokuments anzugeben.

ZU ABFASSUNG UND LÄNGE DER SCHRIFTSÄTZE

43. Im Interesse der Verfahrensbeschleunigung sollte der Ver-
fasser eines Schriftsatzes insbesondere Folgendes beachten:

— Der Schriftsatz ist die Grundlage für das Studium der
Akten; um dieses Studium zu erleichtern, muss er ge-
gliedert, prägnant und frei von Wiederholungen sein.

— Der Schriftsatz wird im Allgemeinen übersetzt; um die
Übersetzung zu erleichtern und für ihre größtmögliche
Zuverlässigkeit zu sorgen, empfiehlt es sich, Sätze von
einfacher Struktur sowie ein einfaches und präzises Vo-
kabular zu verwenden.

— Die für die Übersetzung erforderliche Zeit und die
Dauer des Aktenstudiums hängen von der Länge der
eingereichten Schriftsätze ab; je kürzer die Schriftsätze
sind, desto schneller wird die Rechtssache bearbeitet.

44. Nach den Erfahrungen des Gerichtshofes kann sich ein
sachdienlicher Schriftsatz, wenn keine besonderen Um-
stände vorliegen, auf 10 bis 15 Seiten und eine Erwiderung,
Gegenerwiderung oder Rechtsmittelbeantwortung auf 5 bis
10 Seiten beschränken.

ZUM ANTRAG AUF ENTSCHEIDUNG EINER RECHTSSA-
CHE IM BESCHLEUNIGTEN VERFAHREN

45. Die Partei, die gemäß Artikel 62a der Verfahrensordnung
mit besonderem Schriftsatz eine Entscheidung des Gerichts-
hofes im beschleunigten Verfahren beantragt, hat die be-
sondere Dringlichkeit der Rechtssache kurz zu begründen.
Ein solcher Antrag sollte, wenn keine besonderen Um-
stände vorliegen, fünf Seiten nicht überschreiten.

46. Da das beschleunigte Verfahren im Wesentlichen mündlich
abläuft, muss der Antragsteller seinen Schriftsatz auf eine
kurze Darstellung der geltend gemachten Angriffs- und Ver-
teidigungsmittel beschränken. Ein solcher Schriftsatz sollte,

wenn keine besonderen Umstände vorliegen, zehn Seiten
nicht überschreiten.

ZU ANTRÄGEN AUF EINREICHUNG EINER ERWIDERUNG
IN RECHTSMITTELVERFAHREN

47. Auf Antrag kann der Präsident die Einreichung einer Erwi-
derung gestatten, wenn dies erforderlich ist, um dem
Rechtsmittelführer zu ermöglichen, seinen Standpunkt zu
Gehör zu bringen, oder um die Entscheidung über das
Rechtsmittel vorzubereiten.

Ein solcher Antrag sollte, wenn keine besonderen Um-
stände vorliegen, zwei bis drei Seiten nicht überschreiten
und muss sich darauf beschränken, in kurzer Form die
speziellen Gründe anzugeben, aus denen der Rechtsmittel-
führer eine Erwiderung für erforderlich hält. Der Antrag
muss aus sich heraus verständlich sein, ohne dass es einer
Heranziehung der Rechtsmittelschrift oder der Rechtsmittel-
beantwortung bedarf.

ZU ANTRÄGEN AUF DURCHFÜHRUNG EINER MÜNDLI-
CHEN VERHANDLUNG

48. Der Gerichtshof kann beschließen, keine mündliche Ver-
handlung durchzuführen, wenn keine Partei beantragt hat,
gehört zu werden (Artikel 44a und 120 der Verfahrensord-
nung). In der Praxis wird eine mündliche Verhandlung ohne
einen solchen Antrag nur selten durchgeführt.

Im Antrag sind die Gründe aufzuführen, aus denen die
Partei gehört werden möchte. Diese Begründung muss
sich aus einer konkreten Beurteilung der Zweckmäßigkeit
einer mündlichen Verhandlung für die betreffende Partei
ergeben, und es ist anzugeben, in Bezug auf welche Akten-
bestandteile oder Ausführungen diese Partei eine eingehen-
dere Darlegung oder Widerlegung in einer mündlichen Ver-
handlung für erforderlich hält. Eine allgemeine Begründung
unter Bezugnahme auf die Bedeutung der Rechtssache oder
die zu behandelnden Fragen genügt nicht.

ZU VORBEREITUNG UND ABLAUF DER MÜNDLICHEN
VERHANDLUNG

49. Vor Beginn der Sitzung werden die Bevollmächtigten oder
Anwälte zu einer kurzen Unterredung mit dem Spruchkör-
per über die Gestaltung der Sitzung gebeten. Der Bericht-
erstatter und der Generalanwalt können bei dieser Gelegen-
heit die Punkte angeben, deren Behandlung in den münd-
lichen Ausführungen ihnen wünschenswert erscheint.

50. Die Dauer der mündlichen Ausführungen ist auf maximal
30 Minuten vor dem Plenum, der Großen Kammer und
einer Kammer mit fünf Richtern und auf maximal 15 Minu-
ten vor einer Kammer mit drei Richtern beschränkt. Die
Dauer der mündlichen Ausführungen eines Streithelfers ist
vor allen Spruchkörpern auf maximal 15 Minuten be-
schränkt.
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Eine Verlängerung der Redezeit kann ausnahmsweise auf
Antrag gewährt werden, der eingehend zu begründen und
an den Präsidenten des betreffenden Spruchkörpers zu rich-
ten ist. Ein solcher Antrag muss so früh wie möglich beim
Gerichtshof eingehen; er kann nur berücksichtigt werden,
wenn er spätestens zwei Wochen vor der Sitzung eingeht.

In der Einladung zur Sitzung werden die Bevollmächtigten
und Anwälte aufgefordert, der Kanzlei die voraussichtliche
Dauer ihrer mündlichen Ausführungen mitzuteilen. Die ge-
machten Angaben dienen zur Planung der Tätigkeit des
Gerichtshofes und der Kammern, und die angekündigten
Redezeiten dürfen nicht überschritten werden.

51. Die mitwirkenden Richter und der Generalanwalt verfügen
aufgrund der Schriftsätze bereits über eine gute Kenntnis
der Rechtssache, ihres Gegenstands und des Vorbringens
der Parteien. Die mündlichen Ausführungen dienen nicht
dazu, den Standpunkt einer Partei erneut darzulegen, son-
dern sollen die Punkte hervorheben, die der Bevollmäch-
tigte oder Anwalt für besonders wichtig hält, insbesondere
die Punkte, die in einem etwaigen Antrag auf Durchführung
einer mündlichen Verhandlung angesprochen wurden (siehe
oben, Nr. 48). Die Wiederholung von Ausführungen, die
bereits in den Schriftsätzen enthalten sind, ist zu vermei-

den; es genügt, wenn nötig, bei den mündlichen Ausfüh-
rungen auf sie zu verweisen.

Es empfiehlt sich, zu Beginn der mündlichen Ausführungen
deren Gliederung anzugeben.

52. Die Mitglieder des Spruchkörpers folgen den mündlichen
Ausführungen sehr oft in der simultan gedolmetschten Fas-
sung. Um das Dolmetschen zu ermöglichen, ist es erforder-
lich, in einem natürlichen Rhythmus und langsam zu spre-
chen sowie kurze, einfach aufgebaute Sätze zu verwenden.

Es wird davon abgeraten, einen vorformulierten Text zu
verlesen. Es ist vorzuziehen, sich auf gut gegliederte Noti-
zen zu stützen. Werden die mündlichen Ausführungen je-
doch schriftlich vorbereitet, so empfiehlt es sich, bei der
Abfassung des Textes zu berücksichtigen, dass er mündlich
vorgetragen werden muss und deshalb einem Vortrag mög-
lichst nahe kommen sollte. Um das Dolmetschen zu er-
leichtern, werden die Bevollmächtigten und Anwälte er-
sucht, gegebenenfalls den Text oder die schriftliche Grund-
lage ihrer mündlichen Ausführungen vorab per Fernkopie-
rer der Dolmetscherabteilung (Fax: (352) 4303-3697) zu
übermitteln.

Geschehen zu Luxemburg am 15. Oktober 2004.
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II

(Nicht veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

KOMMISSION

ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION

vom 10. Dezember 2003

über die staatlichen Beihilfen, die Frankreich zugunsten von France 2 und France 3 gewährt hat

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen K(2003) 4497)

(Nur der französische Text ist verbindlich)

(Text von Bedeutung für den EWR)

(2004/838/EG)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 88 Absatz 2
Unterabsatz 1,

gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum, insbesondere auf Artikel 62 Absatz 1
Buchstabe a),

nach Aufforderung der Beteiligten zur Äußerung gemäß den genannten Artikeln (1), und unter Berücksich-
tigung dieser Äußerungen,

in Erwägung nachstehender Gründe:

I. VERFAHREN

(1) Am 10. März 1993 hat der private Fernsehsender Télévision Française 1 SA (im Folgenden „TF1“
genannt) bei der Kommission eine Beschwerde eingereicht, mit der die Art und Weise der Finanzie-
rung und des Betriebs der öffentlich-rechtlichen Fernsehsender France 2 und France 3 beanstandet
wurde (2). In dieser Beschwerde wird ein Verstoß gegen die Artikel 81 und 86 Absatz 1 sowie Artikel
87 EG-Vertrag geltend gemacht.

(2) Unter Berufung auf Artikel 81 macht TF1 geltend, dass France 2 und France 3 sich einer Reihe von
Praktiken bedient haben, die eine Einschränkung des Wettbewerbs bezweckt und bewirkt haben.
Unter Berufung auf Artikel 86 EG-Vertrag argumentiert TF1, dass der französische Staat Maßnahmen
beibehält, die im Widerspruch zum Grundsatz der Gleichbehandlung von staatlichen und privaten
Unternehmen stehen, dass er außerdem Maßnahmen trifft, die wettbewerbsfeindliche Absprachen zur
Folge haben oder begünstigen. Unter Berufung auf Artikel 87 EG-Vertrag legt TF1 schließlich dar,
dass eine Reihe öffentlicher Mittel, die den beiden Sendern France 2 und France 3 zu Beginn der
90iger Jahre gewährt wurden — Rundfunkgebühren, verschiedene Zuschüsse und Kapitalerhöhungen
sowie die Genehmigung eines Defizits — staatliche Beihilfen darstellen. Darüber hinaus sieht TF1 in
der Tatsache, dass der Conseil supérieur de l’audiovisuel (der Aufsichtsrat für den audiovisuellen
Sektor — im Folgenden „CSA“ genannt) nicht imstande war, Geldstrafen gegen die öffentlich-recht-
lichen Sender zu verhängen, eine Maßnahme, deren Wirkung einer Beihilfe gleichkommt. TF1 ist der
Auffassung, dass diese staatlichen Beihilfen es den öffentlich-rechtlichen Sendern ermöglicht haben,
sich Rentabilitätszwängen zu entziehen. So hätten sie zum Beispiel andere Sender beim Kauf von
Fernsehrechten überbieten und ihre Preise für Werbezeiten sowie ihre Tarife für Sponsoring künstlich
niedrig halten können.
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(3) Am 16. Juli 1993 hat die Kommission ein Auskunftsersuchen an TF1 gerichtet, das der Sender am
30. September 1993 beantwortet hat. Am 12. August 1993 wurden die französischen Behörden um
Informationen gebeten. Die französischen Behörden sind diesem Auskunftsersuchen mit Schreiben
vom 9. Dezember 1993 nachgekommen.

(4) Am 17. März 1994 hat TF1 der Kommission ein Schreiben übermittelt, in dem der Sender die
wichtigsten Punkte seiner Beschwerde nochmals dargelegt hat.

(5) Mit Schreiben vom 23. September 1994 und in einem Dokument vom 12. Dezember 1994 hat TF1
zusätzliche Informationen übermittelt. In eben diesem Zeitraum fanden mehrere Treffen zwischen
Vertretern der Kommission und des Senders TF1 statt.

(6) In seinem Schreiben vom 9. Juni 1995 hat TF1 seine Sorge über den schleppenden Verlauf der
Prüfung zum Ausdruck gebracht. Die Kommission hat mit Schreiben vom 5. Juli 1995 geantwortet
und erklärt, sie habe eine Studie über die gesamte Problematik der Finanzierung des öffentlich-
rechtlichen Fernsehens in den Mitgliedstaaten in Auftrag gegeben, die Ergebnisse dieser Studie lägen
jedoch noch nicht vor.

(7) Daraufhin forderte TF1 die Kommission mit Schreiben vom „3. Oktober 1995“ auf, tätig zu werden.
Am 11. Dezember 1995 informierte die Kommission den Beschwerdeführer darüber, dass sie die
französischen Behörden mit Schreiben vom 21. November 1995 um weitere Auskünfte ersucht habe.
In einem Dokument vom 27. November 1995 hat TF1 ergänzende Informationen übermittelt.

(8) Am 2. Februar 1996 hat TF1 vor dem Gericht erster Instanz der Europäischen Gemeinschaften eine
Untätigkeitsklage gegen die Kommission eingereicht.

(9) Am 16. Februar 1996 haben die französischen Behörden das Auskunftsersuchen beantwortet, das
ihnen am 21. November 1995 übermittelt worden war. In ihren Schreiben vom 22. Februar, 28. Juni,
4. und 18. Oktober 1996 hat die Kommission die französischen Behörden um weitere Informationen
gebeten. Die französischen Behörden haben das Auskunftsersuchen in verschiedenen Schreiben und
Faxmitteilungen am 21. März, 28. März, 12. April, 18. Juli und 20. Dezember 1996 beantwortet.

(10) Am 10. März 1997 ging bei der Kommission eine Ergänzung zur ursprünglichen Beschwerde von
TF1 ein.

(11) In ihrem Schreiben an TF1 vom 15. Mai 1997 hat die Kommission dem Beschwerdeführer mitgeteilt,
sie sei zu der Auffassung gekommen, dass der Beschwerde nicht stattgegeben werden kann, da keine
der staatlichen Maßnahmen einen Verstoß gegen die Artikel 86, 81 und 82 EG-Vertrag darstellen.

(12) Mit Schreiben vom 21. Oktober 1997 haben die französischen Behörden der Kommission weitere
Informationen übermittelt.

(13) Am 10. Juli 1998 fand eine Unterredung zwischen Vertretern der Kommission und TF1 statt.

(14) In ihrer Entscheidung vom 2. Februar 1999 hat die Kommission die Berufung auf die Artikel 81 und
82 EG-Vertrag, die in der Beschwerde von TF1 geltend gemacht wird, zurückgewiesen.

(15) Am 26. Februar 1999 hat die Kommission den französischen Behörden eine Anordnung zur Über-
mittlung aller sachdienlichen Informationen zugesandt. Die französische Regierung hat die verlangten
Auskünfte mit Schreiben vom 29. April 1999 erteilt.

(16) Mit dem Inkrafttreten EG-Vertrag von Amsterdam am 1. Mai 1999 wurde das Protokoll über den
öffentlich-rechtlichen Rundfunk in den Mitgliedstaaten (im Folgenden „das Protokoll“) als Zusatz-
protokoll in den EG-Vertrag aufgenommen.
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(17) Am 3. Juni 1999 hat das Gericht erster Instanz die Kommission wegen Untätigkeit verurteilt, nach-
dem es festgestellt hatte, dass die Kommission es unterlassen hatte, eine Entscheidung zu dem Teil der
Beschwerde von TF1 zu treffen, der sich auf die staatlichen Beihilfen bezog (3).

(18) Mit Schreiben vom 27. September 1999 hat die Kommission Frankreich ihren Beschluss mitgeteilt,
das Verfahren nach Artikel 88 Absatz 2 EG-Vertrag gegen die Investitionszuschüsse zugunsten von
France 2 und France 3 sowie gegen die Kapitalerhöhungen einzuleiten, die France 2 zwischen 1988
und 1994 gewährt wurden.

(19) Der Beschluss der Kommission zur Einleitung des beihilferechtlichen Prüfverfahrens wurde im Amts-
blatt der Europäischen Gemeinschaften veröffentlicht (4). Die Kommission hat alle Beteiligten aufge-
fordert, sich zu den in Frage stehenden Maßnahmen zu äußern.

(20) Am 19. November fand ein Treffen zwischen den französischen Behörden und der Kommission statt.
Die französischen Behörden haben ihre Stellungnahme mit Schreiben vom 10. Dezember 1999
vorgelegt. Am 1. Februar 2000 hat die Association des Télévisions Commerciales Européennes (im
Folgenden „ACT“) genannt) der Kommission ihre Stellungnahme übermittelt. Die französischen Be-
hörden haben mit Schreiben vom 15. Juni 2000 auf diese Stellungnahme geantwortet.

(21) Am 10. Februar 2000 fand eine Unterredung zwischen der Kommission und den Vertretern von TF1
statt. Am 6. April und am 2. Oktober 2000 trafen sich die Vertreter der Kommission mit den
Vertretern der französischen Behörden und von France Télévisions.

(22) Am 15. November 2001 wurde die Mitteilung der Kommission über die Anwendung der Vorschrif-
ten über staatliche Beihilfen auf den öffentlich-rechtlichen Rundfunk (5) (im Folgenden „Mitteilung“
genannt) veröffentlicht. In dieser Mitteilung werden die Grundsätze definiert, welche die Kommission
bei der Prüfung der finanziellen Maßnahmen zugunsten des öffentlich-rechtlichen Fernsehens zu-
grunde legt.

(23) Mit Schreiben vom 29. Juli, 18. Oktober und 16. Dezember 2002, anschließend vom 21. Januar,
vom 20. März und 15. April 2003, hat die Kommission die französischen Behörden erneut um
Informationen ersucht. Die französischen Behörden sind diesem Auskunftsersuchen mit Schreiben
vom 19. August 2002, 2. Januar, 11. Februar, 12. Februar, 19. Mai, 26. August und vom
7. November 2003 nachgekommen.

(24) Am 20. November 2002 und am 11. Juni 2003 fanden Unterredungen zwischen der Kommission
und den Vertretern der französischen Behörden sowie Vertretern von France Télévisions statt; am
14. April 2003 trafen sich die Vertreter der Kommission mit den Vertretern von TF1.

(25) Gegenstand der vorliegenden Entscheidung sind ausschließlich die finanziellen Maßnahmen, die zur
Einleitung des förmlichen Prüfverfahrens geführt haben, d. h. die Investitionszuschüsse zugunsten von
France 2 und France 3 sowie die Kapitalerhöhungen zugunsten von France 2 in den Jahren 1988 bis
1994. Die Gebühren für das Recht der Nutzung der Empfangsstationen, die mit dem französischen
Gesetz Nr. 49-1032 vom 30. Juli 1949 eingeführt worden waren, waren nicht Gegenstand des
Beschlusses über die Verfahrenseinleitung.

(26) Um sich einen vollständigen Überblick über die finanziellen Beziehungen zu verschaffen, die zwi-
schen dem französischen Staat und den öffentlich-rechtlichen Sendern France 2 und France 3 in dem
Zeitraum bestanden, mit dem sich diese Entscheidung befasst, muss die Kommission jedoch nicht nur
die Investitionszuschüsse und Kapitalerhöhungen untersuchen, sondern auch die Gebühren. Die
Kommission wird in dieser Entscheidung daher immer dann auf die Gebühren eingehen, wenn
dies für ihre Analyse der finanziellen Maßnahmen erforderlich ist, die im Erwägungsgrund 25 ge-
nannt werden.
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II. AUSFÜHRLICHE BESCHREIBUNG DER IN FRAGE STEHENDEN MASSNAHMEN

(27) Die beiden öffentlich-rechtlichen Fernsehanstalten France 2 und France 3 werden über ein duales
System finanziert, d. h. sowohl durch Gebühren als auch durch Einnahmen aus Werbung und
Sponsoring. In Frankreich werden staatliche Rundfunkanstalten in der Regel über Gebühren finan-
ziert. Allerdings haben France 2 und France 3 in den Jahren 1988–1994 zusätzlich noch Investitions-
zuschüsse erhalten, France 2 außerdem noch Kapitalerhöhungen.

A. Investitionszuschüsse und sonstige Zuschüsse

(28) Von 1988 bis 1994 haben France 2 und France 3 vom Staat die Investitionszuschüsse und sonstigen
Zuschüsse erhalten, die in den Tabellen 1 und 2 aufgeführt sind.

TABELLE 1

Zuschüsse für France 2

(in Mio. FRF) (*)

1988 1989 1990 1991 1992 1993 1994

Investitions-
zuschüsse 130 136 — 178,3 195 139 —

Sonstige Zuschüsse — — 0,74 86,52 — — 21

Beihilfen insgesamt 130 136 0,74 264,82 195 139 21

(*) Bei einigen Angaben sind Abweichungen gegenüber den Zahlen festzustellen, die im Beschluss über die Einleitung des
förmlichen Prüfverfahrens aufgeführt wurden. Diese Abweichungen ergeben sich aus den Informationen, die von den franzö-
sischen Behörden im Laufe des Verfahrens geliefert wurden.

TABELLE 2

Zuschüsse für France 3

(in Mio. FRF) (*)

1988 1989 1990 1991 1992 1993 1994

Investitions-
zuschüsse 50 100 40 80 145 159 —

Sonstige Zuschüsse — — — — — 4,5 —

Beihilfen insgesamt 50 100 40 80 145 163,5 —

(*) Bei einigen Angaben sind Abweichungen gegenüber den Zahlen festzustellen, die im Beschluss über die Einleitung des
förmlichen Prüfverfahrens aufgeführt wurden. Diese Abweichungen ergeben sich aus den Informationen, die von den franzö-
sischen Behörden im Laufe des Verfahrens geliefert wurden.

B. Kapitalerhöhungen

(29) In dem untersuchten Zeitraum wurden France 2 auch noch drei Kapitalerhöhungen bewilligt. Die
erste Kapitalerhöhung in Höhe von 500 Mio. FRF wurde dem Sender vom Staat im Jahr 1991
gewährt, die zweite im Jahr 1993 in Höhe von 55 Mio. FRF und die dritte 1994 in Höhe von
355 Mio. FRF.

(30) Die Prüfung hat ergeben, dass die beiden Sender France 2 und France 3 von den Gebühren abgesehen
keine weiteren öffentlichen Mittel für die Finanzierung ihrer Tätigkeit erhalten haben.

III. STELLUNGNAHME EINES BETEILIGTEN

(31) Im Rahmen des förmlichen Prüfverfahrens ist bei der Kommission am 1. Februar 2000 die Stellung-
nahme der ACT eingegangen. In der ACT sind die meisten der privaten Fernsehanstalten in der
Gemeinschaft vertreten.
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(32) Einleitend weist die ACT darauf hin, dass den privaten Fernsehsendern TF1, M6 und Canal + ge-
meinwirtschaftliche Verpflichtungen auferlegt wurden, ohne dass sie dafür eine finanzielle Entschädi-
gung vom Staat erhalten haben. Daher würden die gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen, die France
2 und France 3 zu erfüllen haben, in keiner Weise eine staatliche Finanzierung der beiden Sender
rechtfertigen. Die ACT bedauert außerdem, dass bestimmte Informationen, wie zum Beispiel die
Mehrkosten, die den öffentlich-rechtlichen Sendern durch die Erfüllung ihres öffentlich-rechtlichen
Auftrags entstehen, oder der Inhalt des Umstrukturierungsplans für die Sender, im Beschluss über die
Einleitung des förmlichen Prüfverfahrens nicht genannt werden. Sie schließt sich dagegen der Analyse
der Kommission an, was die Auswirkungen der in Frage stehenden Beihilfen auf den Wettbewerb und
die Beeinträchtigung des Handelsverkehrs zwischen den Mitgliedstaaten betrifft.

(33) Die ACT betont zunächst, dass Rundfunkgebühren seit der Liberalisierung des audiovisuellen Sektors
als staatliche Beihilfen anzusehen seien. Zudem handle es sich bei den Gebühren um eine neue
Beihilfe, da diese den Sendern jährlich überwiesen werden. Sie kommt daher zu dem Schluss, dass
die Kommission auch die Rundfunkgebühren in das förmliche Prüfverfahren hätte einbeziehen müs-
sen. Außerdem ist sie der Meinung, dass die Gebühren nicht als mit dem Gemeinsamen Markt
vereinbar angesehen werden können, da weder Artikel 87 Absatz 3 Buchstabe c) noch Artikel 86
Absatz 2 EG-Vertrag Anwendung finden könnten. Die staatliche Finanzierung von France 2 und
France 3 ist ihrer Meinung nach nicht gerechtfertigt, da die privaten Fernsehsender ähnliche Ver-
pflichtungen erfüllen müssten wie die öffentlich-rechtlichen Sender, ohne indessen in den Genuss
derselben staatlichen Ausgleichszahlungen zu kommen.

(34) Was die Investitionszuschüsse und die Kapitalerhöhungen anbetrifft, so ist die ACT der Meinung, dass
diese Beihilfen nicht an ein bestimmtes Projekt zur Förderung der Kultur gebunden sind und daher
auch nicht durch Artikel 87 Absatz 3 Buchstabe d) EG-Vertrag gerechtfertigt sein können. Sie ist
außerdem der Meinung, dass es sich dabei um Betriebsbeihilfen handelt und dass die Ausnahme-
regelung, die für Beihilfen zur Rettung und Umstrukturierung von Unternehmen in Schwierigkeiten
gilt, in diesem Fall keine Anwendung finden kann, da die französischen Behörden der Kommission
keinen Umstrukturierungsplan für die beiden Sender vorgelegt haben.

(35) Abschließend erinnert die ACT daran, dass die Kommission bei der Prüfung staatlicher Beihilfen auch
untersuchen muss, ob die Kriterien erfüllt sind, die in Artikel 86 Absatz 2 EG-Vertrag genannt
werden. Die ACT ist der Auffassung, dass die Investitionszuschüsse und die Kapitalerhöhungen, die
hier in Frage stehen, nicht den Kriterien entsprechen, die in dem betreffenden Artikel genannt
werden, da es sich nicht um außergewöhnliche und zeitlich befristete Beihilfen handle, und dass
diese Beihilfen nicht gewährt worden seien, um zusätzliche gemeinwirtschaftliche Aufgaben zu finan-
zieren.

(36) Die ACT fordert die Kommission daher auf, eine negative Entscheidung im Hinblick auf die Investi-
tionszuschüsse zugunsten von France 2 und France 3 und im Hinblick auf die Kapitalerhöhung
zugunsten von France 2 zu treffen. Ferner sollte in Bezug auf die Gebühren ein förmliches Prüfver-
fahren eingeleitet werden. Darüber hinaus wünscht die ACT die Übermittlung umfangreicherer In-
formationen über die gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen der beiden Sender sowie über den
Inhalt ihres Umstrukturierungsplans.

IV. BEMERKUNGEN FRANKREICHS

A. Zur Einleitung des förmlichen Prüfverfahrens

(37) Die französischen Behörden haben ihre Stellungnahme zur Einleitung des förmlichen Prüfverfahrens
in ihrem Schreiben vom 10. Dezember 1999 übermittelt. Sie weisen darauf hin, dass ihre Schreiben
vom 20. Dezember 1996 und vom 29. April 1999 Teil dieser Stellungnahme sind. Die Entwicklun-
gen, über die in diesen beiden Schreiben berichtet wird, werden an dieser Stelle nochmals dargelegt,
sofern sie nicht bereits in dem Schreiben vom 10. Dezember 1999 beschrieben wurden.

(38) Die französischen Behörden gehen zunächst auf die Folgen der Liberalisierung des audiovisuellen
Sektors ein. Sie argumentieren, dass die Privatisierung von TF1 das wirtschaftliche Gleichgewicht von
France 2 auf brutale und unvorhergesehene Weise gestört habe, da die Werbeeinnahmen von TF1 seit
1987 erheblich gestiegen, die von France 2 dagegen eingebrochen seien. Die französischen Behörden
führen zwei Gründe für diese Entwicklung an: Zum einen habe TF1 sein Programm aus kommer-
ziellen Interessen auf die Zielgruppe der „Hausfrau unter 50“ ausgerichtet, eine Zuschauergruppe, die
für Werbekunden am interessantesten sei. Die öffentlich-rechtlichen Sender seien dagegen verpflichtet,
ihr Programm auf die Allgemeinheit und daher auf unterschiedliche Zuschauergruppen abzustimmen.
Zum anderen seien in der Vergangenheit die Werbezeiten für die öffentlich-rechtlichen Sender durch
gesetzliche Regelungen stärker eingeschränkt worden als für die privaten.
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(39) Außerdem seien die Kosten für den Kauf und die Produktion von Programmen explosionsartig
gestiegen. Da die Zahl der Fernsehsender sich in vier Jahren verdoppelt habe, habe die Konkurrenz
auf dem Programmmarkt gewaltig zugenommen. Gleichzeitig verfügten die neuen Sender über ein
gewaltiges finanzielles Potenzial, das nun auf den Markt dränge. In der Folge seien die Kosten für
Programme aller Art in die Höhe geschnellt. Um die gestiegenen Kosten zu kompensieren, hätten die
beiden öffentlich-rechtlichen Sender verstärkt auf Programmkonserven zurückgreifen müssen. Da für
die Programme geringere finanzielle Mittel zur Verfügung stünden und diese zudem seltener erneuert
würden, hätten sie inzwischen an Attraktivität verloren. Dies habe bei France 2 vor allem zu einem
Einbruch der Einschaltquoten und in der Folge auch zu einem Rückgang der Werbeeinnahmen
geführt. Der Rückgang der Werbeeinnahmen und die Kostenexplosion hätten daher eine Verschlech-
terung der finanziellen Lage der beiden öffentlich-rechtlichen Sender bewirkt.

(40) Die französischen Behörden argumentieren, der Staat habe eingreifen müssen, um die Existenz der
öffentlich-rechtlichen Sender zu sichern und ihren öffentlich-rechtlichen Auftrag zu wahren und so
zum Erhalt des Pluralismus in der Medienlandschaft beizutragen. Dieser öffentlich-rechtliche Auftrag
werde vor allem in einem hohen Qualitätsanspruch, aber auch in einer besonderen Programmvielfalt
der öffentlich-rechtlichen Sender sichtbar. Dahinter stehe der Gedanke, dass die Existenz der öffent-
lich-rechtlichen Sender mit ihrer Ausrichtung auf die Allgemeinheit und auf unterschiedliche Zu-
schauergruppen eine wesentliche Voraussetzung für den Erhalt der Informationsvielfalt, der Pro-
grammvielfalt und die Förderung von Kinofilmen und audiovisuellen Werken sei. Die Erfüllung dieses
Auftrags sei mit höheren Kosten verbunden und habe gleichzeitig den Verlust von Werbeeinnahmen
zur Folge. In den Jahren 1988 bis 1994 habe sich die wirtschaftliche Situation der beiden Sender
derart verschlechtert, dass ihre Existenz in Gefahr gewesen sei und somit die Erfüllung ihres öffent-
lich-rechtlichen Auftrags nicht mehr gewährleistet gewesen wäre. Der Staat habe daher mit Investi-
tionszuschüssen und Kapitalerhöhungen eingreifen müssen. Der unverhoffte Anstieg des Gebühren-
aufkommens habe nicht ausgereicht, um den Anstieg der Programmkosten abzudecken und die
Verschlechterung der wirtschaftlichen Lage der beiden Sender aufzufangen. Die französischen Be-
hörden sind überzeugt, dass die Intervention des Staates zugunsten von France 2 und France 3 im
Sinne der Artikel 86 Absatz 2 oder 87 Absatz 3 Buchstabe c) EG-Vertrag mit dem Gemeinsamen
Markt vereinbar ist und mit den Leitlinien für die Beurteilung von staatlichen Beihilfen zur Rettung
und Umstrukturierung von Unternehmen in Schwierigkeiten in Einklang steht (6).

(41) Die französischen Behörden rechtfertigen die Investitionszuschüsse zugunsten von France 2 und
France 3 mit dem Argument, dass man den Sendern habe helfen müssen, die Erhöhung der Pro-
grammkosten zu bewältigen. Außerdem hätten die beiden öffentlich-rechtlichen Sender nach einer
Prüfung des Unternehmensberaters Coopers & Lybrand im Juli 1991 einen Strategieplan vorgelegt.
Dieser Plan habe für jeden Sender ein Projekt zur internen Umstrukturierung und einen Sozialplan
vorgesehen, um Kosten einzusparen. Außerdem habe der Plan eine Strategie dargelegt, die es den
Sendern ermöglichen sollte, stärker auf die Erwartungen der Fernsehzuschauer einzugehen und gleich-
zeitig ihrer besonderen Rolle als öffentlich-rechtliche Sender gerecht zu werden. Der Staat habe die
Umsetzung dieses Strategieplans durch zusätzliche Mittel in Form der bereits genannten Investitions-
zuschüsse unterstützt und France 2 zusätzlich eine Kapitalerhöhung gewährt, um die Bilanz des
Senders auszugleichen. Nachdem sich die erste Kapitalerhöhung in Höhe von 500 Mio. FRF als nicht
ausreichend herausgestellt hatte, habe der Staat beschlossen, France 2 in den Jahren 1993 und 1994
zwei weitere Kapitalerhöhungen zukommen zu lassen. Die letzte Kapitalerhöhung sei bewilligt wor-
den, nachdem eine weitere Prüfung von Coopers & Lybrand stattgefunden habe und ein neuer
Einsparungsplan vorgelegt worden sei. Dank dieser erneuten Kapitalzufuhr habe man die Finanzen
von France 2 sanieren können. Die französischen Behörden sind der Meinung, dass diese finanziellen
Maßnahmen es den beiden öffentlich-rechtlichen Sendern ermöglicht haben, sich den neuen Wett-
bewerbsbedingungen anzupassen.

(42) Die französischen Behörden erinnern daran, dass diese Beihilfen zugunsten der öffentlich-rechtlichen
Sender vor dem Hintergrund einer Neudefinition ihres öffentlich-rechtlichen Auftrags und der Neu-
regelung ihrer Beziehungen zum Staat durch den Abschluss von Zielverträgen gewährt worden seien.

(43) Die französischen Behörden weisen darauf hin, dass es sich bei den Märkten, auf denen die Sender
tätig sind — Zuschauermarkt, Programmmarkt und der Markt für Fernsehwerbung —, ausschließlich
um nationale Märkte handle. Sie werfen der Kommission vor, nicht dargelegt zu haben, auf welche
Weise der innergemeinschaftliche Handelsverkehr durch diese staatlichen Maßnahmen beeinträchtigt
worden sei.
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(44) In ihrer Antwort vom 29. April 1999 waren die französischen Behörden auf die Position einge-
gangen, die France 2 und France 3 auf dem Markt Erwerb von Fernsehrechten und auf dem Markt für
Fernsehwerbung einnehmen. Sie haben darauf hingewiesen, dass die öffentlich-rechtlichen Sender gar
nicht in der Lage seien, die Position der kommerziellen Sender in diesem Bereich zu bedrohen, da
ihre finanziellen Möglichkeiten weit unter denen der privaten Sender lägen und ihre Programme
sowohl einen hohen Qualitätsanspruch erfüllen als auch der Forderung nach Vielfalt entsprechen
müssten. Die kommerziellen Sender könnten sich dagegen auf Programme beschränken, die hohe
Einschaltquoten erzielen. Die französischen Behörden haben auch bestritten, dass France 2 und France 3
ihre Werbesendeplätze zu Dumpingpreisen verkaufen würden. Sie machen geltend, dass die Preise für
Werbespots bei France 2 insgesamt nur 5 bis 10% unter den Preisen von TF1 liegen würden. Die Zu-
schauerreichweiten des Senders seien jedoch nur halb so hoch. Die Preisunterschiede zwischen den beiden
öffentlich-rechtlichen Sendern und TF1 seien ausschließlich auf die Unterschiede bei den Reichweiten der
Werbesendungen zurückzuführen.

B. Zu der Stellungnahme der ACT

(45) Mit Schreiben vom 15. Juni 2000 haben die französischen Behörden der Kommission ihre Bemer-
kungen zu der Stellungnahme der ACT übermittelt. Sie erinnern daran, dass es sich bei den Gebühren
ihrer Auffassung nach um eine bestehende Beihilfe handle und bestreiten, dass die privaten Sender,
deren Programme terrestrisch verbreitet werden, vergleichbaren Verpflichtungen unterliegen wie die
öffentlich-rechtlichen. Sie betonen erneut, dass nach ihrer Analyse die Investitionszuschüsse und die
Kapitalerhöhungen, die Gegenstand dieser Entscheidung sind, nach Artikel 86 Absatz 2 und Artikel
87 Absatz 3 Buchstabe c) EG-Vertrag mit dem Gemeinsamen Markt vereinbar sind. Sie weisen darauf
hin, dass sie nicht die Anwendung von Artikel 87 Absatz 3 Buchstabe d) über die Förderung der
Kultur geltend gemacht haben. Zum Schluss erklären die französischen Behörden, dass es Aufgabe der
Kommission sei, zu bewerten, ob die Informationen, über die sie verfügt, für einen Abschluss des
Verfahrens ausreichen, und versichert, dass die öffentlichen Dokumente der ACT übermittelt werden
können.

V. BEURTEILUNG DER IN FRAGE STEHENDEN MASSNAHMEN

(46) Artikel 87 Absatz 1 EG-Vertrag besagt: „Soweit in diesem Vertrag nicht etwas anderes bestimmt ist,
sind staatliche oder aus staatlichen Mitteln gewährte Beihilfen gleich welcher Art, die durch die
Begünstigung bestimmter Unternehmen oder Produktionszweige den Wettbewerb verfälschen oder
zu verfälschen drohen, mit dem Gemeinsamen Markt unvereinbar, soweit sie den Handel zwischen
Mitgliedstaaten beeinträchtigen.“

(47) Ob eine staatliche Beihilfe im Sinne des Artikels 87 Absatz 1 EG-Vertrag vorliegt, wird anhand der
folgenden Kriterien geprüft. Danach muss eine staatliche Maßnahme:

— von einem Mitgliedstaat aus staatlichen Mitteln gewährt werden;

— bestimmten Unternehmen oder Produktionszweigen zugute kommen und zu einer Verfälschung
des Wettbewerbs führen oder zu führen drohen;

— den Handel zwischen Mitgliedstaaten beeinträchtigen.

Diese Kriterien gelten kumulativ.

A. Kriterium 1: staatliche Mittel

(48) Die Beihilfen und Kapitalerhöhungen, die Gegenstand dieser Entscheidung sind, stammen aus dem
Staatshaushalt. Diese Beihilfen und die Kapitalerhöhungen wurden aufgrund eines Gesetzesbeschlusses
oder einer Rechtshandlung gewährt. Es steht also außer Frage, dass die Beihilfen aus staatlichen
Mitteln bestanden und dass sie vom Staat gewährt wurden.

B. Kriterium Nr. 2: selektiver Vorteil und Wettbewerbsverzerrung

(49) Sämtliche Zuschüsse, die France 2 und France 3 von 1988 bis 1994 gewährt wurden, haben für die
beiden öffentlich-rechtlichen Sender Einnahmen dargestellt, die sie zur Finanzierung ihrer Tätigkeit
oder für Investitionen verwenden konnten, ohne auf eigene Mittel zurückgreifen oder Kredite auf dem
Kapitalmarkt aufnehmen zu müssen. Die Beihilfen haben also ohne Zweifel einen Wettbewerbsvorteil
dargestellt. Dieser Vorteil ist außerdem selektiv, da nur die beiden öffentlich-rechtlichen Sender und
nicht alle Fernsehanstalten — ob öffentlich-rechtlich oder privat — davon profitiert haben.
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(50) In den Jahren 1988-1994 wurden France 2 vom französischen Staat insgesamt drei Kapitalerhöhun-
gen gewährt. Die Kommission wertet eine Zufuhr von staatlichem Kapital für ein Unternehmen in der
Regel dann nicht als selektiven Vorteil, wenn diese Liquiditätszufuhr unter Bedingungen erfolgt, die
dem Grundsatz eines marktwirtschaftlich handelnden Investors entsprechen. Es liegt in der Natur der
Sache, dass die Frage, ob dieser Grundsatz eingehalten wurde, nur gestellt werden kann, wenn es sich
um Investitionen in kommerzielle Aktivitäten handelt, von denen eine normale Rendite zu erwarten
ist. Die Tätigkeit von France 2 besteht jedoch in der Entwicklung und Gestaltung von Fernsehpro-
grammen entsprechend dem Auftrag, der dem Sender vom Staat erteilt wurde, und ein großer Teil
seiner Aufgaben wird direkt vom Staat durch Gebühren finanziert. Die Programme haben nicht zum
Ziel, möglichst hohe Einnahmen zu erzielen. Erstes Ziel der Kapitalzufuhr für France 2 war daher
nicht, eine optimale Rendite zu erzielen. Der Staat hat France 2 die Kapitalerhöhung demnach nicht
aus den Gründen gewährt, die für einen marktwirtschaftlich handelnden Investor maßgeblich wären.
In ihren Stellungnahmen vom 20. Dezember 1996 und vom 29. April 1999 haben die französischen
Behörden argumentiert, dass der Staat sich genau so verhalten habe wie ein privater Investor. Es ist
jedoch ein Widerspruch, wenn man auf der einen Seite argumentiert, der Staat habe sich wie ein
marktwirtschaftlich handelnder Investor verhalten, auf der anderen Seite aber (und zwar in der
Stellungnahme zur Einleitung des förmlichen Prüfverfahrens) behauptet, der Staat habe sich bei seiner
Intervention zugunsten von France 2 an den Leitlinien für die Beurteilung von staatlichen Beihilfen
zur Rettung und Umstrukturierung von Unternehmen in Schwierigkeiten orientiert. Die Leitlinien
finden nur bei Beihilfen zur Rettung und Umstrukturierung Anwendung, nicht aber bei Interventio-
nen, die denen eines marktwirtschaftlich handelnden Investors entsprechen.

(51) Da die französischen Behörden argumentiert haben, dass sie sich gegenüber France 2 wie ein markt-
wirtschaftlich handelnder Investor verhalten hätten, muss dieses Argument näher beleuchtet werden.
Um feststellen zu können, ob die Kapitalerhöhungen zu marktüblichen Bedingungen gewährt wur-
den, muss untersucht werden, wie die Betriebsergebnisse des Begünstigten in der Zeit vor der Kapital-
erhöhung ausgesehen haben. Außerdem muss anhand der Marktprognosen geprüft werden, wie die
finanziellen Aussichten ausgesehen haben. Tabelle 3 gibt einen Überblick über die Nettoergebnisse
von France 2 vor und nach der dreimaligen Kapitalerhöhung.

TABELLE 3

Finanzdaten von France 2 für den Zeitraum 1988-1994

(in Mio. FRF)

1988 1989 1990 1991 1992 1993 1994 1995

Umsatz 2 835,66 2 878,81 3 047,18 3 414,15 4 393,52 4 367,65 4 935,79 5 073,76

Nettoergebnis im
Geschäftsjahr – 99,92 – 329,19 – 744,25 – 92,92 75,51 52,01 73,13 60,73

Quelle: Ergebniskonten von France 2.

(52) Aus Tabelle 3 ergibt sich, dass France 2 zum Zeitpunkt der Kapitalerhöhungen nicht rentabel war.
Die französische Regierung konnte anhand der früheren Betriebsergebnisse des Senders keine ange-
messene Investitionsrendite erwarten. Eine solche Rendite konnte aber auch nicht aufgrund der
voraussichtlichen künftigen Ergebnisse des Unternehmens oder der Marktprognosen erwartet werden.
Zwar konnte France 2 1992 nach mehrjährigen Verlusten wieder rentabel werden. Aber die geringfü-
gigen Gewinne, die der Sender seitdem erzielt hat, waren nur möglich, weil der französische Staat in
den Jahren 1993 und 1994 zusätzliches Kapital zugeführt hat. Das Argument der französischen
Behörden, dass die Kapitalerhöhungen zugunsten von France 2 als eine normale marktwirtschaftliche
Investition anzusehen seien, ist somit hinfällig.

(53) Die Kommission ist der Ansicht, dass ein marktwirtschaftlich handelnder Investor France 2 keine
derartigen Kapitalerhöhungen gewährt hätte, wie dies der französische Staat in den Jahren 1991,
1993 und 1994 getan hat. Diese Kapitalerhöhungen stellen daher einen Vorteil für France 2 dar, der
außerdem noch selektiv ist, da France 2 als einziger Fernsehsender in den Genuss einer solchen
Kapitalzufuhr gekommen ist.
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(54) Darüber hinaus muss geprüft werden, ob die Voraussetzungen für den Vorteil auch im Hinblick auf
die Gesamtheit der Bedingungen gegeben sind, die vom Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaf-
ten im Urteil Altmark gestellt werden (7). Diese Voraussetzungen sind:

— Das begünstigte Unternehmen muss tatsächlich mit der Erfüllung gemeinwirtschaftlicher Ver-
pflichtungen betraut sein, und diese Verpflichtungen müssen klar definiert sein;

— die Parameter, anhand derer der Ausgleich berechnet wurde, sind zuvor objektiv und transparent
festzustellen, um zu verhindern, dass der Ausgleich einen wirtschaftlichen Vorteil mit sich bringt,
der das Unternehmen, dem er gewährt wird, gegenüber konkurrierenden Unternehmen begüns-
tigt;

— der Ausgleich darf nicht über das hinausgehen, was erforderlich ist, um die Kosten, die durch die
Erfüllung der gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen entstehen, ganz oder teilweise zu decken.
Dabei müssen die Einnahmen, die in diesem Zusammenhang erzielt werden, sowie ein ange-
messener Gewinn berücksichtigt werden;

— wenn die Wahl des Unternehmens nicht im Rahmen eines Verfahrens zur Vergabe öffentlicher
Aufträge erfolgt, ist die Höhe des Ausgleichs auf der Grundlage einer Analyse der Kosten zu
bestimmen, die ein durchschnittliches, gut geführtes und entsprechend ausgestattetes Unterneh-
men bei der Erfüllung dieser Verpflichtungen hätte. Dabei müssen die Einnahmen, die in diesem
Zusammenhang erzielt werden, sowie ein angemessener Gewinn berücksichtigt werden.

(55) Die Kommission ist der Ansicht, dass in diesem Fall die zweite Bedingung, die im Urteil Altmark
gestellt wird, nicht erfüllt ist. Die Investitionszuschüsse und die Kapitalerhöhungen sind Maßnahmen
zur gezielten Unterstützung der beiden Sender. Sie wurden gewährt, um France 2 und France 3 in die
Lage zu versetzen, gegen die Verschlechterung ihrer wirtschaftlichen Situation vorgehen zu können.
Diese Mittel wurden erst im nach hinein gewährt und mit dem Ziel, unvorhergesehene Schwierigkei-
ten zu bewältigen. Es handelt sich also nicht um Finanzmittel, bei denen die Parameter bereits vorher
objektiv und auf transparente Weise festgelegt worden waren.

(56) Außerdem stellt die Kommission, was die vierte im Urteil Altmark genannte Bedingung betrifft, fest,
dass die Fernsehanstalten, die mit der Erfüllung gemeinwirtschaftlicher Verpflichtungen betraut wur-
den, nicht im Rahmen eines Verfahrens zur Vergabe öffentlicher Aufträge ausgewählt wurden. Darü-
ber hinaus wurde die Höhe des finanziellen Ausgleichs, der den beiden öffentlich-rechtlichen Sendern
gewährt wurde, nicht anhand einer Analyse der Kosten festgesetzt, die einem durchschnittlichen, gut
geführten und entsprechend ausgestatteten Unternehmen bei der Erfüllung dieser Verpflichtungen
entstanden wären.

(57) Da die Bedingungen, die in dem Urteil Altmark gestellt werden, nicht alle erfüllt sind, stellt die
Kommission fest, dass die Beihilfen und die Kapitalerhöhungen, die Gegenstand dieser Entscheidung
sind, für France 2 und France 3 eine einseitige Begünstigung im Sinne des Artikels 87 Absatz 1
EG-Vertrag darstellen.

(58) Darüber hinaus wird in der Rechtsprechung des Gerichtshofs grundsätzlich (8) jede staatliche Beihilfe,
welche die Position eines Unternehmens gegenüber anderen Unternehmen, die mit ihm im Wett-
bewerb stehen, im innergemeinschaftlichen Handel verstärkt, als wettbewerbsverzerrend angesehen.
1988 — dem Jahr, ab dem die Prüfung der Kommission in dieser Angelegenheit beginnt — war der
audiovisuelle Sektor in Frankreich bereits für den Wettbewerb geöffnet. France 2 und France 3
standen im Wettbewerb mit anderen Fernsehsendern, und der finanzielle Vorteil, der ihnen durch
die Beihilfemaßnahmen, die Gegenstand dieser Entscheidung sind, zugute kam, hat sie ohne Zweifel
in die Lage versetzt, ihre Stellung gegenüber ihren Konkurrenten aufrechtzuerhalten oder zu ver-
stärken. Die Finanzhilfen, die ihnen gewährt wurden, haben also zu einer Verfälschung des Wett-
bewerbs im Sinne des Artikels 87 Absatz 1 EG-Vertrag geführt.
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C. Kriterium Nr. 3: Beeinträchtigung des Handels

(59) Finanzielle Maßnahmen des Staates sind nur dann staatliche Beihilfen im Sinne vonArtikel 87 Absatz 1
EG-Vertrag, wenn sie tatsächlich oder potenziell den Handel zwischen den Mitgliedstaaten beeinträchti-
gen. Verstärkt eine von einemMitgliedstaat gewährte Finanzhilfe die Stellung eines Unternehmens gegen-
über anderen Wettbewerbern im innergemeinschaftlichen Handel, muss dieser als von der Beihilfe beein-
flusst erachtet werden (9). Der Gerichtshof hat den Begriff der Beeinträchtigung des Handels in der Ver-
gangenheit stets in weitem Sinne ausgelegt. So schließt die Tatsache, dass das betreffende Unternehmen
selbst nicht an Ausfuhren beteiligt ist, nicht aus, dass der Handel beeinträchtigt wird. Wenn ein Mitglied-
staat einem Unternehmen eine Beihilfe gewährt, dann kann dies in der Tat zur Folge haben, dass die
Position dieses Unternehmens auf dem Binnenmarkt gestärkt wird. Dies wiederum verringert die Chancen
der Unternehmen anderer Mitgliedstaaten, sich auf diesem Markt zu etablieren. Die Beihilfe ermöglicht es
also den begünstigten Unternehmen, einen Teil des Marktes zu behalten, den Konkurrenten aus anderen
Mitgliedstaaten sich sonst hätten aneignen können (10).

(60) Im Lichte dieser Rechtsprechung wird in der Mitteilung erklärt: „Generell ist davon auszugehen, dass
eine staatliche Finanzierung öffentlich-rechtlicher Rundfunkanstalten den Handel zwischen den Mit-
gliedstaaten beeinträchtigt. Dies gilt klar für den — häufig international abgewickelten — Erwerb und
Verkauf von Programmrechten. Auch die Werbung — für diejenigen öffentlich-rechtlichen Anstalten,
die Sendeplatz für Werbung verkaufen dürfen — hat eine grenzüberschreitende Wirkung, vor allem
in grenznahen Gebieten, in denen beiderseits der Landesgrenze dieselbe Sprache gesprochen wird.
Außerdem kann sich die Eigentumsstruktur kommerzieller Rundfunksender auf mehr als einen Mit-
gliedstaat erstrecken.“ (11)

(61) In ihrer Anordnung zur Erteilung von Auskünften (12) und im Verfahrenseinleitungsbeschluss hat die
Kommission die Frage der Auswirkungen auf den Handel ausführlich erörtert. Der Markt für den
Erwerb von Rundfunk- und Fernsehrechten und für den Verkauf von Programmen ist ein inter-
nationaler Markt, auch wenn diese Rechte und Programme in der Regel für einen geografisch be-
grenzten Markt erworben werden. Die finanziellen Mittel, die France 2 und France 3 gewährt wurden,
haben den beiden Sendern zusätzliche Möglichkeiten für den Erwerb von Rundfunk- und Fernseh-
rechten und für die Investition in Programme an die Hand gegeben, die anschließend verkauft
wurden. Außerdem haben die in Frage stehenden Beihilfen France 2 und France 3 in eine günstigere
Position versetzt als ihre Konkurrenten in der Gemeinschaft und die Chancen dieser Konkurrenten,
auf dem französischen Markt Fuß zu fassen, entsprechend verringert. In diesem Zusammenhang sei
erwähnt, dass während eines Teils des Zeitraums, der in dieser Entscheidung geprüft wird, eine
Mediengruppe, die in mehreren Mitgliedstaaten aktiv war, Aktionär des französischen Senders la
Cinq war, der 1992 in Konkurs gegangen ist.

(62) Die Beihilfen und die Kapitalerhöhungen zugunsten von France 2 und France 3 haben demnach sehr
wohl den Handel zwischen den Mitgliedstaaten im Sinne von Artikel 87 Absatz 1 EG-Vertrag
beeinträchtigt.

(63) Aus all diesen Überlegungen muss geschlossen werden, dass die Zuschüsse, welche die französischen
Behörden France 2 und France 3 gewährt haben, sowie die Kapitalerhöhungen zugunsten von France 2
in den Jahren 1988 bis 1994 staatliche Beihilfen im Sinne des Vertrags darstellen.

VI. BEWERTUNG DES KRITERIUMS EINER DIENSTLEISTUNG VON ALLGEMEINEM WIRTSCHAFT-
LICHEM INTERESSE

(64) Artikel 86 Absatz 2 EG-Vertrag besagt: „Für Unternehmen, die mit Dienstleistungen von allgemeinem
wirtschaftlichem Interesse betraut sind oder den Charakter eines Finanzmonopols haben, gelten die
Vorschriften dieses Vertrags, insbesondere die Wettbewerbsregeln, soweit die Anwendung dieser
Vorschriften nicht die Erfüllung der ihnen übertragenen Aufgabe rechtlich oder tatsächlich verhindert.
Die Entwicklung des Handelsverkehrs darf nicht in einem Ausmaß beeinträchtigt werden, das dem
Interesse der Gemeinschaft zuwiderläuft.“
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(65) Gängiger Rechtsprechung zufolge stellt Artikel 86 EG-Vertrag für die Unternehmen, die mit der
Erfüllung einer Dienstleistung von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse betraut wurden, eine Aus-
nahme vom Verbot staatlicher Beihilfen dar (13). Das Urteil Altmark bestätigt implizit, dass eine
staatliche Beihilfe, die als Ausgleich für die Mehrkosten gewährt wird, die einem Unternehmen im
Zusammenhang mit der Erfüllung einer Dienstleistung von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse
entstehen, als mit dem Gemeinsamen Markt vereinbar angesehen werden kann, sofern die Voraus-
setzungen in Artikel 86 Absatz 2 EG-Vertrag erfüllt sind.

(66) Nach gängiger Rechtsprechung (14) stellt Artikel 86 EG-Vertrag eine Ausnahmevorschrift dar, die eng
auszulegen ist. Der Gerichtshof hat präzisiert, dass eine Maßnahme alle folgenden Voraussetzungen
erfüllen muss, um unter diese Ausnahmeregelung zu fallen:

— die betreffende Dienstleistung muss von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse sein und von
dem Mitgliedstaat klar als solche definiert sein;

— das betreffende Unternehmen muss von dem Mitgliedstaat ausdrücklich mit der genannten
Dienstleistung beauftragt worden sein;

— die Anwendung der Wettbewerbsvorschriften des EG-Vertrags muss die Erfüllung der besonderen
Aufgabe, die dem Unternehmen übertragen wurde, rechtlich oder faktisch behindern, und die
Freistellung von dieser Regel darf die Entwicklung des Handelsverkehrs nicht in einem Ausmaß
beeinträchtigen, das dem Interesse der Gemeinschaft zuwider läuft.

(67) Die Mitteilung legt die Grundsätze und Methoden fest, an denen die Kommission sich bei der
Überwachung der Einhaltung dieser Voraussetzung im Bereich des öffentlich-rechtlichen Rundfunks
orientiert. Die Kommission muss daher feststellen, ob:

— die Tätigkeit der Fernsehsender France 2 und France 3 eine öffentlich-rechtliche Aufgabe darstellt
und ob der öffentlich-rechtliche Auftrag klar und präzise definiert ist (Definition);

— France 2 und France 3 durch eine offizielle Rechtshandlung mit diesem öffentlich-rechtlichen
Auftrag betraut wurden (Beauftragung und Überwachung);

— der finanzielle Ausgleich für diese Aufgabe im Verhältnis zu den Nettokosten steht, die dem
Unternehmen im Zusammenhang mit der Erfüllung des öffentlich-rechtlichen Auftrags entstehen
(Verhältnismäßigkeit).

(68) Im Rahmen ihrer Analyse muss die Kommission auch den Inhalt des Protokolls berücksichtigen. Das
Protokoll erinnert daran, dass der öffentlich-rechtliche Rundfunk „unmittelbar mit den demokrati-
schen, sozialen und kulturellen Bedürfnissen jeder Gesellschaft sowie mit dem Erfordernis verknüpft
ist, den Pluralismus in den Medien zu wahren“. Es legt im Einzelnen fest, dass es Aufgabe der
Mitgliedstaaten ist, „den öffentlich-rechtlichen Rundfunk zu finanzieren, sofern die Finanzierung
der Rundfunkanstalten dem öffentlich-rechtlichen Auftrag, wie er von den Mitgliedstaaten den An-
stalten übertragen, festgelegt und ausgestaltet wird, dient, und die Handels- und Wettbewerbsbedin-
gungen in der Gemeinschaft nicht in einem Ausmaß beeinträchtigt, das dem gemeinsamen Interesse
zuwiderläuft, wobei den Erfordernissen der Erfüllung des öffentlich-rechtlichen Auftrags Rechnung zu
tragen ist.“

DE8.12.2004 Amtsblatt der Europäischen Union L 361/31
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(14) Siehe das vorgenannte Urteil FFSA.



A. Definition des öffentlich-rechtlichen Auftrags von France 2 und France 3

(69) Nach dem Protokoll und der Mitteilung fällt die Definition des öffentlich-rechtlichen Auftrags in die
Zuständigkeit der Mitgliedstaaten. Die Mitteilung erklärt: „In Anbetracht des besonderen Charakters
der Rundfunkbranche und angesichts der auslegenden Bestimmungen des Protokolls kann eine breit
gefasste“ Definition, bei der ein bestimmter Sender damit betraut wird, ein ausgewogenes und breit
gefächertes Programm in Einklang mit seinem Auftrag anzubieten und dabei gewisse Einschaltquoten
zu gewährleisten, als legitim gemäß Artikel 86 Absatz 2 betrachtet werden. Eine solche Definition
entspräche dem Ziel, die demokratischen, sozialen und kulturellen Bedürfnisse der Gesellschaft zu
decken und den Pluralismus zu wahren, einschließlich kultureller und sprachlicher Vielfalt (15). An
dieser Stelle sei daran erinnert, dass die Kommission, was die Definition des öffentlich-rechtlichen
Sendeauftrags für Rundfunkanstalten anbelangt, sich auf eine Überprüfung auf offensichtliche Fehler
beschränkt (16).

(70) Artikel 48 des französischen Gesetzes Nr. 86-1067 vom 30. September 1986 über die Kommunika-
tionsfreiheit nimmt Bezug auf die „erzieherische, kulturelle und soziale Aufgabe“ der beiden Fernseh-
sender France 2 und France 3. In den Artikeln 54, 55 und 56 dieses Gesetzes wird eine Reihe von
Aufgaben von France 2 oder France 3 definiert, zum Beispiel die Verpflichtung zur Wiedergabe von
Regierungserklärungen, Parlamentsdebatten oder zur Ausstrahlung von Informationen über politische
Organisationen und Parteien, Gewerkschafts- und Wirtschaftsorganisationen sowie über die wichtigs-
ten Religionsgemeinschaften in Frankreich.

(71) Der öffentlich-rechtliche Auftrag von France 2 und France 3 wird für jeden Sender in einem Pflichten-
heft ausführlich dargelegt. Artikel 3 des Pflichtenheftes für France 2 vom 28. August 1987 schreibt
vor, dass „die Fernsehanstalt sich bei der Entwicklung und Gestaltung ihrer Programme um eine
Mischung aus Information, Kultur und Unterhaltung für alle gesellschaftlichen Gruppen bemühen
muss, und zwar entsprechend dem kulturellen, erzieherischen und sozialen Auftrag, der ihr per
Gesetz übertragen wurde“, dass sie ferner „insbesondere durch ihre Programmgestaltung zur Wahrung
des Kulturguts beiträgt und dieses durch ihr Angebot an audiovisuellen Werken bereichert.“ Artikel 3
des Pflichtenheftes für France 3, das ebenfalls vom 28. August 1987 ist, ist in seinen ersten beiden
Absätzen im Wortlaut identisch, wurde aber um einen weiteren Absatz ergänzt. Danach „ist die
Anstalt bei der Entwicklung und Gestaltung ihrer Sendungen über das Geschehen in den Regionen
bemüht, insbesondere den Informationen über die kulturellen, sozialen und berufsspezifischen Ge-
meinschaften und die unterschiedlichen Weltanschauungen Rechnung zu tragen“.

(72) Anschließend folgt eine detaillierte Beschreibung dieses öffentlich-rechtlichen Auftrags in über zwan-
zig Artikeln: Berücksichtigung der Meinungsvielfalt; Wahrheitstreue, Unabhängigkeit und Informa-
tionsvielfalt; Anpassung an technologische Veränderungen; Angebot von Programmen für Gehörlose
und Schwerhörige; Wiedergabe von Regierungsmitteilungen sowie der wichtigsten Debatten des
Parlaments, Informationen über politische Organisationen, Gewerkschafts- und Wirtschaftsorganisa-
tionen sowie über die wichtigsten Religionsgemeinschaften in Frankreich; Ausstrahlung von Meldun-
gen, die sich mit bedeutenden nationalen Ereignissen befassen, Informationen zur Verkehrssicherheit
und Ausstrahlung von Sendungen über Verbraucherinformationen; Ausstrahlung von Sendungen mit
erzieherischem und sozialem Inhalt; Verpflichtungen im Hinblick auf die Gestaltung und Ausstrah-
lung von Dokumentationssendungen, von Informationssendungen, von Sendungen in den Bereichen
Theater, Musik, Tanz, Variété, Sport, Sendungen für Kinder und Jugendliche und Romanverfilmungen.

(73) Die Pflichtenhefte für France 2 und France 3 vom 16. September 1994, welche die Pflichtenhefte von
1987 ersetzen, bestätigen diesen öffentlich-rechtlichen Auftrag. Im Vorwort des Pflichtenheftes wird
erklärt, dass „die nationalen Fernsehanstalten (France 2 und France 3) das Fernsehen für die Allge-
meinheit darstellen. Sie sind bemüht, mit ihrem Programmangebot möglichst viele Zuschauer zu
erreichen. Gleichzeitig sind sie jedoch auch verpflichtet, ihren besonderen Charakter durch ein spe-
zielles Programmangebot zu unterstreichen, das sich an vier zentralen Kriterien orientiert:

— In Wahrnehmung ihres kulturellen, erzieherischen und sozialen Auftrags, der ihnen gesetzlich
übertragen wurde, sorgen die Sender für die Vermittlung von Information und Kultur sowie die
Darbietung von Unterhaltung unter Wahrung der Menschenwürde;

— sie gewährleisten Programmvielfalt, indem sie ein möglichst breites Themenspektrum abdecken
und alle Zuschauergruppen angemessen berücksichtigen;
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— ihr Programmangebot zeichnet sich vor allem, was Kultursendungen und Programme für Jugend-
liche anbelangt, durch Vielfalt und Reichhaltigkeit aus;

— sie bemühen sich besonders um innovative Fernsehproduktionen; dabei achten sie auf sprachlich
anspruchsvolle Werke und legen besonderes Gewicht auf original französische Produktionen, die
sich um die Wahrung des französischen Kulturguts bemühen.

Die nationalen Fernsehanstalten sind demnach berufen, ein Hort für Ethik, Qualität und Kreativität zu
sein. Sie fühlen sich in ihren Sendungen bestimmten sittlichen Werten verpflichtet. Die Beachtung, die
sie ihren Zuschauern entgegenbringen, entspringt mehr der Achtung gegenüber der Öffentlichkeit als
einem kommerziellen Interesse“. Das Vorwort des Pflichtenheftes für France 2 beschreibt den Sender
anschließend als „den einzigen Sender, der ausschließlich alle Bereiche der Öffentlichkeit abdeckt.“
Seine Berufung sei, „durch ein vielfältiges und ausgewogenes Programmspektrum eine breite Öffent-
lichkeit zu erreichen.“ Im Vorwort des Pflichtenheftes für France 3 ist zu lesen, dass dieser Sender
„seine besondere Berufung als regionaler und lokaler Sender“ bekräftigt und in erster Linie „dezent-
ralisierte Informationen bietet und über regionale Ereignisse berichtet“. Wie im Pflichtenheft vom
28. August 1987 wird auch hier der Inhalt des öffentlich-rechtlichen Auftrags in über zwanzig
Artikeln ausführlich beschrieben.

(74) Die Kommission ist der Auffassung, dass der öffentlich-rechtliche Auftrag, mit dem France 2 und
France 3 betraut wurden, eine Dienstleistung von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse im Sinne
von Artikel 86 Absatz 2 EG-Vertrag darstellt. Dieser öffentlich-rechtliche Auftrag ist klar definiert und
legitim, da er den demokratischen, sozialen und kulturellen Bedürfnissen der französischen Gesell-
schaft dient und gleichzeitig den Pluralismus wahrt, einschließlich der kulturellen und sprachlichen
Vielfalt im Sinne des Protokolls. Die Kommission stellt außerdem fest, dass dieser öffentlich-rechtliche
Auftrag auch die Planung und Ausstrahlung aller Programme von France 2 und France 3 umfasst. Die
öffentlich-rechtliche Tätigkeit der beiden Anstalten besteht also in der Planung und Ausstrahlung aller
ihrer Programme. Natürlich sind einige öffentlich-rechtliche Aufgaben allgemeiner bzw. eher qualita-
tiver Art, aber die Kommission hält mit Blick auf die Auslegungsbestimmungen des Protokolls diese
breit gefasste Definition für gerechtfertigt. Die Kommission ist abschließend der Auffassung, dass
diese Definition des öffentlich-rechtlichen Auftrags keinen offensichtlichen Fehler aufweist.

(75) Die Pflichtenhefte für die beiden öffentlich-rechtlichen Sender enthalten auch Bestimmungen in Bezug
auf die Quote der „original französischen“ Kinofilme und audiovisuellen Werke sowie die Finanzie-
rung von Koproduktionen von Kinofilmen. Es handelt sich dabei um Regelungen, die für alle Fern-
sehsender gelten, deren Programme terrestrisch verbreitet werden. Da diese Vorgaben nicht in den
Bereich fallen, der in dieser Entscheidung geprüft wird, hat dies keinen Einfluss auf die Untersuchung
der Vorteile, die dem Bereich der audiovisuellen und der Kinofilmproduktion gewährt werden.

B. Übertragung und Beaufsichtigung

(76) Der öffentlich-rechtliche Auftrag wurde France 2 und France 3 durch eine offizielle Rechtshandlung
übertragen, da er sich auf das Gesetz Nr. 86-1067 sowie auf das Pflichtenheft vom 28. August 1987
und vom 16. September 1994 stützt. Diese Pflichtenhefte wurden per Dekret vom Premierminister
angenommen. Sie sehen vor, dass bestimmte Verpflichtungen jährlich durch konkrete Bestimmungen
präzisiert werden. Die Pflichtenhefte vom 16. September 1994 sehen darüber hinaus vor, dass die
Verpflichtungen und die Grundsätze, die sie enthalten, gegebenenfalls in den so genannten „Zielver-
trägen“, die zwischen dem Staat und den Fernsehanstalten geschlossen werden, eingehend definiert
werden.

(77) Die französischen Behörden haben verschiedene Instrumente geschaffen, um zu prüfen, ob France 2
und France 3 ihrem öffentlich-rechtlichen Auftrag nachkommen. So müssen die beiden öffentlich-
rechtlichen Sender jedes Jahr dem für Kommunikationsfragen zuständigen Minister und dem CSA
einen Bericht vorlegen, in dem sie über die Erfüllung der Bestimmungen des Pflichtenheftes Rechen-
schaft ablegen. Der CSA veröffentlicht jedes Jahr einen Bericht, in dem er die Einhaltung der Be-
stimmungen des Pflichtenheftes für beide Anstalten bewertet, und zwar Artikel für Artikel. Hat sich
eine Anstalt eine schwere Verfehlung in Bezug auf den öffentlich-rechtlichen Auftrag zuschulden
kommen lassen, wendet sich der CSA öffentlich an den Verwaltungsrat des Senders.
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(78) Außerdem wird der Haushalt der öffentlich-rechtlichen Sender nach Artikel 53 des Gesetzes Nr.
86-1067 vom Parlament verabschiedet, und zwar auf der Grundlage eines Berichts, der in beiden
Kammern von einem Mitglied des Finanzausschusses erstellt wurde. Der Berichterstatter kann, wenn
er dies für notwendig hält, eine Stellungnahme dazu abgeben, inwieweit die beiden Sender ihren
öffentlich-rechtlichen Auftrag erfüllt haben.

(79) Abschließend sei darauf hingewiesen, dass der Verwaltungsrat jedes Senders aus zwölf Mitgliedern
besteht, darunter zwei Abgeordnete, vier Vertreter des Staates und vier Sachverständige. Diese zehn
Personen stehen in keiner Beziehung zu den Sendern und können daher unabhängig Stellung neh-
men.

C. Verhältnismäßigkeit der Finanzierung des öffentlich-rechtlichen Auftrags

a) Bewertung der Ausgleichszahlungen, die der Staat den beiden Sendern für die Mehrkosten gewährt, die mit
dem öffentlich-rechtlichen Auftrag verbunden sind

(80) Die Kommission muss prüfen, ob die staatlichen Beihilfen zugunsten von France 2 und France 3 im
Verhältnis zu den Kosten stehen, die den beiden Sendern aus ihrer öffentlich-rechtlichen Tätigkeit
erwachsen. Hierzu wird in der Mitteilung erklärt: „Um diese Prüfung zu bestehen, darf die staatliche
Beihilfe jedoch die Nettokosten des öffentlich-rechtlichen Auftrags nicht überschreiten, wobei auch
anderen direkten oder indirekten Einnahmen aus diesem öffentlich-rechtlichen Auftrag Rechnung zu
tragen ist. Aus diesem Grund wird der Nettoerlös, den die öffentlich-rechtlichen Tätigkeiten im
Rahmen nicht öffentlich-rechtlicher Tätigkeiten einbringen, bei der Bewertung der Verhältnismäßig-
keit berücksichtigt“. (17)

(81) Es wird darauf hingewiesen, dass die Kommission sich bei ihrer Prüfung auf die Richtlinie
80/723/EWG der Kommission vom 25. Juni 1980 über die Transparenz der finanziellen Beziehungen
zwischen den Mitgliedstaaten und den öffentlichen Unternehmen (18) und auf die Verpflichtung zu
einer getrennten Buchführung bezieht, die mit dieser Richtlinie eingeführt wurde. Allerdings fand
diese Verpflichtung während des Zeitraums, auf den sich diese Entscheidung bezieht, auf den Fern-
sehsektor keine Anwendung.

(82) Die Mitteilung schreibt den Mitgliedstaaten nicht vor, aus welchen Mitteln sie die öffentlich-recht-
lichen Fernsehanstalten finanzieren sollen. Frankreich hat sich für eine duale Finanzierung entschie-
den, bestehend aus öffentlichen Mitteln und Mitteln aus kommerzieller Tätigkeit. Die Mittel aus
kommerzieller Tätigkeit werden nahezu vollständig über Einnahmen aus Werbung und Sponsoring
erzielt. Die öffentliche Finanzierung für France 2 und France 3 erfolgt ausschließlich über Gebühren.
Darüber hinaus haben France 2 und France 3 in den Jahren 1988 bis 1994 neben den Gebühren
noch die Zuschüsse erhalten, die in den Tabellen 1 und 2 aufgeführt werden.

(83) Die französischen Behörden haben France 2 darüber hinaus insgesamt drei Kapitalerhöhungen ge-
währt. In den Jahren 1988 bis 1991 waren die Verluste des Senders so groß, dass er 1991 nach
Artikel 241 des französischen Gesetzes Nr. 66-537 vom 24. Juli 1966 gezwungen war, sein Gesell-
schaftskapital aufzustocken (und anschließend zu verringern), um einen großen Teil der Verluste zu
decken und sein Eigenkapital auf die Hälfte des Gesellschaftskapitals zu erhöhen. Bei dieser Operation
hat der französische Staat France 2 Kapital in Höhe von 500 Mio. FRF zugeschossen. Dank dieser
Liquiditätszufuhr konnte zumindest kurzfristig der Fortbestand des Senders gesichert werden. Aller-
dings reichten die Mittel nicht aus, um dauerhaft ein Gleichgewicht zwischen den Eigenmitteln und
der Verschuldung des Senders herzustellen. Der Staat musste daher in den Jahren 1993 und 1994
noch zwei weitere Kapitalerhöhungen in Höhe von insgesamt 410 Mio. FRF gewähren.

(84) Bei der Prüfung der Verhältnismäßigkeit muss die Kommission untersuchen, ob die Gesamtheit der
öffentlichen Mittel, die France 2 und France 3 in den Jahren 1988 bis 1994 erhalten haben — d. h.
die staatlichen Beihilfen, die Gegenstand dieser Entscheidung sind, aber auch die Gebühren und die
Einrichtungszuschüsse — die Nettokosten der öffentlich-rechtlichen Tätigkeit nicht übersteigt.
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(85) An dieser Stelle muss zunächst darauf hingewiesen werden, dass die staatlichen Mittel, die France 2
und France 3 in dem Zeitraum 1988—1994 erhalten haben, unterschiedlich verbucht werden müs-
sen. Die Gebühren dienen dazu, die jährlichen Belastungen auszugleichen, die den beiden Sendern aus
ihrer öffentlich-rechtlichen Tätigkeit erwachsen. Sie werden daher jährlich in den Ergebniskonten
verbucht. Die Kapitalerhöhungen und die Zuschüsse werden dagegen in der Bilanz der Sender ver-
bucht. Bei den Kapitalerhöhungen handelt es sich um außerordentliche Zuwendungen zu dem Zweck,
die Verluste auszugleichen, die sich über mehrere Geschäftsjahre hinweg angesammelt haben. Ebenso
ermöglichen die Investitions- und Einrichtungszuschüsse die Finanzierung von Investitionen, die über
mehrere Jahre genutzt und abgeschrieben werden. Die Zuschüsse werden daher in den Ergebniskon-
ten verbucht, und zwar über denselben Zeitraum wie die Abschreibungen. Da für die Berechnung der
Ausgleichszahlungen unterschiedliche Buchungselemente herangezogen werden müssen — Bilanze-
lemente (Zuschüsse) und Elemente der Ergebniskonten (die Abschreibungen, die in den Gesamtkosten
des Geschäftsjahres enthalten sind) —, muss bei der Prüfung ein mittel- bis langfristiger Zeitraum
berücksichtigt werden, da es nur so möglich ist, festzustellen, ob die Beträge der Zuschüsse, die in
den Ergebniskonten verbucht sind, und die Beträge der Zuschüsse, die in der Bilanz erfasst sind,
übereinstimmen. Da das förmliche Prüfverfahren sich auf die Jahre 1988—1994 erstreckt, wird für
die Berechnung auch von diesem Zeitraum ausgegangen.

(86) France 2 und France 3 üben sowohl eine öffentlich-rechtliche als auch eine kommerzielle Tätigkeit
aus. Dies gilt sowohl für die Sender selbst als auch für ihre Tochterunternehmen. Der Staat darf
jedoch nur die Kosten für die öffentlich-rechtliche Tätigkeit der Sender kompensieren, d. h. die ge-
samten Kosten, die für die Entwicklung und Verbreitung ihrer Programme erforderlich sind. Die
Gesamtkosten umfassen natürlich nicht nur die Kosten für die öffentlich-rechtliche Tätigkeit, sondern
auch die Kosten für die nicht öffentlich-rechtliche Tätigkeit der beiden Sender. Die Nettokosten der
öffentlich-rechtlichen Tätigkeit jedes Senders erhält man, indem man von den Gesamtkosten alle
Kosten für die nicht öffentlich-rechtliche Tätigkeit abzieht, und zwar unabhängig davon, ob es sich
dabei um Aktivitäten der Sender selbst oder von Tochterunternehmen handelt. Ebenfalls abgezogen
werden müssen die Nettoerlöse aus diesen Tätigkeiten (im Wesentlichen Einnahmen aus Werbung
und Sponsoring), wie in der Mitteilung vorgesehen. Wie aus Tabelle 4 ersichtlich wird, beliefen sich
die Nettokosten für die öffentlich-rechtliche Tätigkeit von France 2 für den untersuchten Zeitraum
1988 bis 1994 auf insgesamt 15,69 Mrd. FRF. Die Kosten von France 3 lagen bei 20,89 Mrd.
FRF (19).

TABELLE 4

Ermittlung der Gesamtnettokosten im Zusammenhang mit der öffentlich-rechtlichen Tätigkeit im Zeit-
raum 1988—1994

(in Mrd. FRF)

France 2 France 3

Gesamtkosten 41,982 37,011

Kosten für die kommerzielle Tätigkeit <15,2> <11,74>

Nettoerlöse aus der kommerziellen Tätigkeit <11,091> <4,379>

Nettokosten der öffentlich-rechtlichen Tätigkeit 15,691 20,892

(87) Um festzustellen, ob die Ausgleichszahlungen des Staates die Kosten überstiegen haben, müssen die
Nettokosten der öffentlich-rechtlichen Tätigkeit mit den gesamten öffentlichen Mitteln verglichen
werden, die den Sendern zugute kamen. Da die öffentlichen Mittel aus Zuwendungen bestehen,
die unterschiedlich verbucht werden müssen — Gebühren auf der einen Seite, Zuschüsse und Kapital-
erhöhungen auf der anderen Seite —, muss der Saldo Ausgleichszahlung für jede Art der öffentlichen
Finanzierung getrennt berechnet werden. In den Jahren 1988—1994 haben France 2 und France 3
jeweils 12,12 bzw. 20,17 Mrd. FRF an Gebühren erhalten (20). Bewertet man die Zahlungen zunächst
anhand der Ergebniskonten, so kommt man zu dem Schluss, dass die Ausgleichszahlungen, die
France 2 und France 3 erhalten haben, insgesamt zu niedrig waren, nämlich 3,57 Mrd. FRF bzw.
718,6 Mio. FRF.
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(88) Diese zu niedrigen Ausgleichsbeträge müssen anschließend mit den zusätzlichen öffentlichen Mitteln
verglichen werden, die in der Bilanz verbucht sind. Diese zusätzlichen Mittel bestehen zum einen aus
Einrichtungszuschüssen, zum anderen aus Investitionszuschüssen, sonstigen Subventionen und Kapi-
talerhöhungen, die allesamt Gegenstand dieses Verfahrens sind. Insgesamt belaufen sich diese zusätz-
lichen öffentlichen Mittel für France 2 auf 1,91 Mrd. FRF und für France 3 auf 633,5 Mio. FRF. Nicht
in die Nettokosten für die öffentlich-rechtliche Tätigkeit einbezogen werden dürfen die Kapitalzuflüsse
sowie Überziehungskredite, die Tochterunternehmen (die kommerzielle Tätigkeiten ausüben) den
beiden öffentlich-rechtlichen Sendern eingeräumt haben und die nicht zurückgezahlt wurden
(115,2 Mio. FRF für France 2 und 25,9 Mio. FRF für France 3).

(89) Auch wenn man diese zusätzlichen Mittel berücksichtigt, haben France 2 und France 3 für den
Zeitraum 1988—1994 offensichtlich zu geringe Ausgleichszahlungen erhalten. Diese zu niedrigen
Beträge belaufen sich für France 2 auf 1,54 Mrd. FRF, für France 3 auf 59,2 Mio. FRF.

b) Bewertung des Verhaltens von France 2 und France 3 beim Verkauf von Werbezeiten

(90) Nach der Mitteilung muss die Kommission auch prüfen, ob es zu einer Wettbewerbsverzerrung
gekommen ist, die nicht zwangsläufig durch die Erfüllung des öffentlich-rechtlichen Auftrags bedingt
ist, zum Beispiel im Zusammenhang mit der kommerziellen Tätigkeit, die untrennbar mit der öffent-
lich-rechtlichen Tätigkeit verbunden ist. Eine solche Wettbewerbsverzerrung würde dann vorliegen,
wenn France 2 und France 3, deren niedrigere Einnahmen aus der nicht öffentlich-rechtlichen Tätig-
keit durch staatliche Beihilfen ausgeglichen werden, versucht hätten, die Preise für die Werbung auf
dem Markt zu drücken, um so die Einnahmen der Konkurrenz zu schmälern.

(91) Genau diese Behauptung stellt TF1 in seiner Beschwerde auf. Der Sender behauptet, dass die beiden
Fernsehanstalten France 2 und France 3 dank der staatlichen Beihilfen „im Gegensatz zu ihrer
Konkurrenz ohne Rücksicht auf Rentabilitätszwänge operieren und so ihre Preise für Werbezeiten
oder für Sponsoring künstlich niedrig halten können, um ihre Werbekunden nicht zu verlieren.“

(92) Aus den Informationen, die der Kommission vorliegen, haben sich keinerlei Anhaltspunkte ergeben,
die diese Behauptung stützen. Die unterschiedlichen Preise für Werbezeiten von TF1 und France 2/
France 3 sind nicht auf das kommerzielle Verhalten der beiden öffentlich-rechtlichen Sender zurückzu-
führen, sondern darauf, dass die Werbeblockreichweiten von TF1 wesentlich höher sind als die der
öffentlich-rechtlichen Sender.

(93) Auf dem Markt für Fernsehwerbung ist die werberelevante Zielgruppe der Hausfrauen unter 50 für
Werbekunden am interessantesten. Gemessen werden die Einschaltquoten anhand des „Gross Rating
Point“ (GRP, eine Messgröße für den Werbedruck). Diese Einheit bezeichnet die Zahl der Kontakte, die
mit einer Werbekampagne im Durchschnitt bei 100 Personen einer Zielgruppe erreicht werden. Ein
Kontakt gilt als hergestellt, wenn eine Person mindestens einmal von einer Werbeschaltung erreicht
wurde.

(94) Für ihre Werbeschaltungen suchen sich Kunden die Sendungen mit den höchsten Einschaltquoten
aus, d. h. Sendungen, durch die die anvisierte Zielgruppe am besten erreicht werden kann. Daraus
folgt: je höher die Reichweite, desto höher der Einheitspreis je Kontakt (GRP-Preis), den die Kunden
bereit sind, zu zahlen. Das bedeutet, es gibt so etwas wie einen „Reichweitenbonus“.

(95) Tabelle 6 gibt für jeden Sender die durchschnittlichen GRP-Werte und den durchschnittlichen GRP-
Preis für den gesamten Tag für die anvisierte Zielgruppe der 15- bis 49-Jährigen an.
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TABELLE 6 (*)

TF1 France 2 France 3 M6

Mittl. GRP GRP-Preis
(EUR) Mittl. GRP GRP-Preis

(EUR) Mittl. GRP GRP-Preis
(EUR) Mittl. GRP GRP-Preis

(EUR)

1990 5,8 2 732 3 2 738 2,3 2 533 1,9 2 440

1991 5,3 2 649 2,6 2 488 2,1 2 463 1,9 2 239

1992 4,8 2 963 2,5 2 652 2 2 707 1,9 2 297

1993 4,7 2 829 2,4 2 595 1,7 2 785 1,9 2 481

1994 4,7 2 983 2,6 2 847 1,6 2 777 2 2 475

(*) Die Daten stammen aus einer Tabelle, die von den französischen Behörden in ihrem Schreiben vom 2. Januar 2003 zur
Verfügung gestellt wurde.

Quelle: MEDIAMETRIE/MEDIAMAT traitement POPCORN.
Da sich die Methode für die Berechnung des GRP 1989 geändert hat, können frühere Daten nicht für einen Vergleich herange-
zogen werden.

(96) Tabelle 7 gibt für jeden Sender die durchschnittlichen GRP-Werte und den durchschnittlichen GRP-
Preis für die Prime Time (19—22 Uhr) für die anvisierte Zielgruppe der 15- bis 49-Jährigen an.

TABELLE 7

TF1 France 2 France 3 M6

Mittl. GRP GRP-Preis
(EUR) Mittl. GRP GRP-Preis

(EUR) Mittl. GRP GRP-Preis
(EUR) Mittl. GRP GRP-Preis

(EUR)

1990 12,8 3 465 5,9 3 079 3,9 2 620 3,4 2 815

1991 12,1 3 536 6,1 3 103 4,1 2 607 3,8 2 454

1992 10,4 3 741 5,7 3 613 3,9 3 032 4,4 2 587

1993 10,7 3 512 5,9 3 378 3,4 3 150 3,9 3 084

1994 10,3 3 735 6 3 519 3,4 3 078 4,2 3 920

Quelle: MEDIAMETRIE/MEDIAMAT traitement POPCORN.
Da sich die Methode für die Berechnung des GRP 1989 geändert hat, können frühere Daten nicht für einen Vergleich herange-
zogen werden.

(97) Ein wettbewerbsfeindliches Verhalten der öffentlich-rechtlichen Anstalten beim Verkauf von Werbe-
zeiten wäre dann gegeben, wenn die GRP-Preise der öffentlich-rechtlichen Anstalten erheblich unter
den Preisen der privaten Sender TF1 und M6 liegen würden. Dabei muss berücksichtigt werden, dass
höhere durchschnittliche GRP-Werte auch einen höheren GRP-Preis zur Folge haben — der so ge-
nannte „Reichweitenbonus“. Dies ist jedoch nicht der Fall, wenn man die Zahlen in den Tabellen 6
und 7 zugrunde legt. Es stimmt zwar, dass, wie TF1 betont, ihr GRP-Preis höher ist als der von
France 2 oder von France 3, deren Preise wiederum über denen von M6 liegen. Aus den Tabellen geht
ebenfalls hervor, dass die mittleren GRP-Werte von TF1 immer noch deutlich über denen von France 2
oder France 3 liegen. Von 1990 bis 1994 lagen die mittleren GRP-Werte von TF1 für den gesamten Tag
zwischen 4,7 und 5,8, die von France 2 zwischen 2,4 und 3, die von France 3 zwischen 1,6 und 2,3 und die
von M6 zwischen 1,9 und 2. Für die Prime Time lagen die mittleren GRP-Werte von TF1 zwischen 10,3
und 12,8, die von France 2 zwischen 5,7 und 6,1, die von France 3 zwischen 3,4 und 4,1 und die von M6
zwischen 3,4 und 4,4. Der Preisunterschied zwischen den GRP von TF1 und den beiden öffentlich-recht-
lichen Anstalten ist jedoch nicht unverhältnismäßig hoch, wenn man ihn mit der Differenz zwischen den
GRP-Preisen von TF1 und M6 vergleicht. Im Durchschnitt ergibt sich für die beiden untersuchten Sende-
zeiträume (gesamter Tag und Prime Time) ein Preisunterschied von 83 Euro je GRP-Einheit zwischen den
GRP-Preisen von France 2, France 3 undM6und demGRP-Preis von TF1.Daraus kann der Schluss gezogen
werden, dass France 2 und France 3 ihreWerbezeiten nicht zu künstlich niedrigen Preisen verkauft haben.

(98) Zur Veranschaulichung werden die GRP-Preise und die mittleren GRP-Werte der einzelnen Fernseh-
anstalten, wie sie sich aus den Tabellen 6 und 7 ergeben, in den unten stehenden Grafiken dargestellt.
Dabei wird zwischen dem Tagesdurchschnitt und der Prime Time unterschieden. Die begrenzte Zahl
der Punkte für jeden Sender (fünf) und deren schwache Verteilung ermöglichen es, alle fünf Jahre und
die vier Sender in einer einzigen Grafik darzustellen.
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(99) Die beiden Grafiken zeigen, dass eine positive Korrelation zwischen den durchschnittlichen GRP-
Werten und dem GRP-Preis besteht. Dies ist ein weiteres Indiz für das Vorhandensein eines „Reich-
weitenbonus“: Ein Fernsehsender mit höheren GRP-Werten hat auch einen höheren GRP-Preis. Diese
Korrelation wird in der Grafik sichtbar, und zwar anhand der linearen Regressionsgerade für den
Zusammenhang zwischen dem GRP-Preis und den durchschnittlichen GRP-Werten. In dieser Gerade
wird das „durchschnittliche“ Verhältnis zwischen dem GRP-Preis und den GRP-Werten für alle An-
stalten über den untersuchten Zeitraum sichtbar. Außerdem geht aus diesen beiden Grafiken hervor,
dass die Preise von France 2 und France 3 nicht wesentlich niedriger sind als die Preise von TF1 und
M6, wenn man die Wirkung des „Reichweitenbonus“ berücksichtigt. In der Tat liegen die wenigen
Punkte, die bei den Sendern France 2 und France 3 unterhalb der Regressionsgerade liegen, sehr nahe
an den Punkten der übrigen Sender. Außerdem lässt sich feststellen, dass einige Preise von France 3
höher sind als die von M6, und das bei einem nahezu gleichen GRP.

(100) Daraus ergibt sich, dass die Preise für Werbesendungen von France 2 und France 3 in den Jahren
1990 bis 1994 nicht wesentlich niedriger waren als die Preise von TF1 und M6. Der höhere Preis der
Werbezeiten von TF1 erklärt sich durch die höhere Reichweite und nicht durch das kommerzielle
Verhalten der öffentlich-rechtlichen Anstalten. Der französische Wettbewerbsrat ist im Übrigen in
einer Entscheidung des Jahres 2001 zum Verkauf von TV-Werbeblöcken zu demselben Schluss ge-
langt (21).

(101) Die Kommission stellt abschließend fest, dass zum einen die öffentlichen Mittel, die France 2 und
France 3 in dem Zeitraum 1988—1994 gewährt wurden, unter den Kosten liegen, die den Sendern
im Zusammenhang mit ihrer öffentlich-rechtlichen Tätigkeit entstanden sind. Zum anderen, dass es
keinerlei Anhaltspunkte gibt für ein wettbewerbsfeindliches Verhalten der öffentlich-rechtlichen Fern-
sehanstalten beim Verkauf von Werbezeiten. Die Kommission ist daher der Auffassung, dass die
staatliche Finanzierung der öffentlich-rechtlichen Tätigkeit von France 2 und France 3 dem Kriterium
der Verhältnismäßigkeit entspricht.

(102) Die Kommission kommt daher zu dem Schluss, dass die drei Voraussetzungen für die Anwendung
der Ausnahmevorschrift gemäß Artikel 86 Absatz 2 EG-Vertrag erfüllt sind.

VII. SCHLUSSFOLGERUNG

(103) Nach Abschluss ihrer Untersuchung ist die Kommission zu dem Schluss gelangt, dass die staatlichen
Beihilfen, die Gegenstand dieses förmlichen Prüfverfahrens sind, mit dem Gemeinsamen Markt gemäß
Artikel 86 Absatz 2 EG-Vertrag vereinbar sind —

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Investitionszuschüsse, die France 2 und France 3 vom französischen Staat erhalten haben, und die
Kapitalerhöhungen, die von 1988 bis 1994 zugunsten von France 2 vorgenommen wurden, stellen staat-
liche Beihilfen dar, die nach Artikel 86 Absatz 2 EG-Vertrag mit dem Gemeinsamen Markt vereinbar sind.

Artikel 2

Diese Entscheidung ist an die Französische Republik gerichtet.

Brüssel, den 10. Dezember 2003

Für die Kommission
Mario MONTI

Mitglied der Kommission
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ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION

vom 3. Dezember 2004

mit Bedingungen für die nicht kommerzielle Verbringung von jungen Hunden und Katzen aus
Drittländern in die Gemeinschaft

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen K(2004) 4546)

(Text von Bedeutung für den EWR)

(2004/839/EG)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 998/2003 des Europä-
ischen Parlaments und des Rates vom 26. Mai 2003 über die
Veterinärbedingungen für die Verbringung von Heimtieren zu
anderen als Handelszwecken und zur Änderung der Richtlinie
92/65/EWG des Rates (1), insbesondere auf Artikel 8 Absatz 3
Buchstabe c),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Mit der Verordnung (EG) Nr. 998/2003 wurden die Be-
dingungen für die Verbringung von Hunden und Katzen
zu anderen als Handelszwecken aus Drittländern in die
Gemeinschaft festgelegt. Diese Bedingungen sind je nach
Status des Ursprungsdrittlands und des Bestimmungs-
mitgliedstaats unterschiedlich.

(2) Gemäß Artikel 8 Absatz 3 Buchstabe c) der Verordnung
(EG) Nr. 998/2003 sollten Bedingungen für die Einfüh-
rung nicht geimpfter Hunde und Katzen unter drei Mo-
naten aus Drittländern der Listen in Anhang II Teil B
bzw. C der Verordnung festgelegt werden.

(3) Diese Bedingungen sollten den Bedingungen entsprechen,
die für die Verbringung von nicht geimpften jungen Kat-
zen und Hunden zwischen den Mitgliedstaaten gelten.

(4) Da die Verordnung (EG) Nr. 998/2003 bereits gilt und
im Interesse der Europäischen Heimtierbesitzer sollte
diese Entscheidung unmittelbar in Kraft treten.

(5) Die in dieser Entscheidung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Ständigen Ausschus-
ses für die Lebensmittelkette und Tiergesundheit —

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN:

Artikel 1

(1) Die Mitgliedstaaten lassen die Einfuhr von weniger als
drei Monate alten, nicht gegen Tollwut geimpften Katzen und
Hunden aus Drittländern der Liste in Anhang II Teil B bzw.
Teil C der Verordnung (EG) Nr. 998/2003 in ihr Hoheitsgebiet
unter Bedingungen zu, die mindestens den Bedingungen gemäß
Artikel 5 Absatz 2 der genannten Verordnung entsprechen.

(2) Die anschließende Verbringung der gemäß Absatz 1 ein-
geführten Tiere in einen anderen Mitgliedstaat ist verboten, es
sei denn das Tier wird in Übereinstimmung mit den Bedingun-
gen von Artikel 5 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 988/2003
in einen Mitgliedstaat verbracht, der nicht in der Liste in An-
hang II Teil A der genannten Verordnung aufgeführt ist.

Die anschließende Verbringung eines gemäß Absatz 1 einge-
führten Tieres in einen anderen Mitgliedstaat, der in der Liste
in Anhang II Teil A der genannten Verordnung geführt wird,
erfolgt gemäß den Bedingungen von Artikel 6 Absatz 1 der
Verordnung (EG) Nr. 998/2003 sobald das betreffende Tier
mehr als drei Monate alt ist.

Artikel 2

Diese Entscheidung gilt ab 11. Dezember 2004.

Artikel 3

Diese Entscheidung ist an alle Mitgliedstaaten gerichtet.

Brüssel, den 3. Dezember 2004

Für die Kommission
Markos KYPRIANOU

Mitglied der Kommission
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ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION

vom 30. November 2004

zur Genehmigung von Programmen der Mitgliedstaaten zur Tilgung und Überwachung bestimmter
Tierseuchen und zur Verhütung von Zoonosen für das Jahr 2005 sowie zur Festsetzung der Finanz-

hilfe der Gemeinschaft

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen K(2004) 4600)

(2004/840/EG)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Entscheidung 90/424/EWG des Rates vom
26. Juni 1990 über bestimmte Ausgaben im Veterinärbereich (1),
insbesondere auf Artikel 24 Absatz 6 sowie die Artikel 29 und
32,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Gemäß der Entscheidung 90/424/EWG kann für die Til-
gung und Überwachung bestimmter Tierseuchen bzw. für
Überwachungsmaßnahmen zur Verhütung von Zoonosen
eine Finanzhilfe der Gemeinschaft gewährt werden.

(2) Die Mitgliedstaaten haben Programme zur Tilgung und
Überwachung bestimmter Tierseuchen sowie zur Verhü-
tung von Zoonosen in ihrem jeweiligen Hoheitsgebiet
eingereicht.

(3) Die Prüfung der Programme hat ergeben, dass die Pro-
gramme den einschlägigen Veterinärvorschriften der Ge-
meinschaft und insbesondere den Gemeinschaftskriterien
für die Tilgung der betreffenden Tierseuchen gemäß der
Entscheidung 90/638/EWG des Rates über Gemein-
schaftskriterien für Maßnahmen zur Tilgung und Über-
wachung bestimmter Tierseuchen (2) entsprechen.

(4) Die Programme stehen auf der Liste der Programme, die
mit der Entscheidung 2004/695/EG vom 14. Oktober
2004 über die Liste der Programme zur Tilgung und
Überwachung von Tierseuchen bzw. der Überwachungs-
programme zur Verhütung von Zoonosen, die 2005 für
eine Finanzhilfe der Gemeinschaft in Frage kommen (3)
festgelegt wurde.

(5) Angesichts der Bedeutung dieser Programme für die Ver-
wirklichung der gemeinschaftlichen Ziele im Bereich der
Gesundheit von Mensch und Tier ist es angezeigt, die
Finanzhilfe der Gemeinschaft im Rahmen eines Höchst-
betrags je Programm auf 50% der Kosten festzusetzen,
die den betreffenden Mitgliedstaaten bei der Durchfüh-
rung der in dieser Entscheidung genannten Maßnahmen
entstehen.

(6) Gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1258/1999 des Rates
vom 17. Mai 1999 über die Finanzierung der Gemein-
samen Agrarpolitik (4) werden Programme zur Tilgung
und Überwachung von Tierseuchen über die Abteilung
Garantie des Europäischen Ausrichtungs- und Garantie-
fonds für die Landwirtschaft (EAGFL) finanziert. Zu Zwe-
cken der Finanzkontrolle finden die Artikel 8 und 9 der
Verordnung (EG) Nr. 1258/1999 Anwendung.

(7) Die Finanzhilfe der Gemeinschaft sollte davon abhängig
gemacht werden, dass die geplanten Maßnahmen ord-
nungsgemäß durchgeführt werden und die zuständigen
Behörden alle erforderlichen Angaben innerhalb der in
dieser Entscheidung vorgesehenen Frist übermitteln.

(8) Es ist zu klären, welcher Wechselkurs für die gemäß
Artikel 1 Buchstabe d) der Verordnung (EG) Nr.
2799/98 des Rates vom 15. Dezember 1998 über die
agromonitäre Regelung nach Einführung des Euro (5) in
nationaler Währung vorgelegten Anträge auf Zahlung
anzuwenden ist.
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(9) Die Genehmigung einiger dieser Programme sollte einer
Entscheidung der Kommission mit wissenschaftlich fun-
dierten Vorschriften zur Tilgung der betreffenden Tier-
seuchen nicht vorgreifen.

(10) Die in dieser Entscheidung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Ständigen Ausschus-
ses für die Lebensmittelkette und Tiergesundheit —

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN:

KAPITEL I

Tollwut

Artikel 1

(1) Das von Österreich vorgelegte Programm zur Tilgung der
Tollwut wird mit Laufzeit vom 1. Januar 2005 bis 31. Dezem-
ber 2005 genehmigt.

(2) Die Finanzhilfe der Gemeinschaft wird auf 50% der Kos-
ten des Erwerbs und der Abgabe von Impfstoffen und Impfkö-
dern, die Österreich im Rahmen der Durchführung des Pro-
gramms gemäß Absatz 1 entstehen, bzw. auf einen Höchstbe-
trag von 180 000 EUR festgesetzt.

Artikel 2

(1) Das von der Tschechischen Republik vorgelegte Pro-
gramm zur Tilgung der Tollwut wird mit Laufzeit vom 1. Januar
2005 bis 31. Dezember 2005 genehmigt.

(2) Die Finanzhilfe der Gemeinschaft wird auf 50% der Kos-
ten des Erwerbs und der Abgabe von Impfstoffen und Impfkö-
dern, die der Tschechischen Republik im Rahmen der Durch-
führung des Programms gemäß Absatz 1 entstehen, bzw. auf
einen Höchstbetrag von 400 000 EUR festgesetzt.

Artikel 3

(1) Das von Deutschland vorgelegte Programm zur Tilgung
der Tollwut wird mit Laufzeit vom 1. Januar 2005 bis
31. Dezember 2005 genehmigt.

(2) Die Finanzhilfe der Gemeinschaft wird auf 50% der Kos-
ten des Erwerbs und der Abgabe von Impfstoffen und Impfkö-
dern, die Deutschland im Rahmen der Durchführung des Pro-
gramms gemäß Absatz 1 entstehen, bzw. auf einen Höchstbe-
trag von 400 000 EUR festgesetzt.

Artikel 4

(1) Das von Finnland vorgelegte Programm zur Tilgung der
Tollwut wird mit Laufzeit vom 1. Januar 2005 bis 31. Dezem-
ber 2005 genehmigt.

(2) Die Finanzhilfe der Gemeinschaft wird auf 50% der Kos-
ten des Erwerbs und der Abgabe von Impfstoffen und Impfkö-
dern, die Finnland im Rahmen der Durchführung des Pro-
gramms gemäß Absatz 1 entstehen, bzw. auf einen Höchstbe-
trag von 100 000 EUR festgesetzt.

Artikel 5

(1) Das von Litauen vorgelegte Programm zur Tilgung der
Tollwut wird mit Laufzeit vom 1. Januar 2005 bis 31. Dezem-
ber 2005 genehmigt.

(2) Die Finanzhilfe der Gemeinschaft wird auf 50% der Kos-
ten des Erwerbs und der Abgabe von Impfstoffen und Impfkö-
dern, die Litauen im Rahmen der Durchführung des Programms
gemäß Absatz 1 entstehen, bzw. auf einen Höchstbetrag von
900 000 EUR festgesetzt.

Artikel 6

(1) Das von Polen vorgelegte Programm zur Tilgung der
Tollwut wird mit Laufzeit vom 1. Januar 2005 bis 31. Dezem-
ber 2005 genehmigt.

(2) Die Finanzhilfe der Gemeinschaft wird auf 50% der Kos-
ten des Erwerbs und der Abgabe von Impfstoffen und Impfkö-
dern, die Polen im Rahmen der Durchführung des Programms
gemäß Absatz 1 entstehen, bzw. auf einen Höchstbetrag von
1 500 000 EUR festgesetzt.

Artikel 7

(1) Das von Slowenien vorgelegte Programm zur Tilgung der
Tollwut wird mit Laufzeit vom 1. Januar 2005 bis 31. Dezem-
ber 2005 genehmigt.

(2) Die Finanzhilfe der Gemeinschaft wird auf 50% der Kos-
ten des Erwerbs und der Abgabe von Impfstoffen und Impfkö-
dern, die Slowenien im Rahmen der Durchführung des Pro-
gramms gemäß Absatz 1 entstehen, bzw. auf einen Höchstbe-
trag von 200 000 EUR festgesetzt.
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Artikel 8

(1) Das von der Slowakischen Republik vorgelegte Programm
zur Tilgung der Tollwut wird mit Laufzeit vom 1. Januar 2005
bis 31. Dezember 2005 genehmigt.

(2) Die Finanzhilfe der Gemeinschaft wird auf 50% der Kos-
ten des Erwerbs und der Abgabe von Impfstoffen und Impfkö-
dern, die Slowakische Republik im Rahmen der Durchführung
des Programms gemäß Absatz 1 entstehen, bzw. auf einen
Höchstbetrag von 400 000 EUR festgesetzt.

KAPITEL II

Rinderbrucellose

Artikel 9

(1) Das von Zypern vorgelegte Programm zur Tilgung der
Rinderbrucellose wird mit Laufzeit vom 1. Januar 2005 bis
31. Dezember 2005 genehmigt.

(2) Die Finanzhilfe der Gemeinschaft wird auf 50% der Kos-
ten, die Zypern im Rahmen der Durchführung des Programms
gemäß Absatz 1 entstehen, bzw. auf einen Höchstbetrag von
100 000 EUR festgesetzt. Sie wird gewährt für

a) die Kosten von Labortests;

b) die Entschädigung von Bestandsbesitzern für die Tötung von
unter das Programm fallenden Tieren.

Artikel 10

(1) Das von Griechenland vorgelegte Programm zur Tilgung
der Rinderbrucellose wird mit Laufzeit vom 1. Januar 2005 bis
31. Dezember 2005 genehmigt.

(2) Die Finanzhilfe der Gemeinschaft wird auf 50% der Kos-
ten, die Griechenland im Rahmen der Durchführung des Pro-
gramms gemäß Absatz 1 entstehen, bzw. auf einen Höchstbe-
trag von 100 000 EUR festgesetzt. Sie wird gewährt für

a) den Erwerb von Impfstoffen;

b) die Kosten von Labortests;

c) die Entschädigung von Bestandsbesitzern für die Tötung von
unter das Programm fallenden Tieren.

Artikel 11

(1) Das von Spanien vorgelegte Programm zur Tilgung der
Rinderbrucellose wird mit Laufzeit vom 1. Januar 2005 bis
31. Dezember 2005 genehmigt.

(2) Die Finanzhilfe der Gemeinschaft wird auf 50% der Kos-
ten, die Spanien im Rahmen der Durchführung des Programms
gemäß Absatz 1 entstehen, bzw. auf einen Höchstbetrag von
5 000 000 EUR festgesetzt. Sie wird gewährt für

a) den Erwerb von Impfstoffen;

b) die Kosten von Labortests;

c) die Entschädigung von Bestandsbesitzern für die Tötung von
unter das Programm fallenden Tieren.

Artikel 12

(1) Das von Irland vorgelegte Programm zur Tilgung der
Rinderbrucellose wird mit Laufzeit vom 1. Januar 2005 bis
31. Dezember 2005 genehmigt.

(2) Die Finanzhilfe der Gemeinschaft wird auf 50% der Kos-
ten, die Irland im Rahmen der Durchführung des Programms
gemäß Absatz 1 entstehen, bzw. auf einen Höchstbetrag von
5 000 000 EUR festgesetzt.

a) die Kosten von Labortests;

b) die Entschädigung von Bestandsbesitzern für die Tötung von
unter das Programm fallenden Tieren.

Artikel 13

(1) Das von Italien vorgelegte Programm zur Tilgung der
Rinderbrucellose wird mit Laufzeit vom 1. Januar 2005 bis
31. Dezember 2005 genehmigt.

(2) Die Finanzhilfe der Gemeinschaft wird auf 50% der Kos-
ten, die Italien im Rahmen der Durchführung des Programms
gemäß Absatz 1 entstehen, bzw. auf einen Höchstbetrag von
3 000 000 EUR festgesetzt.

a) den Erwerb von Impfstoffen;

b) die Kosten von Labortests;

c) die Entschädigung von Bestandsbesitzern für die Tötung von
unter das Programm fallenden Tieren.
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Artikel 14

(1) Das von Polen vorgelegte Programm zur Tilgung der
Rinderbrucellose wird mit Laufzeit vom 1. Januar 2005 bis
31. Dezember 2005 genehmigt.

(2) Die Finanzhilfe der Gemeinschaft wird auf 50% der Kos-
ten, die Polen im Rahmen der Durchführung des Programms
gemäß Absatz 1 entstehen, bzw. auf einen Höchstbetrag von
800 000 EUR festgesetzt. Sie wird gewährt für

a) die Kosten von Labortests;

b) die Entschädigung von Bestandsbesitzern für die Tötung von
unter das Programm fallenden Tieren.

Artikel 15

(1) Das von Portugal vorgelegte Programm zur Tilgung der
Rinderbrucellose wird mit Laufzeit vom 1. Januar 2005 bis
31. Dezember 2005 genehmigt.

(2) Die Finanzhilfe der Gemeinschaft wird auf 50% der Kos-
ten, die Portugal im Rahmen der Durchführung des Programms
gemäß Absatz 1 entstehen, bzw. auf einen Höchstbetrag von
1 800 000 EUR festgesetzt. Sie wird gewährt für

a) den Erwerb von Impfstoffen;

b) die Kosten von Labortests;

c) die Entschädigung von Bestandsbesitzern für die Tötung von
unter das Programm fallenden Tieren.

Artikel 16

(1) Das vom Vereinigten Königreich vorgelegte Programm
zur Tilgung der Rinderbrucellose wird mit Laufzeit vom
1. Januar 2005 bis 31. Dezember 2005 genehmigt.

(2) Die Finanzhilfe der Gemeinschaft wird auf 50% der Kos-
ten, die dem Vereinigten Königreich im Rahmen der Durchfüh-
rung des Programms gemäß Absatz 1 entstehen, bzw. auf einen
Höchstbetrag von 5 000 000 EUR festgesetzt.

a) die Kosten von Labortests;

b) die Entschädigung von Bestandsbesitzern für die Tötung von
unter das Programm fallenden Tieren.

KAPITEL III

Rindertuberkulose

Artikel 17

(1) Das von Zypern vorgelegte Programm zur Tilgung der
Rindertuberkulose wird mit Laufzeit vom 1. Januar 2005 bis
31. Dezember 2005 genehmigt.

(2) Die Finanzhilfe der Gemeinschaft wird auf 50% der Kos-
ten, die Zypern im Rahmen der Durchführung des Programms
gemäß Absatz 1 entstehen, bzw. auf einen Höchstbetrag von
5 000 EUR festgesetzt. Sie wird gewährt für

a) die Kosten der Tuberkulinproben;

b) die Kosten von Labortests;

c) die Entschädigung von Bestandsbesitzern für die Tötung von
unter das Programm fallenden Tieren.

Artikel 18

(1) Das von Griechenland vorgelegte Programm zur Tilgung
der Rindertuberkulose wird mit Laufzeit vom 1. Januar 2005 bis
31. Dezember 2005 genehmigt

(2) Die Finanzhilfe der Gemeinschaft wird auf 50% der Kos-
ten, die Griechenland im Rahmen der Durchführung des Pro-
gramms gemäß Absatz 1 entstehen, bzw. auf einen Höchstbe-
trag von 100 000 EUR festgesetzt. Sie wird gewährt für

a) die Kosten der Tuberkulinproben;

b) die Kosten von Labortests;

c) die Entschädigung von Bestandsbesitzern für die Tötung von
unter das Programm fallenden Tieren.

Artikel 19

(1) Das von Spanien vorgelegte Programm zur Tilgung der
Rindertuberkulose wird mit Laufzeit vom 1. Januar 2005 bis
31. Dezember 2005 genehmigt.

(2) Die Finanzhilfe der Gemeinschaft wird auf 50% der Kos-
ten, die Spanien im Rahmen der Durchführung des Programms
gemäß Absatz 1 entstehen, bzw. auf einen Höchstbetrag von
4 000 000 EUR festgesetzt. Sie wird gewährt für

a) die Kosten der Tuberkulinproben;

b) die Kosten von Labortests;

c) die Entschädigung von Bestandsbesitzern für die Tötung von
unter das Programm fallenden Tieren.
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Artikel 20

(1) Das von Italien vorgelegte Programm zur Tilgung der
Rindertuberkulose wird mit Laufzeit vom 1. Januar 2005 bis
31. Dezember 2005 genehmigt.

(2) Die Finanzhilfe der Gemeinschaft wird auf 50% der Kos-
ten, die Italien im Rahmen der Durchführung des Programms
gemäß Absatz 1 entstehen, bzw. auf einen Höchstbetrag von
2 500 000 EUR festgesetzt. Sie wird gewährt für

a) die Kosten der Tuberkulinproben;

b) die Kosten von Labortests;

c) die Entschädigung von Bestandsbesitzern für die Tötung von
unter das Programm fallenden Tieren.

Artikel 21

1. Das von Polen vorgelegte Programm zur Tilgung der Rin-
dertuberkulose wird mit Laufzeit vom 1. Januar 2005 bis
31. Dezember 2005 genehmigt.

(2) Die Finanzhilfe der Gemeinschaft wird auf 50% der Kos-
ten, die Polen im Rahmen der Durchführung des Programms
gemäß Absatz 1 entstehen, bzw. auf einen Höchstbetrag von
700 000 EUR festgesetzt. Sie wird gewährt für

a) die Kosten der Tuberkulinproben;

b) die Kosten von Labortests;

c) die Entschädigung von Bestandsbesitzern für die Tötung von
unter das Programm fallenden Tieren.

Artikel 22

(1) Das von Portugal vorgelegte Programm zur Tilgung der
Rindertuberkulose wird mit Laufzeit vom 1. Januar 2005 bis
31. Dezember 2005 genehmigt.

(2) Die Finanzhilfe der Gemeinschaft wird auf 50% der Kos-
ten, die Portugal im Rahmen der Durchführung des Programms
gemäß Absatz 1 entstehen, bzw. auf einen Höchstbetrag von
250 000 EUR festgesetzt. Sie wird gewährt für

a) die Kosten der Tuberkulinproben;

b) die Kosten von Labortests;

c) die Entschädigung von Bestandsbesitzern für die Tötung von
unter das Programm fallenden Tieren.

KAPITEL IV

Enzootische Rinderleukose

Artikel 23

(1) Das von Estland vorgelegte Programm zur Tilgung der
enzootischen Rinderleukose wird mit Laufzeit vom 1. Januar
2005 bis 31. Dezember 2005 genehmigt.

(2) Die Finanzhilfe der Gemeinschaft wird auf 50% der Kos-
ten, die Estland im Rahmen der Durchführung des Programms
gemäß Absatz 1 entstehen, bzw. auf einen Höchstbetrag von
25 000 EUR festgesetzt. Sie wird gewährt für

a) die Kosten von Labortests;

b) die Entschädigung von Bestandsbesitzern für die Tötung von
unter das Programm fallenden Tieren.

Artikel 24

(1) Das von Italien vorgelegte Programm zur Tilgung der
enzootischen Rinderleukose wird mit Laufzeit vom 1. Januar
2005 bis 31. Dezember 2005 genehmigt.

(2) Die Finanzhilfe der Gemeinschaft wird auf 50% der Kos-
ten, die Italien im Rahmen der Durchführung des Programms
gemäß Absatz 1 entstehen, bzw. auf einen Höchstbetrag von
250 000 EUR festgesetzt.

a) die Kosten von Labortests;

b) die Entschädigung von Bestandsbesitzern für die Tötung von
unter das Programm fallenden Tieren.

Artikel 25

(1) Das von Litauen vorgelegte Programm zur Tilgung der
enzootischen Rinderleukose wird mit Laufzeit vom 1. Januar
2005 bis 31. Dezember 2005 genehmigt.

(2) Die Finanzhilfe der Gemeinschaft wird auf 50% der Kos-
ten, die Litauen im Rahmen der Durchführung des Programms
gemäß Absatz 1 entstehen, bzw. auf einen Höchstbetrag von
200 000 EUR festgesetzt. Sie wird gewährt für

a) die Kosten von Labortests;

b) die Entschädigung von Bestandsbesitzern für die Tötung von
unter das Programm fallenden Tieren.
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Artikel 26

(1) Das von Lettland vorgelegte Programm zur Tilgung der
enzootischen Rinderleukose wird mit Laufzeit vom 1. Januar
2005 bis 31. Dezember 2005 genehmigt.

(2) Die Finanzhilfe der Gemeinschaft wird auf 50% der Kos-
ten, die Lettland im Rahmen der Durchführung des Programms
gemäß Absatz 1 entstehen, bzw. auf einen Höchstbetrag von
100 000 EUR festgesetzt. Sie wird gewährt für

a) die Kosten von Labortests;

b) die Entschädigung von Bestandsbesitzern für die Tötung von
unter das Programm fallenden Tieren.

Artikel 27

(1) Das von Portugal vorgelegte Programm zur Tilgung der
enzootischen Rinderleukose wird mit Laufzeit vom 1. Januar
2005 bis 31. Dezember 2005 genehmigt.

(2) Die Finanzhilfe der Gemeinschaft wird auf 50% der Kos-
ten, die Portugal im Rahmen der Durchführung des Programms
gemäß Absatz 1 entstehen, bzw. auf einen Höchstbetrag von
200 000 EUR festgesetzt. Sie wird gewährt für

a) die Kosten von Labortests;

b) die Entschädigung von Bestandsbesitzern für die Tötung von
unter das Programm fallenden Tieren.

KAPITEL V

Schaf- und Ziegenbrucellose

Artikel 28

(1) Das von Zypern vorgelegte Programm zur Tilgung der
Schaf- und Ziegenbrucellose wird mit Laufzeit vom 1. Januar
2005 bis 31. Dezember 2005 genehmigt.

(2) Die Finanzhilfe der Gemeinschaft wird auf 50% der Kos-
ten, die Zypern im Rahmen der Durchführung des Programms
gemäß Absatz 1 entstehen, bzw. auf einen Höchstbetrag von
175 000 EUR festgesetzt. Sie wird gewährt für

a) die Kosten von Labortests;

b) die Entschädigung von Bestandsbesitzern für die Tötung von
unter das Programm fallenden Tieren.

Artikel 29

(1) Das von Griechenland vorgelegte Programm zur Tilgung
der Schaf- und Ziegenbrucellose wird mit Laufzeit vom 1. Ja-
nuar 2005 bis 31. Dezember 2005 genehmigt.

(2) Die Finanzhilfe der Gemeinschaft wird auf 50% der Kos-
ten, die Griechenland im Rahmen der Durchführung des Pro-
gramms gemäß Absatz 1 entstehen, bzw. auf einen Höchstbe-
trag von 800 000 EUR festgesetzt. Sie wird gewährt für

a) den Erwerb von Impfstoffen;

b) der Honorare von Tierärzten, mit denen speziell für dieses
Programm ein Vertrag abgeschlossen wurde.

Artikel 30

(1) Das von Spanien vorgelegte Programm zur Tilgung der
Schaf- und Ziegenbrucellose wird mit Laufzeit vom 1. Januar
2005 bis 31. Dezember 2005 genehmigt.

(2) Die Finanzhilfe der Gemeinschaft wird auf 50% der Kos-
ten, die Spanien im Rahmen der Durchführung des Programms
gemäß Absatz 1 entstehen, bzw. auf einen Höchstbetrag von
6 500 000 EUR festgesetzt. Sie wird gewährt für

a) den Erwerb von Impfstoffen;

b) die Kosten von Labortests;

c) die Entschädigung von Bestandsbesitzern für die Tötung von
unter das Programm fallenden Tieren.

Artikel 31

(1) Das von Frankreich vorgelegte Programm zur Tilgung der
Schaf- und Ziegenbrucellose wird mit Laufzeit vom 1. Januar
2005 bis 31. Dezember 2005 genehmigt.

(2) Die Finanzhilfe der Gemeinschaft wird auf 50% der Kos-
ten, die Frankreich im Rahmen der Durchführung des Pro-
gramms gemäß Absatz 1 entstehen, bzw. auf einen Höchstbe-
trag von 300 000 EUR festgesetzt. Sie wird gewährt für

a) den Erwerb von Impfstoffen;

b) die Kosten von Labortests;

c) die Entschädigung von Bestandsbesitzern für die Tötung von
unter das Programm fallenden Tieren.
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Artikel 32

(1) Das von Italien vorgelegte Programm zur Tilgung der
Schaf- und Ziegenbrucellose wird mit Laufzeit vom 1. Januar
2005 bis 31. Dezember 2005 genehmigt.

(2) Die Finanzhilfe der Gemeinschaft wird auf 50% der Kos-
ten, die Italien im Rahmen der Durchführung des Programms
gemäß Absatz 1 entstehen, bzw. auf einen Höchstbetrag von
4 500 000 EUR festgesetzt.

a) den Erwerb von Impfstoffen;

b) die Kosten von Labortests;

c) die Entschädigung von Bestandsbesitzern für die Tötung von
unter das Programm fallenden Tieren.

Artikel 33

(1) Das von Portugal vorgelegte Programm zur Tilgung der
Schaf- und Ziegenbrucellose wird mit Laufzeit vom 1. Januar
2005 bis 31. Dezember 2005 genehmigt.

(2) Die Finanzhilfe der Gemeinschaft wird auf 50% der Kos-
ten, die Portugal im Rahmen der Durchführung des Programms
gemäß Absatz 1 entstehen, bzw. auf einen Höchstbetrag von
1 700 000 EUR festgesetzt. Sie wird gewährt für

a) den Erwerb von Impfstoffen;

b) die Kosten von Labortests;

c) die Entschädigung von Bestandsbesitzern für die Tötung von
unter das Programm fallenden Tieren.

KAPITEL VI

Blauzungenkrankheit

Artikel 34

(1) Das von Spanien vorgelegte Programm zur Tilgung und
Überwachung der Blauzungenkrankheit wird mit Laufzeit vom
1. Januar 2005 bis 31. Dezember 2005 genehmigt.

(2) Die Finanzhilfe der Gemeinschaft wird auf 50% der Kos-
ten der serologischen und entomologischen Überwachung und
der Fallen, die Spanien im Rahmen der Durchführung des Pro-
gramms gemäß Absatz 1 entstehen, bzw. auf einen Höchstbe-
trag von 25 000 EUR festgesetzt.

Artikel 35

(1) Das von Frankreich vorgelegte Programm zur Tilgung
und Überwachung der Blauzungenkrankheit wird mit Laufzeit
vom 1. Januar 2005 bis 31. Dezember 2005 genehmigt.

(2) Die Finanzhilfe der Gemeinschaft wird auf 50% der Kos-
ten der serologischen und entomologischen Überwachung und
der Fallen, die Frankreich im Rahmen der Durchführung des
Programms gemäß Absatz 1 entstehen, bzw. auf einen Höchst-
betrag von 50 000 EUR festgesetzt.

Artikel 36

(1) Das von Italien vorgelegte Programm zur Tilgung und
Überwachung der Blauzungenkrankheit wird mit Laufzeit vom
1. Januar 2005 bis 31. Dezember 2005 genehmigt.

(2) Die Finanzhilfe der Gemeinschaft wird auf 50% der Kos-
ten der serologischen und entomologischen Überwachung und
der Fallen, die Italien im Rahmen der Durchführung des Pro-
gramms gemäß Absatz 1 entstehen, bzw. auf einen Höchstbe-
trag von 400 000 EUR festgesetzt.

KAPITEL VII

Geflügelsalmonellosen

Artikel 37

(1) Das von Österreich vorgelegte Programm zur Bekämp-
fung von Zuchtgeflügelsalmonellosen wird mit Laufzeit vom
1. Januar 2005 bis 31. Dezember 2005 genehmigt.

(2) Die Finanzhilfe der Gemeinschaft wird auf 50% der Kos-
ten, die Österreich im Rahmen der Durchführung des Pro-
gramms gemäß Absatz 1 entstehen, bzw. auf einen Höchstbe-
trag von 70 000 EUR festgesetzt. Sie wird gewährt

a) entweder für die unschädliche Beseitigung des betroffenen
Zuchtgeflügels oder zum Ausgleich des Unterschieds zwi-
schen dem Schätzwert dieses Zuchtgeflügels und den Ein-
künften aus dem Verkauf des von diesem Geflügel gewonne-
nen und hitzebehandelten Fleisches;

b) für die unschädliche Beseitigung bebrüteter Eier;

c) entweder für die unschädliche Beseitigung nicht bebrüteter
Eier oder zum Ausgleich des Unterschieds zwischen dem
Schätzwert der nicht bebrüteten Eier und den Einkünften
aus dem Verkauf der aus diesen Eiern hergestellten und hit-
zebehandelten Eiprodukte;
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d) für den Erwerb von Impfstoffen, soweit ihre Verwendung die
Durchführung des Programms nicht behindert;

e) für die Kosten bakteriologischer Tests, die im Rahmen amtli-
cher Stichprobenuntersuchungen gemäß Anhang III Teil I
der Richtlinie 92/117/EWG durchgeführt werden (1), und
zwar bis zu einem dem Mitgliedstaat zu erstattenden Höchst-
betrag von 5 EUR je Test.

Artikel 38

(1) Das von Belgien vorgelegte Programm zur Bekämpfung
von Zuchtgeflügelsalmonellosen wird mit Laufzeit vom 1. Ja-
nuar 2005 bis 31. Dezember 2005 genehmigt.

(2) Die Finanzhilfe der Gemeinschaft wird auf 50% der Kos-
ten, die Belgien im Rahmen der Durchführung des Programms
gemäß Absatz 1 entstehen, bzw. auf einen Höchstbetrag von
400 000 EUR festgesetzt. Sie wird gewährt

a) entweder für die unschädliche Beseitigung des betroffenen
Zuchtgeflügels oder zum Ausgleich des Unterschieds zwi-
schen dem Schätzwert dieses Zuchtgeflügels und den Ein-
künften aus dem Verkauf des von diesem Geflügel gewonne-
nen und hitzebehandelten Fleisches;

b) für die unschädliche Beseitigung bebrüteter Eier;

c) entweder für die unschädliche Beseitigung nicht bebrüteter
Eier oder zum Ausgleich des Unterschieds zwischen dem
Schätzwert der nicht bebrüteten Eier und den Einkünften
aus dem Verkauf der aus diesen Eiern hergestellten und hit-
zebehandelten Eiprodukte;

d) für den Erwerb von Impfstoffen, soweit ihre Verwendung die
Durchführung des Programms nicht behindert;

e) für die Kosten bakteriologischer Tests, die im Rahmen amtli-
cher Stichprobenuntersuchungen gemäß Anhang III Teil I
der Richtlinie 92/117/EWG durchgeführt werden, und zwar
bis zu einem dem Mitgliedstaat zu erstattenden Höchstbetrag
von 5 EUR je Test.

Artikel 39

(1) Das von Dänemark vorgelegte Programm zur Bekämp-
fung von Zuchtgeflügelsalmonellosen wird mit Laufzeit vom
1. Januar 2005 bis 31. Dezember 2005 genehmigt.

(2) Die Finanzhilfe der Gemeinschaft wird auf 50% der Kos-
ten, die Dänemark im Rahmen der Durchführung des Pro-
gramms gemäß Absatz 1 entstehen, bzw. auf einen Höchstbe-
trag von 110 000 EUR festgesetzt. Sie wird gewährt

a) entweder für die unschädliche Beseitigung des betroffenen
Zuchtgeflügels oder zum Ausgleich des Unterschieds zwi-
schen dem Schätzwert dieses Zuchtgeflügels und den Ein-
künften aus dem Verkauf des von diesem Geflügel gewonne-
nen und hitzebehandelten Fleisches;

b) für die unschädliche Beseitigung bebrüteter Eier;

c) entweder für die unschädliche Beseitigung nicht bebrüteter
Eier oder zum Ausgleich des Unterschieds zwischen dem
Schätzwert der nicht bebrüteten Eier und den Einkünften
aus dem Verkauf der aus diesen Eiern hergestellten und hit-
zebehandelten Eiprodukte;

d) für den Erwerb von Impfstoffen, soweit ihre Verwendung die
Durchführung des Programms nicht behindert;

e) für die Kosten bakteriologischer Tests, die im Rahmen amtli-
cher Stichprobenuntersuchungen gemäß Anhang III Teil I
der Richtlinie 92/117/EWG durchgeführt werden, und zwar
bis zu einem dem Mitgliedstaat zu erstattenden Höchstbetrag
von 5 EUR je Test.

Artikel 40

(1) Das von Frankreich vorgelegte Programm zur Bekämp-
fung von Zuchtgeflügelsalmonellosen wird mit Laufzeit vom
1. Januar 2005 bis 31. Dezember 2005 genehmigt.

(2) Die Finanzhilfe der Gemeinschaft wird auf 50% der Kos-
ten, die Frankreich im Rahmen der Durchführung des Pro-
gramms gemäß Absatz 1 entstehen, bzw. auf einen Höchstbe-
trag von 600 000 EUR festgesetzt. Sie wird gewährt

a) entweder für die unschädliche Beseitigung des betroffenen
Zuchtgeflügels oder zum Ausgleich des Unterschieds zwi-
schen dem Schätzwert dieses Zuchtgeflügels und den Ein-
künften aus dem Verkauf des von diesem Geflügel gewonne-
nen und hitzebehandelten Fleisches;

b) für die unschädliche Beseitigung bebrüteter Eier;
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c) entweder für die unschädliche Beseitigung nicht bebrüteter
Eier oder zum Ausgleich des Unterschieds zwischen dem
Schätzwert der nicht bebrüteten Eier und den Einkünften
aus dem Verkauf der aus diesen Eiern hergestellten und hit-
zebehandelten Eiprodukte;

d) für den Erwerb von Impfstoffen, soweit ihre Verwendung die
Durchführung des Programms nicht behindert;

e) für die Kosten bakteriologischer Tests, die im Rahmen amtli-
cher Stichprobenuntersuchungen gemäß Anhang III Teil I
der Richtlinie 92/117/EWG durchgeführt werden, und zwar
bis zu einem dem Mitgliedstaat zu erstattenden Höchstbetrag
von 5 EUR je Test.

Artikel 41

(1) Das von Irland vorgelegte Programm zur Bekämpfung
von Zuchtgeflügelsalmonellosen wird mit Laufzeit vom 1. Ja-
nuar 2005 bis 31. Dezember 2005 genehmigt

(2) Die Finanzhilfe der Gemeinschaft wird auf 50% der Kos-
ten, die Irland im Rahmen der Durchführung des Programms
gemäß Absatz 1 entstehen, bzw. auf einen Höchstbetrag von
50 000 EUR festgesetzt. Sie wird gewährt

a) entweder für die unschädliche Beseitigung des betroffenen
Zuchtgeflügels oder zum Ausgleich des Unterschieds zwi-
schen dem Schätzwert dieses Zuchtgeflügels und den Ein-
künften aus dem Verkauf des von diesem Geflügel gewonne-
nen und hitzebehandelten Fleisches;

b) für die unschädliche Beseitigung bebrüteter Eier;

c) entweder für die unschädliche Beseitigung nicht bebrüteter
Eier oder zum Ausgleich des Unterschieds zwischen dem
Schätzwert der nicht bebrüteten Eier und den Einkünften
aus dem Verkauf der aus diesen Eiern hergestellten und hit-
zebehandelten Eiprodukte;

d) für den Erwerb von Impfstoffen, soweit ihre Verwendung die
Durchführung des Programms nicht behindert;

e) für die Kosten bakteriologischer Tests, die im Rahmen amtli-
cher Stichprobenuntersuchungen gemäß Anhang III Teil I
der Richtlinie 92/117/EWG durchgeführt werden, und zwar
bis zu einem dem Mitgliedstaat zu erstattenden Höchstbetrag
von 5 EUR je Test.

Artikel 42

(1) Das von Italien vorgelegte Programm zur Bekämpfung
von Zuchtgeflügelsalmonellosen wird mit Laufzeit vom 1. Ja-
nuar 2005 bis 31. Dezember 2005 genehmigt.

(2) Die Finanzhilfe der Gemeinschaft wird auf 50% der Kos-
ten, die Italien im Rahmen der Durchführung des Programms
gemäß Absatz 1 entstehen, bzw. auf einen Höchstbetrag von
600 000 EUR festgesetzt. Sie wird gewährt

a) entweder für die unschädliche Beseitigung des betroffenen
Zuchtgeflügels oder zum Ausgleich des Unterschieds zwi-
schen dem Schätzwert dieses Zuchtgeflügels und den Ein-
künften aus dem Verkauf des von diesem Geflügel gewonne-
nen und hitzebehandelten Fleisches;

b) für die unschädliche Beseitigung bebrüteter Eier;

c) entweder für die unschädliche Beseitigung nicht bebrüteter
Eier oder zum Ausgleich des Unterschieds zwischen dem
Schätzwert der nicht bebrüteten Eier und den Einkünften
aus dem Verkauf der aus diesen Eiern hergestellten und hit-
zebehandelten Eiprodukte;

d) für den Erwerb von Impfstoffen, soweit ihre Verwendung die
Durchführung des Programms nicht behindert;

e) für die Kosten bakteriologischer Tests, die im Rahmen amtli-
cher Stichprobenuntersuchungen gemäß Anhang III Teil I
der Richtlinie 92/117/EWG durchgeführt werden, und zwar
bis zu einem dem Mitgliedstaat zu erstattenden Höchstbetrag
von 5 EUR je Test.

Artikel 43

(1) Das von den Niederlanden vorgelegte Programm zur Be-
kämpfung von Zuchtgeflügelsalmonellosen wird mit Laufzeit
vom 1. Januar 2005 bis 31. Dezember 2005 genehmigt.

(2) Die Finanzhilfe der Gemeinschaft wird auf 50% der Kos-
ten, die den Niederlanden im Rahmen der Durchführung des
Programms gemäß Absatz 1 entstehen, bzw. auf einen Höchst-
betrag von 350 000 EUR festgesetzt. Sie wird gewährt

a) entweder für die unschädliche Beseitigung des betroffenen
Zuchtgeflügels oder zum Ausgleich des Unterschieds zwi-
schen dem Schätzwert dieses Zuchtgeflügels und den Ein-
künften aus dem Verkauf des von diesem Geflügel gewonne-
nen und hitzebehandelten Fleisches;
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b) für die unschädliche Beseitigung bebrüteter Eier;

c) entweder für die unschädliche Beseitigung nicht bebrüteter
Eier oder zum Ausgleich des Unterschieds zwischen dem
Schätzwert der nicht bebrüteten Eier und den Einkünften
aus dem Verkauf der aus diesen Eiern hergestellten und hit-
zebehandelten Eiprodukte;

d) für den Erwerb von Impfstoffen, soweit ihre Verwendung die
Durchführung des Programms nicht behindert;

e) für die Kosten bakteriologischer Tests, die im Rahmen amtli-
cher Stichprobenuntersuchungen gemäß Anhang III Teil I
der Richtlinie 92/117/EWG durchgeführt werden, und zwar
bis zu einem dem Mitgliedstaat zu erstattenden Höchstbetrag
von 5 EUR je Test.

Artikel 44

(1) Das von der Slowakischen Republik vorgelegte Programm
zur Bekämpfung von Zuchtgeflügelsalmonellosen wird mit Lauf-
zeit vom 1. Januar 2005 bis 31. Dezember 2005 genehmigt.

(2) Die Finanzhilfe der Gemeinschaft wird auf 50% der Kos-
ten, die der Slowakischen Republik im Rahmen der Durchfüh-
rung des Programms gemäß Absatz 1 entstehen, bzw. auf einen
Höchstbetrag von 100 000 EUR festgesetzt. Sie wird gewährt

a) entweder für die unschädliche Beseitigung des betroffenen
Zuchtgeflügels oder zum Ausgleich des Unterschieds zwi-
schen dem Schätzwert dieses Zuchtgeflügels und den Ein-
künften aus dem Verkauf des von diesem Geflügel gewonne-
nen und hitzebehandelten Fleisches;

b) für die unschädliche Beseitigung bebrüteter Eier;

c) entweder für die unschädliche Beseitigung nicht bebrüteter
Eier oder zum Ausgleich des Unterschieds zwischen dem
Schätzwert der nicht bebrüteten Eier und den Einkünften
aus dem Verkauf der aus diesen Eiern hergestellten und hit-
zebehandelten Eiprodukte;

d) für den Erwerb von Impfstoffen, soweit ihre Verwendung die
Durchführung des Programms nicht behindert;

e) für die Kosten bakteriologischer Tests, die im Rahmen amtli-
cher Stichprobenuntersuchungen gemäß Anhang III Teil I
der Richtlinie 92/117/EWG durchgeführt werden, und zwar
bis zu einem dem Mitgliedstaat zu erstattenden Höchstbetrag
von 5 EUR je Test.

KAPITEL VIII

Vesikuläre Schweinekrankheit

Artikel 45

(1) Das von Italien vorgelegte Programm zur Tilgung und
Überwachung der Vesikulären Schweinekrankheit wird mit Lauf-
zeit vom 1. Januar 2005 bis 31. Dezember 2005 genehmigt.

(2) Die Finanzhilfe der Gemeinschaft wird auf 50% der Kos-
ten der virologischen und serologischen Laboruntersuchungen
und der Kosten der Entschädigung von Bestandsbesitzern für die
Tötung von Tieren, die Italien im Rahmen der Durchführung
des Programms gemäß Absatz 1 entstehen, bzw. auf einen
Höchstbetrag von 200 000 EUR festgesetzt.

KAPITEL IX

Klassische Schweinepest

Artikel 46

(1) Das von Belgien vorgelegte Programm zur Tilgung und
Überwachung der Klassischen Schweinepest wird mit Laufzeit
vom 1. Januar 2005 bis 31. Dezember 2005 genehmigt.

(2) Die Finanzhilfe der Gemeinschaft wird auf 50% der Kos-
ten der virologischen und serologischen Untersuchungen von
Hausschweinen und der Überwachung der Schwarzwildpopula-
tion, die Belgien im Rahmen der Durchführung des Programms
gemäß Absatz 1 entstehen, bzw. auf einen Höchstbetrag von
15 000 EUR festgesetzt.

Artikel 47

(1) Das von der Tschechischen Republik vorgelegte Pro-
gramm zur Tilgung und Überwachung der Klassischen Schwei-
nepest wird mit Laufzeit vom 1. Januar 2005 bis 31. Dezember
2005 genehmigt.

(2) Die Finanzhilfe der Gemeinschaft wird auf 50% der Kos-
ten der virologischen und serologischen Untersuchungen von
Hausschweinen und der Überwachung der Schwarzwildpopula-
tion, die der Tschechischen Republik im Rahmen der Durch-
führung des Programms gemäß Absatz 1 entstehen, bzw. auf
einen Höchstbetrag von 100 000 EUR festgesetzt.

Artikel 48

(1) Das von Deutschland vorgelegte Programm zur Tilgung
und Überwachung der Klassischen Schweinepest wird mit Lauf-
zeit vom 1. Januar 2005 bis 31. Dezember 2005 genehmigt.
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(2) Die Finanzhilfe der Gemeinschaft wird auf 50% der Kos-
ten der virologischen und serologischen Untersuchungen von
Hausschweinen und der Überwachung der Schwarzwildpopula-
tion, die Deutschland im Rahmen der Durchführung des Pro-
gramms gemäß Absatz 1 entstehen, bzw. auf einen Höchstbe-
trag von 800 000 EUR festgesetzt.

Artikel 49

(1) Das von Frankreich vorgelegte Programm zur Tilgung
und Überwachung der Klassischen Schweinepest wird mit Lauf-
zeit vom 1. Januar 2005 bis 31. Dezember 2005 genehmigt.

(2) Die Finanzhilfe der Gemeinschaft wird auf 50% der Kos-
ten der virologischen und serologischen Untersuchungen von
Hausschweinen und der Überwachung der Schwarzwildpopula-
tion, die Frankreich im Rahmen der Durchführung des Pro-
gramms gemäß Absatz 1 entstehen, bzw. auf einen Höchstbe-
trag von 150 000 EUR festgesetzt.

Artikel 50

(1) Das von Luxemburg vorgelegte Programm zur Tilgung
und Überwachung der Klassischen Schweinepest wird mit Lauf-
zeit vom 1. Januar 2005 bis 31. Dezember 2005 genehmigt.

(2) Die Finanzhilfe der Gemeinschaft wird auf 50% der Kos-
ten der virologischen und serologischen Untersuchungen von
Hausschweinen und der Überwachung der Schwarzwildpopula-
tion, die Luxemburg im Rahmen der Durchführung des Pro-
gramms gemäß Absatz 1 entstehen, bzw. auf einen Höchstbe-
trag von 100 000 EUR festgesetzt.

Artikel 51

(1) Das von Slowenien vorgelegte Programm zur Tilgung
und Überwachung der Klassischen Schweinepest wird mit Lauf-
zeit vom 1. Januar 2005 bis 31. Dezember 2005 genehmigt.

(2) Die Finanzhilfe der Gemeinschaft wird auf 50% der Kos-
ten der virologischen und serologischen Untersuchungen von
Hausschweinen und der Überwachung der Schwarzwildpopula-
tion, die Slowenien im Rahmen der Durchführung des Pro-
gramms gemäß Absatz 1 entstehen, bzw. auf einen Höchstbe-
trag von 10 000 EUR festgesetzt.

Artikel 52

(1) Das von der Slowakischen Republik vorgelegte Programm
zur Tilgung und Überwachung der Klassischen Schweinepest

wird mit Laufzeit vom 1. Januar 2005 bis 31. Dezember
2005 genehmigt.

(2) Die Finanzhilfe der Gemeinschaft wird auf 50% der Kos-
ten, die der Slowakische Republik im Rahmen der Durchfüh-
rung des Programms gemäß Absatz 1 entstehen, bzw. auf einen
Höchstbetrag von 200 000 EUR festgesetzt. Sie wird gewährt
für

a) den Erwerb und die Abgabe von Impfstoffen;

b) virologische und serologische Untersuchung von Haus- und
Wildschweinen.

KAPITEL X

Aujeszky-Krankheit

Artikel 53

(1) Das von Belgien vorgelegte Programm zur Tilgung der
Aujeszky-Krankheit wird mit Laufzeit vom 1. Januar 2005 bis
31. Dezember 2005 genehmigt.

(2) Die Finanzhilfe der Gemeinschaft wird auf 50% der Kos-
ten der Laboruntersuchungen, die Belgien im Rahmen der
Durchführung des Programms gemäß Absatz 1 entstehen,
bzw. auf einen Höchstbetrag von 300 000 EUR festgesetzt.

Artikel 54

(1) Das von Spanien vorgelegte Programm zur Tilgung der
Aujeszky-Krankheit wird mit Laufzeit vom 1. Januar 2005 bis
31. Dezember 2005 genehmigt.

(2) Die Finanzhilfe der Gemeinschaft wird auf 50% der Kos-
ten der Laboruntersuchungen, die Spanien im Rahmen der
Durchführung des Programms gemäß Absatz 1 entstehen,
bzw. auf einen Höchstbetrag von 250 000 EUR festgesetzt.

Artikel 55

(1) Das von Ungarn vorgelegte Programm zur Tilgung der
Aujeszky-Krankheit wird mit Laufzeit vom 1. Januar 2005 bis
31. Dezember 2005 genehmigt.

(2) Die Finanzhilfe der Gemeinschaft wird auf 50% der Kos-
ten der Laboruntersuchungen, die Ungarn im Rahmen der
Durchführung des Programms gemäß Absatz 1 entstehen,
bzw. auf einen Höchstbetrag von 50 000 EUR festgesetzt.
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Artikel 56

(1) Das von Irland vorgelegte Programm zur Tilgung der
Aujeszky-Krankheit wird mit Laufzeit vom 1. Januar 2005 bis
31. Dezember 2005 genehmigt.

(2) Die Finanzhilfe der Gemeinschaft wird auf 50% der Kos-
ten der Laboruntersuchungen, die Irland im Rahmen der Durch-
führung des Programms gemäß Absatz 1 entstehen, bzw. auf
einen Höchstbetrag von 50 000 EUR festgesetzt.

Artikel 57

(1) Das von Portugal vorgelegte Programm zur Tilgung der
Aujeszky-Krankheit wird mit Laufzeit vom 1. Januar 2005 bis
31. Dezember 2005 genehmigt.

(2) Die Finanzhilfe der Gemeinschaft wird auf 50% der Kos-
ten der Laboruntersuchungen, die Portugal im Rahmen der
Durchführung des Programms gemäß Absatz 1 entstehen,
bzw. auf einen Höchstbetrag von 25 000 EUR festgesetzt.

Artikel 58

(1) Das von der Slowakischen Republik vorgelegte Programm
zur Tilgung der Aujeszky-Krankheit wird mit Laufzeit vom
1. Januar 2005 bis 31. Dezember 2005 genehmigt.

(2) Die Finanzhilfe der Gemeinschaft wird auf 50% der Kos-
ten der Laboruntersuchungen, die der Slowakischen Republik im
Rahmen der Durchführung des Programms gemäß Absatz 1
entstehen, bzw. auf einen Höchstbetrag von 25 000 EUR fest-
gesetzt.

KAPITEL XI

Herzwasser, Babesiose und Anaplasmose

Artikel 59

(1) Das von Frankreich für Guadeloupe vorgelegte Programm
zur Tilgung von Herzwasser, Babesiose und Anaplasmose wird
mit Laufzeit vom 1. Januar 2005 bis 31. Dezember 2005 ge-
nehmigt.

(2) Das von Frankreich für Martinique vorgelegte Programm
zur Tilgung von Herzwasser, Babesiose und Anaplasmose wird
mit Laufzeit vom 1. Januar 2005 bis 31. Dezember 2005 ge-
nehmigt.

3. Das von Frankreich für Réunion vorgelegte Programm zur
Tilgung von Herzwasser, Babesiose und Anaplasmose wird mit
Laufzeit vom 1. Januar 2005 bis 31. Dezember 2005 geneh-
migt.

4. Die Finanzhilfe der Gemeinschaft wird auf 50% der Kos-
ten, die Frankreich für die Durchführung der Programme gemäß
den Absätzen 1, 2 und 3 entstehen, bzw. auf einen Höchstbe-
trag von 150 000 EUR festgesetzt.

KAPITEL XII

Allgemeine und Schlussbestimmungen

Artikel 60

(1) Im Rahmen der Programme gemäß den Artikeln 9 bis 33
werden die zuschussfähigen Kosten für die Entschädigung von
Bestandsbesitzern für die Tötung von Tieren gemäß den Absät-
zen 2 und 3 begrenzt.

(2) Die den Mitgliedstaaten zu erstattende durchschnittliche
Entschädigungszahlung wird auf der Grundlage der in dem be-
treffenden Mitgliedstaat getöteten Tiere berechnet und begrenzt
auf

a) einen Höchstbetrag von 300 EUR je Tier für Rinder;

b) einen Höchstbetrag von 35 EUR je Tier für Schafe und Zie-
gen.

3. Der Entschädigungshöchstbetrag, der den Mitgliedstaaten
je Tier zu erstatten ist, wird festgesetzt auf 1 000 EUR je Rind
und 100 EUR je Schaf/Ziege.

Artikel 61

(1) Die Höchstbeträge, die den Mitgliedstaaten im Rahmen
der Programme gemäß den Artikeln 9 bis 33 und 53 bis 58
zu erstatten sind, werden wie folgt festgesetzt:

a) Rose-Bengal-Test: 0,3 EUR je Test;
b) Komplementbindungstest: 0,6 EUR je Test,
c) ELISA-Test 1 EUR je Test,
d) Agargelimmundiffusionstest 0,8 EUR je Test;
f) Tuberkulinprobe 0,8 EUR je Test;
g) Gamma-Interferon-Test 3 EUR je Test;
h) Impfstoffdosis: 0,1 EUR je Dosis.
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Artikel 62

Als Wechselkurs für die im Monat „n“ in Landeswährung ein-
gereichten Anträge wird der am zehnten Tag des Monats „n+1“
oder der am ersten vorausgehenden Tag, für den ein Wechsel-
kurs vorliegt, geltende Wechselkurs zugrunde gelegt.

Artikel 63

(1) Die Finanzhilfe der Gemeinschaft für die Programme ge-
mäß den Artikeln 1 bis 59 wird unter der Voraussetzung ge-
währt, dass die Programme im Einklang mit den geltenden Ge-
meinschaftsvorschriften, einschließlich den Wettbewerbsregeln
und Vorschriften für die Vergabe öffentlicher Aufträge, durch-
geführt werden, und die Bedingungen gemäß den Buchstaben a)
bis f) erfüllt sind:

a) Der betreffende Mitgliedstaat setzt bis zum 1. Januar 2005
die zur Durchführung des Programms erforderlichen Rechts-
und Verwaltungsvorschriften in Kraft;

b) Gemäß Artikel 24 Absatz 7 der Entscheidung 90/424/EWG
wird der Kommission bis zum 1. Juni 2005 eine erste tech-
nische und finanzielle Bewertung des Programms übermittelt;

c) spätestens vier Wochen nach Ende des Berichterstattungs-
zeitraums wird ein Zwischenbericht über die ersten sechs
Monate der Programmlaufzeit vorgelegt;

d) bis spätestens 1. Juni 2006 wird ein Schlussbericht über die
technische Durchführung des Programms mit Belegen über

die getätigten Ausgaben und die im Zeitraum vom 1. Januar
2005 bis 31. Dezember 2005 erzielten Ergebnisse übermit-
telt;

e) das Programm wird ordnungsgemäß durchgeführt;

f) für die betreffenden Maßnahmen wurde bzw. wird keine
weitere Finanzhilfe der Gemeinschaft beantragt.

(2) Hält ein Mitgliedstaat die Vorschriften gemäß Absatz 1
nicht ein, so wird die Finanzhilfe der Gemeinschaft für diesen
Mitgliedstaat von der Kommission unter Berücksichtigung der
Art und Schwere des Verstoßes und der damit einhergehenden
finanziellen Verluste für die Gemeinschaft gekürzt.

Artikel 64

Dieser Beschluss gilt ab 1. Januar 2005.

Artikel 65

Diese Entscheidung ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.

Brüssel, den 30. November 2004

Für die Kommission
Markos KYPRIANOU

Mitglied der Kommission
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BERICHTIGUNGEN

Berichtigung der Verordnung (EG) Nr. 1646/2004 der Kommission vom 20. September 2004 zur Änderung des
Anhangs I der Verordnung (EWG) Nr. 2377/90 des Rates zur Schaffung eines Gemeinschaftsverfahrens für die

Festsetzung von Höchstmengen für Tierarzneimittelrückstände in Nahrungsmitteln tierischen Ursprungs

(Amtsblatt der Europäischen Union L 296 vom 21. September 2004)

Seite 8, Anhang:

anstatt: „2.1.4 Phenolderivate einschließlich Salizylanilide“

muss es heißen: „2.1.1 Salizylanilide“.

Berichtigung der Verordnung (EG) Nr. 821/2004 des Rates vom 26. April 2004 zur Änderung der Verordnung
(EG) Nr. 2229/2003 zur Einführung eines endgültigen Antidumpingzolls und zur endgültigen Vereinnahmung des

vorläufigen Antidumpingzolls auf die Einfuhren von Silicium mit Ursprung in Russland

(Amtsblatt der Europäischen Union L 127 vom 29. April 2004)

Auf Seite 2, Punkte 8 und 9:

anstatt: „8. Name des Unternehmens, das als Einführer tätig ist und an das das Unternehmen die Rechnung direkt
ausgestellt hat.

9. Name des Vertreters des Unternehmens, der die Handelsrechnung ausgestellt und die folgende Er-
klärung unterzeichnet hat:

‚Ich, der Unterzeichnete, bestätige hiermit, dass der Verkauf durch [Unternehmen] der auf dieser
Rechnung aufgeführten Waren zur Direktausfuhr in die Europäische Union im Rahmen und im
Einklang mit der von [Unternehmen] angebotenen und von der Europäischen Kommission mit
dem Beschluss ... angenommenen Verpflichtung erfolgt. Der Unterzeichnete erklärt, dass die Angaben
in dieser Rechnung richtig und vollständig sind.‘ “

muss es heißen: „8. Name des ersten unabhängigen Abnehmers in der Gemeinschaft, an den das verkaufende Unter-
nehmen die Rechnung direkt ausgestellt hat.

9. Name des Vertreters des verkaufenden Unternehmens, der die Handelsrechnung ausgestellt und die
folgende Erklärung unterzeichnet hat:

‚Ich, der Unterzeichnete, bestätige hiermit, dass der Verkauf der auf dieser Rechnung aufgeführten
Waren zur Direktausfuhr in die Europäische Union im Rahmen und im Einklang mit der von
[Unternehmen] angebotenen und von der Europäischen Kommission mit dem [Beschluss ...] ange-
nommenen Verpflichtung erfolgt. Der Unterzeichnete erklärt, dass die Angaben in dieser Rechnung
richtig und vollständig sind.‘ “
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